
Transit
E U R O P Ä IS C H E  R E V U E

Religion und politische Kultur

Alessandro Ferrara 

Andrea Roedig

Mongin /  Schlegel 

Mikolaj Kunicki

Abdessalam Cheddadi 

Shlomo Avineri

Soody Sharifi

Religion und postsäkulare Vernünftigkeit 

Das Fleisch der Zeichen. Katholizismus, 

Gretchenfragen und postmoderne Zeiten 

Für einen neuen Laizismus in Frankreich 

Kirche und Staat im kommunistischen Polen 

Toleranz im Islam

Staatskunst ohne Staat. Ein jüdischer 

Beitrag zur politischen Geschichte? 

Teenager. Photographien

Osteuropäische Exkursionen

Aleksander Smolar Polen: Die Radikalen an der Macht

Wojciech Orlinski Ex Oriente horror. Osteuropa-Stereotypen 

in der Populärkultur

Timothy Snyder Der vergessene Geheimkrieg um die Ukraine

verlag neue kritik 31



Transit wird herausgegeben am Institut für die Wissenschaften vom Menschen 
(IWM) in Wien und erscheint im Verlag Neue Kritik, Frankfurt am Main 

Herausgeber: Krzysztof Michalski (Wien/Boston)

Redaktion: Klaus Nellen (Wien)

Redaktionsassistenz: Judith Bösch, Sven Hartwig, Florian Korczak

Redaktionskomitee: Jan Blonski (Krakau), Peter Demetz (New Haven), Timo-
thy Garton Ash (Oxford), Jacqueline Henard (Paris), Tony Judt (New York), 
Cornelia Klinger (Wien), Janos Matyas Kovacs (Budapest/Wien), Claus Legge- 
wie (Gießen), Jacques Rupnik (Paris), Aleksander Smolar (Warschau/Paris), Josef 
Wais (Wien, Photographie)

Beirat: Lord Dahrendorf (London), Bronislaw Geremek (Warschau), Elemer 
Hankiss (Budapest), Petr Pithart (Prag), Fritz Stern (New York)

Redaktionsanschrift: Transit, Institut für die Wissenschaften vom Menschen, 
Spittelauer Lände 3, A-1090 Wien, Telefon (+431) 31358-0, Fax (+431) 31358-30 
www.iwm.at

Website von Transit: Europäische Revue und Tr@nsit_online\ www.iwm.at/transit

Verlagsanschrift: Verlag Neue Kritik, Kettenhofweg 53, D-60325 Frankfurt/ 
Main, Telefon (069) 72 75 76, Fax (069) 72 65 85, E-mail: verlag@neuekritik.de

ISSN 0938-2062 /  ISBN 978-3-8015-0593-6

Transit ist Partner von Eurozine -  the netmagazine (www.eurozine.com), einem Zusammen-
schluss europäischer Kulturzeitschriften im Internet. Transit is regularly listed in the Internati-
onal Current Awareness Services. Selected material is indexed in the International Bibliography 
of the Social Sciences.

Nachweise: Ivan Krastevs Beitrag erschien zuerst unter dem Titel „The Unraveling of the Post- 
1989 O rder“ im Journal o f  Democracy 27:4 (2016), S. 88-98. © 2016 National Endowment for 
Democracy and Johns Hopkins University Press. Reprinted with permission of Johns Hopkins 
University Press. Dem Beitrag von Karl Schlögel liegt seine Dankesrede zum Deutschen H isto-
rikerpreis 2016 zugrunde.

© 2006 für sämtliche Texte und deren Übersetzungen Transit /  IWM.

© IWM 2023. This work is licensed under CC BY-NC-ND 4.0.

http://www.iwm.at
http://www.iwm.at/transit
mailto:verlag@neuekritik.de
http://www.eurozine.com
http://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/?ref=chooser-v1
http://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/?ref=chooser-v1


Transit 31 (Sommer 2006)

Editorial

Religion und politische Kultur

Alessandro Ferrara
Religion und postsäkulare Vernünftigkeit

Andrea Roedig
Das Fleisch der Zeichen.
Ein Versuch über Katholizismus, Gretchenfragen 
und die postmodernen Zeiten

Olivier Mongin und Jean-Louis Schlegel
Für eine Erneuerung des Laizismus in Frankreich

Mikolaj Kunicki
Zwischen Anpassung, Widerstand und Dialog. 
Das Verhältnis von Kirche und Staat 
im kommunistischen Polen 1945-1989

Abdessalam Cheddadi
Toleranz im Islam

Soody Sharifi
Teenager. Photographien

Shlomo Avineri
Staatskunst ohne Staat.
Ein jüdischer Beitrag zur politischen Geschichte?

3

5

26

43

52

69

nach Seite 88

89



Osteuropäische Exkursionen

Aleksander Smolar
Polen: Die Radikalen an der Macht

Wojciech Orlinski
Ex Oriente horror.
Osteuropa-Stereotypen in der Populärkultur

Timothy Snyder
Der vergessene Geheimkrieg.
Der polnisch-sowjetische Kampf der Geheimdienste 
um die Ukraine und wie das Europa von heute zustande kam

Zu den Autorinnen und Autoren

114

132

153

174



3

Editorial

Es sind vor allem zwei Faktoren, die heute dazu zwingen, über ein »post­
säkulares« Verhältnis von Religion und politischer Öffentlichkeit nachzu­
denken: zum einen das wachsende Bewusstsein, dass Europas Säkularis­
mus nicht paradigmatisch für moderne Gesellschaften ist, sondern eher 
einen Sonderweg darstellt; zum andern die in der letzten Zeit dramatisch 
zunehmende Spannung zwischen diesem Säkularismus und dem -  selbst 
in einem Transformationsprozess befindlichen -  Religionsverständnis 
und -gebrauch des Islam. Die Diskussion, die zu dieser Problematik seit 
einiger Zeit in Transit geführt wird1, möchten wir mit den Artikeln des 
Schwerpunkts »Religion und politische Kultur« im vorliegenden Heft 
fortsetzen. Alessandro Ferrara (Rom) plädiert für einen »postsäkularen« 
Vernunftgebrauch, der den nichtreligiösen Bürgern mehr hermeneutische 
Anstrengung gegenüber ihren religiösen Mitbürgern abverlangt. Abdessa- 
lam Cheddadi (Rabat /  Paris) fordert -  gleichsam spiegelsymmetrisch zu 
Ferrara -  eine Rückbesinnung auf die alte Tugend der Toleranz in der 
islamischen Kultur. Andrea Roedig (Berlin) legt die uneingestandenen 
Affinitäten zwischen Katholizismus und Postmoderne frei. Olivier Mon- 
gin und Jean-Louis Schlegel (Paris) sehen akuten Reformbedarf für den 
französischen Laizismus. Mikolaj Kunicki (Notre Dame, Indiana) erzählt 
die Geschichte der katholischen Kirche im kommunistischen Polen zwi­
schen Anpassung, Widerstand und Dialog. Shlomo Avineri (Jerusalem) 
schließlich zeichnet die Geschichte der vorstaatlichen jüdischen Politik 
vom 18. Jahrhundert bis zur Gründung Israels nach.

Die Photographien von Soody Sharifi (Houston, Texas) kann man als 
Beitrag zur Dekonstruktion kultureller Stereotypen des Islam auf beiden 
Seiten, der westlichen und der muslimischen lesen. Sie schreibt über ihre 
»Teenager«-Serie:

Ich untersuche die Spannung zwischen privaten und öffentlichen Räumen, 
indem ich Szenarien arrangiere, welche die Stereotypen des Islam unterlaufen, 
wie sie die Medien täglich reproduzieren. Gleichzeitig hoffe ich, damit auch die 
muslimischen Konventionen für Schicklichkeit herauszufordern. (...) Teenager 
sind Gruppenwesen mit einer stark ausgeprägten Selbstwahrnehmung, insbe­
sondere, wenn sie sich zwischen verschieden Kulturen befinden. Im Iran etwa
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leben die Teenager zugleich in der sie umgebenden Kultur der Erwachsenen 
und ihrer ganz eigenen Kultur -  ohne dass beide einander ausschlössen. (...) 
Teenager legen größten W ert auf ihre äußere Erscheinung und investieren viel 
Zeit in ihre visuellen Selbstdarstellung. Um sich auszudrücken, übernehmen sie 
begierig Elemente aus dem globalen Repertoire der Populärkultur, aus Maga­
zinen, Internet, Fernsehen.2

Der zweite Teil des Heftes bietet drei Ausflüge nach Osteuropa an. Alek­
sander Smolar (Warschau/Paris) rekonstruiert die Vorgeschichte des Auf­
stiegs der polnischen Rechten, die seit 2005 regiert und das erfolgreiche 
polnische Transformationsmodell radikal in Frage stellt, da es den Kräften 
des Ancien Regime erlaubt habe, unter Beihilfe durch die politische Mitte 
die Schlüsselstellen in Staat und Verwaltung, Wirtschaft und Medien zu 
besetzen. Daher, so argumentieren die Zwillinge Kaczynski, sei eine nach­
holende moralische Revolution an der Tagesordnung. Mit Wojciech Orlinski 
(Warschau) reisen wir durch einen imaginären Osten, der sich als Projek­
tion westlicher Ängste und Wünsche entpuppt. Allerdings ergeben sich 
dabei auch überraschende Parallelen zu den sehr realen polnischen Verhält­
nissen, die Smolar untersucht. Timothy Snyder (Yale) schließlich ist in 
bisher unberührte Archive gestiegen und hat ein unbekanntes Kapitel der 
Zwischenkriegszeit - und der Vorgeschichte des Kalten Krieges -  zutage 
gefördert. »Der vergessene Geheimkrieg« erzählt, mit welchen, zum Teil 
phantastischen Strategien, sich der polnische und der sowjetische Geheim­
dienst um die Ukraine stritten.

Wien, im Juli 2006

Anmerkungen
1 Vgl. insbesondere die Hefte 26 und 27 mit dem Schwerpunkt »Religionen und europäische 

Solidarität«.
2 Mehr zur Arbeit der Künstlerin auf www.soody-sharifi.com. Vgl. hierzu auch den Artikel von 

Nilüfer Göle über »Neue Muslime und europäische Öffentlichkeit«, in: Transit 26 (2004).

http://www.soody-sharifi.com
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Alessandro Ferrara 
RELIGION UND

POSTSÄKULARE VERNÜNFTIGKEIT

Es gibt keinen Krieg zwischen Religion und Demokratie, oder es
muss keinen Krieg geben. In dieser Hinsicht unterscheidet sich der
politische Liberalismus scharf vom Liberalismus der Aufklärung,
der historisch das orthodoxe Christentum angegriffen hat, und weist
ihn zurück.1 , ,

John Rawls

Interkulturalität scheint mir heute eine unerlässliche Dimension für 
die Diskussion um die Grundfrage des Menschseins zu bilden, die 
weder rein binnenchristlich noch rein innerhalb der abendländischen 
Vernunfttradition geführt werden kann.

Joseph Ratzinger

Wir verzeichnen heute tiefgreifende Verschiebungen im Verhältnis von 
Religion und Politik, die nicht ohne Antwort bleiben können. Wie sie 
aussehen könnten, soll im Folgenden erörtert werden. Grundsätzlich halte 
ich die in westlichen Demokratien aufkommende Forderung nach einer 
»öffentlichen Rolle« des religiösen Glaubens oder zumindest seiner Ent­
privatisierung für gerechtfertigt und legitim. Akzeptiert man dieses Ansin­
nen, ist es erforderlich, den Nexus von Religion, moderner Gesellschaft 
und Politik genauer zu untersuchen.

Ich schreibe dies nach einem gescheiterten Referendum in Italien -  
wahrlich eine traurige Zeit für die Demokratie. Das Ziel des Referendums 
war die Abschaffung von Gesetzen, die, auf christlichen Druck hin, die 
heutigen Möglichkeiten künstlicher Befruchtung streng beschneiden. 
Doch die Kirche, besonders Kardinal Ruini, machte sich ihre moralische 
Autorität über die Gläubigen zunutze, boykottierte das Referendum er­
folgreich und nahm damit vehement Einfluss auf die italienische Politik. 
Ich teile die Empörung vieler Bürger im Hinblick auf die heuchlerische 
Forderung der Geistlichkeit, in der Zivilgesellschaft als »eine Stimme unter 
anderen« betrachtet zu werden, als wäre die katholische Kirche eine Art 
Amnesty International des Glaubens, eine Art Greenpeace des Heiligen
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Geistes, ganz so, als gäbe es keinen Artikel in der italienischen Verfassung, 
der die Kirche ausdrücklich in den Rang einer dem Staat ebenbürtigen 
Macht erhebt.3 Diese verfassungsmäßig verbürgte Anerkennung der vollen 
Souveränität der Kirche in ihrem Machtbereich lässt es offenkundig als 
illegitim erscheinen, ihre Macht einzusetzen, um die Kräfteverhältnisse in 
der politischen Arena zu ihren Gunsten zu beeinflussen. Was würden wir 
sagen, wenn jemand, dem die Verfassung eine ähnlich herausgehobene 
Stellung gibt, zum Beispiel der Präsident der Italienischen Republik, für 
sich das Recht in Anspruch nähme, den Bürgern nach seinem persönlichen 
Empfinden und seiner Privatmeinung Ratschläge zu erteilen, wen sie wäh­
len sollen? Offensichtlich leidet die katholische Kirche in diesem Land 
kaum an »übermäßiger Privatisierung«, sie braucht keine zusätzliche, et­
waige Benachteiligungen ausgleichende »öffentliche Rolle«, im Gegenteil: 
Sie ist, wie seit Jahrhunderten, eine Macht ohne demokratische Legitimati­
on, die nicht geschützt, sondern in ihre Schranken gewiesen werden muss. 
Freilich möchte ich im Folgenden die Frage, ob sich etwas im klassischen 
liberalen und demokratischen Verständnis der Beziehung von Religion 
und Politik ändern sollte, losgelöst von der italienischen Tagespolitik 
erörtern.

Es besteht kein Zweifel, dass die Religion in dem neuen Szenario, das seit 
1989 in Erscheinung tritt, mit Macht auf die politische Bühne zurückge­
kehrt ist. Seit einiger Zeit konstatieren Soziologen wie Peter Berger, Jose 
Casanova und Adam Seligman Prozesse der Entsäkularisierung, der Wie­
derkehr des Bedürfnisses nach dem Heiligen, eine wachsende Bedeutung, 
die religiöse Symbole und Themen für immer mehr Menschen und Grup­
pen gewinnen.4 Im Laufe der Zeit erwies sich die Idee einer fortschreiten­
den Säkularisierung moderner Gesellschaften als das, was sie letztendlich 
ist: nur eine weitere, durch und durch ideologische Geschichtsphilosophie. 
Nicht nur ist das »religiöse Phänomen« nicht verschwunden, da es in die 
Gesellschaft als solche eingebettet ist, für die es (wie es Emil Dürkheim 
meisterhaft erklärte) eine sowohl idealisierende wie integrierende Funktion 
hat; in der fortgeschrittenen Moderne hat die Religion auch eine Präsenz 
auf der öffentlichen Bühne gewonnen, die sie in der frühen Moderne 
verloren zu haben schien.

Vorläufig haben wir jedoch nur die Tatsachen beschrieben. Die Frage, 
die ich stellen möchte, ist indessen normativer Art. Wenn sich unsere 
Wahrnehmung der Beziehung zwischen Modernisierung und dem religio-
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sen Phänomen geändert hat, sollten wir dann nicht auch die Beziehung 
zwischen Politik und Religion in der westlichen Welt überdenken? Müs­
sen Konzepte wie die religiöse Neutralität der Institutionen oder die 
Trennung von Kirche und Staat im Lichte der neu entstandenen Szenarios 
neu bewertet werden? Ist die Vorstellung von Säkularisierung als Bestim­
mung moderner Gesellschaften noch immer richtig, wo wir doch das 
religiöse Phänomen als etwas betrachten, was bleiben wird und zudem 
einen inneren Wert besitzt?5

Das entscheidende Signal, dass sich etwas Grundlegendes geändert hat, 
kommt aus der politischen Philosophie selbst. Es sind nicht nur antilibe­
rale, neokonservative oder kommunitaristische Autoren, die uns drängen, 
die religiöse Neutralität des Staates oder seine Trennung von der Kirche zu 
überdenken. Vielmehr fragen sich Autoren wie Jürgen Habermas und John 
Rawls, ob die Interpretation dieser Konzepte durch die liberale politische 
Theorie nicht allzu restriktiv war.6

Politik im liberalen und demokratischen Sinn gründet auf der Trennung 
von Staat und Kirche. Religiöse Lehren sind in ihrer Freiheit geschützt, 
Offenbarungswissen zu vermitteln und Wege der Erlösung zu weisen, zu 
bestimmen und zu deuten, was heilig ist, Rituale festzulegen, das tägliche 
Leben mit Transzendenz zu erfüllen, das Band zwischen den Gläubigen zu 
feiern -  solange sie sich dabei nicht der Gewalt des Staates bedienen und 
den Gläubigen nicht aufzwingen, wozu diese sich nicht freiwillig beken­
nen, und solange sie jenen, die sich heute zu ihnen bekennen, erlauben, sich 
morgen von ihnen loszusagen, sollte dies ihr Wille sein. Dies ist das 
wohlerprobte Rezept, dem wir die Entstehung der demokratischen Gesell­
schaften verdanken, in denen wir heute leben. Welche Gründe könnte es 
geben, dieses Rezept heute infrage zu stellen?

Die Gleichheit der Bürger ernst nehmen

Was diese Balance in den Augen der säkular eingestellten politischen 
Philosophie heute belastet und eine kritische Analyse dieses Rezeptes 
rechtfertigt, ist die Tatsache, dass in der liberalen Demokratie nur nichtre­
ligiöse, säkulare Gründe eine legitime Basis für bindende Entscheidungen 
darstellen. Dies bürdet aber jenen Bürgern, die ihren Glauben hingebungs­
voll leben, eine zusätzliche Last auf, wenn sie sich im vollen Umfang am 
demokratischen Prozess beteiligen wollen. Wenn die einzige Währung, die
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in der politischen Arena im Umlauf ist, aus »vorletzten« (im Gegensatz zu 
»letzten«) Gründen besteht, nämlich aus den vernünftigen »säkularen« 
Gründen, die Gläubige und Nichtgläubige gleichermaßen teilen können, 
dann ist es offensichtlich, dass nicht alle Bürger völlig gleich sind. Auf­
grund des religiösen Wesens ihrer tiefsten Überzeugungen wird gläubigen 
Bürgern nämlich damit eine zusätzlich hermeneutische Anstrengung ab­
verlangt, ihre Glaubensüberzeugungen in solche Gründe umzuformulie­
ren, die allein in der politischen Debatte legitime Geltung beanspruchen 
dürfen. Daher ist es nötig, eine bessere Balance zu finden, nicht um dem 
gewandelten Zeitgeist Tribut zu zollen, sondern im Namen des Prinzips 
der Gleichheit. Rawls und Habermas bieten unabhängig voneinander zwei 
im Wesentlichen konvergierende, aber in einigen interessanten Aspekten 
differierende Ideen an, um die egalitäre Gleichung, die den normativen 
Eckpfeiler des liberalen Gemeinwesens bildet, wiederherzustellen.

Beide beschreiben den gesellschaftlichen Raum als zweigeteilt: auf der 
einen Seite ein streng öffentlicher Bereich, dessen Regeln von allen Verbin­
dungen zur Religion frei sein müssen, auf der anderen Seite ein ebenso 
öffentlicher Bereich -  öffentlich in dem Sinne, dass er sich nicht auf die 
heimischen vier Wände beschränkt -, der aber nicht gleich strukturiert ist. 
In letzterem genießen die gläubigen Bürger die Freiheit, Ideen Ausdruck 
zu verleihen, die in ihrem religiösen Credo wurzeln. Rawls nennt diese 
beiden Teile des sozialen Raumes das »öffentliche Forum« und die »Hin­
tergrundkultur«, während Habermas unterscheidet zwischen der »star­
ken«, veranstalteten Öffentlichkeit der demokratischen politischen Insti­
tutionen und einer eher informellen, »schwachen« Öffentlichkeit. Rawls 
distanziert sich ausdrücklich von einer restriktiven Interpretation seines 
Konzeptes der öffentlichen Vernunft und der »Vernünftigkeit«: Auf der 
Grundlage einer »weiten Auffassung« der öffentlichen Vernunft könnten 
Bürger jederzeit legitimerweise ihre tiefsten, von der Religion inspirierten 
Glaubensüberzeugungen in die Öffentlichkeit tragen. Voraussetzung da­
für ist jedoch, dass den von ihnen vorgeschlagenen, ursprünglich religiösen 
Gründen, sobald sie in Gesetzen formalisiert werden, andere, säkulare 
Gründe beigesellt werden, die von den nichtgläubigen Bürgern geteilt 
werden können. Des Weiteren ist die öffentliche Vernunft nur eine der 
Modalitäten legitimer öffentlicher Rede; Rawls fügt dieser noch drei wei­
tere Formen hinzu: »Vermutungen«, »Deklarationen« und »Zeugnis ge­
ben«. Diese drei zusätzlichen Formen öffentlicher Rede stützen sich legi­
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timerweise hauptsächlich auf Gründe, die sich aus umfassenden religiösen 
Glaubenslehren speisen.7

Schließlich warnt uns Rawls davor, »öffentliche Vernunft« mit »säkula­
rer Vernunft« zu verwechseln. Wenn die Zeit kommt, ein Gesetz zu 
entwerfen, sind auch Bürger, die säkularen Lehren anhängen -  vom auf­
geklärten Rationalismus bis zum Kommunismus -  aufgefordert, ihre 
letzten Gründe in »vorletzte« umzuformulieren, die auch von jenen ange­
nommen werden können, die ihre Ideologien nicht teilen (und die in der 
Vergangenheit Formen des Fundamentalismus hervorgebracht haben, die 
nicht weniger zerstörerisch und oppressiv waren als die Formen des reli­
giösen Radikalismus). Da sie religiös neutral, aber nicht militant säkulari- 
stisch ist, erscheint die öffentliche Vernunft gleichermaßen weit entfernt 
von allen Formen der Vernunft, die von umstrittenen Annahmen mit 
einem umfassenden Anspruch ausgehen, seien sie religiöser oder säkularer 
Natur. Die interne Norm der öffentlichen Vernunft ist »Vernünftigkeit«, 
verstanden als die Fähigkeit, die Tatsache des Pluralismus und die Partiku- 
larität der eigenen Position anzuerkennen sowie als die Bereitschaft, in 
faire Kooperation mit anderen zu treten, eine Kooperation, die auf Prinzi­
pien beruht, die alle teilen können.

Habermas betont ebenfalls, dass es in der Öffentlichkeit keine Beschrän­
kungen der Art von Gründen geben kann, mit denen ein Vorschlag oder 
eine Kritik gerechtfertigt wird.8 Die Idee der Neutralität im strengen Sinn 
gilt nur für formelle Entscheidungsträger in der öffentlichen Sphäre: In 
Parlamentsprotokollen oder Gerichtsurteilen sind religiöse Verweise nicht 
erlaubt. Im Gleichklang mit Rawls’ Unterscheidung von »öffentlicher 
Vernunft« und »säkularer Vernunft« differenziert auch Habermas zwi­
schen säkularer, häufig wissenschaftlich fundierter Vernunft und der sog. 
postsäkularen Vernunft, die aus einem Lernprozess innerhalb der Tradition 
der Aufklärung resultiert und bereit ist, alles zu akzeptieren, was reli­
giöser Glaube lehren kann. Habermas zeigt sich jedoch besorgter als 
Rawls im Hinblick auf das, was er als zusätzliche hermeneutische Last 
definiert, eine Last der Übersetzung, die dem gläubigen Bürger durch die 
Tatsache auf gebürdet wird, dass die in demokratischer Politik gültige 
Währung nur jene der religiös neutralen Vernunft sein kann. Es ist eine 
Last, die pragmatische Bedenken hervorruft -  zum Beispiel die wachsende 
Entfremdung vieler religiös orientierter Bürger, die geringere Integrations­
kraft des kulturellen Systems, in dem sich ein Graben zwischen institutio­
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nalisierten säkularen und weit verbreiteten religiösen Werten auftut 
aber sie wirft auch ein genuin normatives Problem auf. Denn weil die »Last 
der Übersetzung«, Religiöses in säkulare Begriffe fassen zu müssen, die 
einen Bürger mehr trifft als die anderen, sieht Habermas dadurch das 
Prinzip der Gleichheit verletzt.

Diese Sorge führt Habermas dazu, einen Vorschlag zu formulieren, der 
sich in Rawls Werk nicht findet: Die zusätzliche Last der Übersetzung 
sollte sich gleichermaßen auf die Schultern von gläubigen und nichtgläubi­
gen Bürgern verteilen. Dies um sicherzustellen, dass gläubige Bürger ihres 
politischen Einflusses nicht dadurch beraubt werden, dass sie sich außer­
stande sehen, Gründe, die aus ihrem Glauben stammen, in religiös neutrale 
Gründe zu »übersetzen«. Denn jedes Sollen, so Habermas, muss auf einem 
Können beruhen, und dieses sei hier nicht ohne weiteres vorauszusetzen.

Das Gleiche sollte, wie ich meine, für Bürger gelten, die säkularen 
Lehren anhängen und ihre Forderungen nicht in eine »postsäkulare« Form 
übersetzen können -  ich denke hier nicht nur an den szientistischen 
Säkularismus, sondern auch an die säkularistischen Überzeugungen sozia­
listischer und kommunistischer Bewegungen, die religiösen Radikalismen 
in nichts nachstehen. Aber hier zögert Habermas, fast als ob der Bürger, 
der an eine säkulare Utopie glaubt, der »postsäkularen Vernunft«, auf 
welcher der öffentliche Diskurs basiert, in gewisser Weise näher stünde als 
der religiöse Bürger. Wie weit dies von der Wahrheit entfernt ist, zeigt 
schon eine oberflächliche Betrachtung der säkularen Ideologien, die das 20. 
Jahrhundert prägten. Der Prädestinationsglaube der proletarischen Revo­
lution, der Messianismus der Partei, das Misstrauen gegenüber der »bloß 
formellen« Demokratie, der einseitige Pazifismus, die romantische Dritte­
Welt-Ideologie, die Distanz zu »bürgerlicher Gerechtigkeit«, der Wider­
stand gegen die Unterdrückung durch »das System«, die Idee einer Weltre­
volution und viele andere klassische Themen sozialistischer Bewegungen 
bildeten den bald für selbstverständlich genommenen kulturellen Humus 
von Generationen von Bürgern. Die hermeneutische Aufgabe, die ihnen 
ab verlangt wird, um am Diskurs der öffentlichen Vernunft teilzunehmen, 
ist nicht minder anspruchsvoll als die Anstrengung, die von den meisten 
gläubigen Katholiken gefordert wird.

Dies ist jedoch erst der Beginn der Debatte. Erforderlich wäre eine 
Bestandsaufnahme der vorhandenen Vorschläge zur Entprivatisierung der 
Religion. Charles Taylor zum Beispiel warnt in seinem Aufsatz »A Catho-
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lic Modernity?« vor der Gefahr einer »spirituellen Lobotomie«, die dem 
christlichen Bürger unter dem Vorzeichen einer radikalen Durchsetzung 
des modernen Humanismus drohe, welcher ihm die Idee einer Fortent­
wicklung der Menschheit ohne transzendente Werte aufnötige.9 Diese 
Form des Humanismus »geteilter politischer Werte« könne dem gläubigen 
Bürger leicht als »willkürlicher Ausschluss der Religion im Namen einer 
rivalisierenden metaphysischen Lehre und nicht nur als Schutz und Kon­
trolle der Grenzen einer gemeinsamen und unabhängigen öffentlichen 
Sphäre« erscheinen.10 Allerdings gibt es hier keine einfache, einhellig akzep­
tierte Abhilfe. Taylor scheint einer ausgewogenen Kombination von »Huma­
nismen« den Vorzug zu geben, die in den verschiedenen säkularen und 
religiösen Visionen verankert sind, statt einer Begrenzung der öffentlichen 
Sphäre durch »Subtraktion« und »Ausklammerung« das Wort zu reden.

Michael Walzer schlägt eine flexiblere Trennungslinie zwischen Politik 
und Religion vor.11 Zuweilen hätten Gründe der Gerechtigkeit und das 
Prinzip der Gleichheit den Vorrang gegenüber einer rigiden Anwendung 
der als Neutralität verstandenen Trennung -  wenn der Staat zum Beispiel 
in der Absicht aus gleichender Gerechtigkeit benachteiligten Gruppen, die 
in der Vergangenheit unter Diskriminierung gelitten haben und in be­
stimmten Positionen systematisch unterrepräsentiert sind, Quoten ein­
räumt. Walzer zufolge kann der Staat bei anderen Gelegenheiten seine 
strenge Neutralität aus pragmatischen Gründen lockern, ohne dass dies 
tatsächlich als Verletzung des Neutralitätsprinzips gelten müsse. Ein Bei­
spiel ist die, in meinen Augen, richtige Entscheidung des Bürgermeisters 
von Rom, am Tag der Beerdigung von Papst Johannes Paul II. alle Schulen 
und Behörden zu schließen, denn dafür sprachen angesichts der gewaltigen 
Menschenmassen, die am Begräbnis teilnahmen, der Sicherheitsprobleme 
durch die Anwesenheit von 200 Staatsdelegationen und der üblichen Ver­
kehrsprobleme der Stadt pragmatische Gründe. Wer wollte behaupten, 
diese Ausnahme habe das Prinzip der religiösen Neutralität verletzt?

Es ist jedoch interessant, an diesem Punkt auf den Unterschied hinzu­
weisen, der zwischen der Umsetzung des Neutralitätsideals in den klassi­
schen liberalen Staatswesen und im historisch-konstitutionellen Kontext 
Italiens besteht, wo die Demokratie ein Spätankömmling und die demo­
kratische politische Kultur immer noch relativ schwach ist. Für Walzer ist 
die Feier des Osterfestes und des 1. Mai unvereinbar mit der Idee religiöser 
Neutralität des Staates: ein Paradebeispiel für Neutralität als »Ausklamme-
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rung« kontroverser Meinungen. In Italien hatten und haben beide Feste 
eine öffentliche Dimension, ohne dass dies jemandem als Verletzung der 
religiösen Neutralität auffiele, und ich betrachte dies als Symptom einer 
anderen Idee von Neutralität -  einer Idee, die in Zeiten massiver Migra­
tion und der daraus folgenden Umbrüche und Umbildungen politischer 
Kulturen vielleicht fruchtbarer und angemessener ist. In diesem Fall wird 
Neutralität nicht als Ausklammerung konfligierender religiöser oder säku­
larer Ideen verstanden, sondern als Suche nach einer Art Gleichgewicht 
zwischen ihnen. Neutralität durch Addition statt Subtraktion -  mit dem 
pluralistischen Pantheon als Modell und nicht den nackten Wänden öffent­
licher Gebäude, von denen Symbole des Glaubens verbannt sind.

Diese Überlegung ist inspiriert vom Prinzip der Gleichheit und einer 
»weiten Auffassung« der öffentlichen Vernunft. Sie berücksichtigt die 
zusätzliche hermeneutische Last, die gläubigen Bürgern zugemutet wird, 
und zieht die praktische Angemessenheit des Prinzips der Säkularisierung 
ins Kalkül. Ich möchte dieser Überlegung im Folgenden noch zwei weitere 
hinzufügen, um unsere Aufmerksamkeit auf zwei problematische Aspekte 
des »wohlerprobten Rezeptes« der Trennung von Religion und Politik zu 
lenken, wie es bisher verstanden wurde.

Die erste Überlegung betrifft die unterschiedliche Entwicklungsge­
schwindigkeit des religiösen und des religiös neutralen öffentlichen Be­
wusstseins (ein Unterschied, der sich beträchtlich vermindert, wenn man 
Formen religiösen und militant säkularen Bewusstseins miteinander ver­
gleicht) sowie ferner die Auswirkungen dieser Differenz auf das Prinzip 
der Toleranz.

Die zweite Überlegung hebt auf den ungleichen Druck ab, den das 
Prinzip der Trennung von Politik und Religion auf verschiedene Formen 
der Religion ausübt. Nicht nur verteilt sich die »Last der Übersetzung«, 
religiöse Überzeugungen in weltliche Argumente übertragen zu müssen, 
ungleich auf gläubige und nichtgläubige Bürger, diese Last ist auch unter 
verschiedenen religiösen Gemeinschaften ungleich verteilt.

Unterschiedliche Entwicklungsgeschwindigkeiten

Was muss in einem »religiös neutralen« Staat im Hinblick auf religiös 
motiviertes Verhalten toleriert werden? Nehmen wir an, es gäbe eine 
religiöse Lehre, die ihren Gläubigen im Rahmen der üblichen Gebetsri­
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tuale bei bestimmten Festen befiehlt, Drogen zu nehmen, zum Beispiel 
Opium oder Peyote. Ein solches Ritual würde von unseren gegenwärtigen 
Gesetzen zweifellos nicht geduldet. Religiöses Verhalten, zu dem die Ver­
stümmelung des Körpers, die Misshandlung von Tieren, Menschenopfer, 
erzwungene »heilige Prostitution« oder andere Formen erzwungener Pro­
miskuität gehören, wären ebenso wenig tolerierbar. Wo genau verläuft die 
Linie zwischen dem, was toleriert, und dem, was nicht mehr toleriert 
werden kann?

Bei genauer Betrachtung befinden wir uns heute in einer Situation, in der 
die klassische Lösung der Gründer des modernen liberalen Staates -  be­
sonders John Lockes -  beträchtliche Beschränkungen zeigt und über­
dacht werden muss. Lockes Antwort auf Fragen wie die oben aufgeworfe­
nen ist denkbar klar. Jede Kirche kann alle zum Kultus gehörenden 
Praktiken nach freiem Ermessen bestimmen -  den Ort, die Zeit und die 
Art dieser Praktiken -, vorausgesetzt, dass diese Rituale nicht gegen das 
bestehende Recht verstoßen. Des Weiteren muss man unterscheiden zwi­
schen dem, was »Teil der Verehrung selbst« ist, und dem, was stattdessen 
»bloße Nebenumstände« sind.12 Was nach Auffassung der Gläubigen spe­
zifisch von Gott gefordert wird, gehört in die erste Kategorie, zum Beispiel 
das Besprenkeln mit Weihwasser bei Segnungen, die Verwendung einer 
Hostie, die den Leib Christi repräsentiert, anstelle von Brot, der Gebrauch 
von Wein etc. In die zweite Kategorie fallen dagegen all jene Dinge, die 
»obwohl sie nicht allgemein von der Verehrung getrennt werden können, 
doch in ihren einzelnen Fällen und Besonderheiten nicht bestimmt sind. 
Folglich sind sie gleichgültig. Von dieser Art sind Zeit und Ort der Vereh­
rung, Kleid und Stellung des Verehrers. Dies sind Nebenumstände und 
vollkommen gleichgültig, wo Gott über sie keinen ausdrücklichen Befehl 
gegeben hat.«13

Genauso wie die zivile Obrigkeit nicht die Praxis eines Kultus aufzwin­
gen kann, kann sie eine solche auch nicht verbieten, denn »wenn sie es täte, 
so würde sie die Kirche selbst zerstören, eine Einrichtung, deren Zweck es 
bloß ist, Gott nach ihrer eigenen Weise zu verehren«.14 Ein Kultus als 
solcher verstößt nicht gegen das Gesetz, doch falls eine Kirche ein Kind 
opfern wollte oder den Gläubigen die »Unreinheit geschlechtlicher Pro­
miskuität« aufnötigte, müsste die zivile Obrigkeit auch dies tolerieren? 
Locke verneint dies, denn einerseits gelte zwar, dass einer Sekte für ihre 
religiösen Gebräuche nichts verboten werden dürfe, »was einem Unterta­
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nen [des Gemeinwesens] für seinen persönlichen Gebrauch zugestanden 
ist«; andererseits dürfen aber »die Dinge, die in ihrem gewöhnlichen Ge­
brauche dem Gemeinwohl eines Volkes abträglich und deswegen durch 
Gesetze verboten sind (...) den Kirchen bei ihren geheiligten Riten nicht 
erlaubt sein.«15

Eines der großen Verdienste von Lockes Konzept der Toleranz -  ein 
Konzept, das, wie man sich erinnern sollte, nur die innerprotestantischen 
Beziehungen regeln sollte und Katholiken, Atheisten und die Gläubigen 
nichtchristlicher Religionen ausschloss -  ist sicherlich die Klarheit und 
Eleganz der verwendeten Kriterien. Warum also ergibt sich heute die 
Notwendigkeit, es zu überdenken?

Lockes Toleranzformel sollte sicherlich nicht revidiert, wohl aber an den 
heutigen Kontext angepasst werden. Diese Notwendigkeit ergibt sich aus 
der Beobachtung, dass sich -  nach drei Jahrhunderten -  das säkulare 
Zivilrecht mit ganz anderer und viel schnellerer Geschwindigkeit entwik- 
kelt als das religiöse Bewusstsein. Dies hängt kausal mit einer Reihe von 
Faktoren zusammen, die eine genauere empirische Betrachtung verdienen. 
Erstens steht das religiöse Bewusstsein in sehr enger Beziehung zu seinen 
Traditionen, eine Beziehung, die in der Bedeutung von Präzedenzfällen in 
der juristischen Argumentation nur eine schwache Entsprechung findet. 
Dies gilt für hoch institutionalisierte Formen der Religiosität wie den 
Katholizismus, der ein ausdrückliches »Lehramt der Kirche« im Hinblick 
auf den Katechismus und die Riten ebenso wie das nicht minder explizite 
Prinzip der »päpstlichen Unfehlbarkeit« vorsieht, aber auch für jene For­
men von Religiosität, die den Gläubigen größere Autonomie einräumen. 
Was die Weltreligionen angeht, besteht die Tradition häufig in der Ausle­
gungstradition eines heiligen Textes, der per definitionem niemals korri­
giert oder umgedeutet werden kann.

Anders dagegen die innere Struktur des Rechtsbewusstseins und mehr 
noch des politischen Bewusstseins. Hier gibt es keine Texte, die nicht 
korrigiert werden können. Selbst die Verfassung steht einer Revision offen, 
selbst bei fundamentalen Themen (man denke etwa an die zehn Zusätze, 
welche die Bill of Rights in den USA bilden, oder die Verfassungszusätze 
XIII und XIV, mit denen die Sklaverei abgeschafft und die Gleichbehand­
lung ungeachtet von Rasse, Geschlecht oder Religion garantiert wurden). 
Die juristische Gesetzesauslegung orientiert sich zwar in gewissem Maße 
ebenfalls an »Präzedenzfällen«, jedoch nur deshalb, weil die Anlehnung an
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Präzedenzfälle dem höheren Zweck dient, die Kohärenz des Rechtssy­
stems als Ganzes und die Vorhersagbarkeit rechtlicher Konsequenzen 
sicherzustellen.

Des Weiteren ist das Rechtsbewusstsein in einem modernen und demo­
kratischen Kontext in gewisser Weise gegenüber Ethik und Politik auto­
nom, es bewegt sich aber nichtsdestoweniger in einem politischen Kontext, 
der durch eine Pluralität von Werten, Interessen und Meinungen charak­
terisiert ist, hinter denen eine Pluralität von mehr oder weniger organisier­
ten Gruppen steht. Seine bindende Kraft besteht stärker in der Überein­
stimmung seiner Urteile und Begründungen mit bestimmten Grund­
werten -  Freiheit und Gleichheit, aber nicht ausschließlich -  als in der 
Kontinuität einer Tradition als solcher: Fundamentale Werte eines Gemein­
wesens werden häufig besser durch institutioneilen Wandel erfüllt (zum 
Beispiel die Abschaffung von Formen der Diskriminierung, die Schaffung 
neuer Rechte, neuer Institutionen etc.) als durch die Bewahrung überkom­
mener Bedingungen.

Außerdem entwickelt sich das Rechtsbewusstsein in unserer Zeit natür­
licherweise in einem demokratischen politischen Kontext, und dies trägt 
offenkundig zur Dynamik und Wandelbarkeit des Rechtssystems bei. 
Schließlich haben nach Jahrhunderten, in denen sich die demokratische 
Regierungsform kaum veränderte, im Verlauf der letzten hundert Jahre 
Neuerungen wie das allgemeine Wahlrecht, Sozialgesetze, gesetzliche Ga­
rantien für transparente Verwaltungsabläufe, der gesetzliche Schutz der 
Privatsphäre und kultureller Rechte sowie der Menschenrechte die Demo­
kratie revolutioniert. Keine andere politische Ordnung hat sich als so 
dynamisch erwiesen. Die Auswirkungen dieser demokratischen Regie­
rungsformen innewohnenden Dynamik mit ihrer öffentlichen Sphäre und 
dem Markt als natürliche Beschleuniger einer Erneuerung der Traditionen 
sind offensichtlich.

Nach Lockes Toleranzkonzept kann in der religiösen Sphäre toleriert 
werden, was vom Zivilrecht erlaubt ist. Es ist jedoch klar, dass eine derart 
ausgeprägte Entwicklungsdynamik -  besonders in einem demokrati­
schen Kontext -  die Gleichung bald unweigerlich ins Ungleichgewicht 
bringen wird. Religiöse Sitten und rituelle Verhaltensformen, die einst fest 
auf dem Boden der Zivilgesetze standen, werden aufgrund des Gesetzes­
wandels im Gefolge des demokratischen Prozesses bald nicht mehr von 
ihnen gedeckt sein -  sofort ins Auge springen etwa die untergeordnete
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Position von Frauen in vielen kirchlichen Gemeinschaften, die religiös 
motivierte Ablehnung nichttraditioneller Formen der Familie, die Diskri­
minierung Homosexueller und das Zwangszölibat.

Die Diskriminierung von Frauen und ihr Ausschluss vom Priesteramt 
charakterisieren beispielhaft den römischen Katholizismus. Es ist schwer, 
dies mit Artikel 3 der italienischen Verfassung in Einklang zu bringen, der 
allen Bürgern die »gleiche soziale Würde« garantiert und ausdrücklich eine 
»Unterscheidung nach Geschlecht« ausschließt. Zuweilen wird darauf ver­
wiesen, dass die Mitgliedschaft in religiösen Gemeinschaften, darunter 
auch der katholischen Kirche, freiwillig und »nichtöffentlich« sei; dadurch 
sei dieser Schattenbereich vor der Durchsetzung verfassungsmäßiger 
Rechte geschützt, die in erster Linie Übergriffe des Staates auf das Leben 
der Bürger beschränken sollen. Es erscheint jedoch offensichtlich, dass der 
Vergleich der katholischen Kirche mit einem privaten Verein, der intern die 
Beziehungen seiner Mitglieder gemäß seiner Ausrichtung frei selbst regeln 
kann, ein Scheinargument ist, gesteht doch Artikel 7 der italienischen 
Verfassung der katholischen Kirche vollständige Souveränität »gemäß ih­
rer eigenen Ordnung« zu und stellt sie damit dem säkularen Staat gleich­
berechtigt an die Seite. Keine private Vereinigung ist Gegenstand eines 
Verfassungsartikels noch kann man sich vorstellen, dass die Idee kirchli­
cher Unabhängigkeit und Souveränität »gemäß ihrer eigenen Ordnung« 
Regeln und Verhaltensweisen rechtfertigt, die gegen das Gesetz verstoßen 
oder sogar eindeutig die Verfassung brechen.

Von der Besonderheit des italienischen Konkordats einmal abgesehen 
lässt sich allgemein sagen, dass in einem demokratischen, pluralistischen 
Kontext, der von einer Vielzahl sich kreuzender und miteinander verbun­
dener Kämpfe um Anerkennung und von einer Öffentlichkeit gekenn­
zeichnet ist, in der ständig neue Erwartungen artikuliert und diskutiert 
werden, sozialer und kultureller Wandel -  und damit der Wandel von 
Rechtsprechung und Gesetzgebung -, viel wahrscheinlicher sind als dies 
in einer kirchlichen Gemeinschaft der Fall ist, die an die Kontinuität und 
Integrationskraft einer einzigen Tradition gebunden ist. Ist es fair, von 
religiösen Gemeinschaften zu verlangen, mit dem demokratischen Be­
wusstsein Schritt zu halten, ist es fair, in strikter Befolgung von Lockes 
Prinzip die Grenze zwischen dem Tolerierbaren und dem Nicht-Tolerier- 
baren bei jedem neuen Gesetz zu verschieben? Ist dieser »Imperativ, 
Schritt zu halten« neben dem Zwang zur Übersetzung religiöser Gehalte
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in säkulare Argumente nicht abermals eine »zusätzliche Bürde«, die reli­
giösen Traditionen aufgezwungen wird, nicht aber kulturellen Traditio­
nen, welche eine Wahlverwandtschaft mit der Dynamik der demokrati­
schen politischen Kultur verbindet? Wie ließe sich die Benachteiligung 
kompensieren, die dem religiösen Bewusstsein, wenn man sich streng an 
Lockes Toleranzprinzip hält, ein ihm wesensfremdes evolutionäres Tempo 
zumutet?

Religiöse Mentalitäten

Schließlich gibt es noch einen weiteren Grund, nicht nur das Prinzip der 
Trennung von Religion und Politik, zwischen Kirche und Staat, sondern 
auch die Art und Weise zu überdenken, in der diese Trennung bislang 
institutionalisiert wurde. Die Rede ist von den ungleichen psychologischen 
und existentiellen Lasten, welche die Teilnahme an der Öffentlichkeit 
gläubigen Bürgern unterschiedlicher Konfessionen mit unterschiedlichen 
Mentalitätsprofilen auferlegt. Hier geht es also nicht um die Frage der 
Gleichheit von gläubigen und nichtgläubigen Bürgern, sondern der 
Gleichheit von Gläubigen verschiedener religiöser Lehren. Ein typi­
sches Beispiel dafür sind die Unterschiede zwischen Katholiken und 
Protestanten.

Hat die Verbannung der Religion aus der Politik im Gefolge der euro­
päischen Religionskriege und die damit letztlich einhergehende »Privati­
sierung« der Freiheit des Kultus und des Gewissens die beiden Parteien, 
die am Ursprung dieses Konflikts standen, tatsächlich in die gleiche Aus­
gangslage gebracht? Es gibt zwar ein breites Spektrum protestantischer 
Lehren -  von der stärker institutionell ausgerichteten anglikanischen 
Kirche über die lutheranischen Kirchen und den Kalvinismus bis hin zum 
radikaleren Baptismus, Pietismus oder Methodismus -, sie alle betonen 
jedoch die Innerlichkeit des Glaubens. Der Schwerpunkt liegt auf dem 
Charisma des Individuums, auf der Authentizität seiner Glaubensüber­
zeugungen, auf der Transparenz und Kontinuität seiner Motivation. Der 
Gläubige hat hier ferner das Recht, die Lehren und praktischen Konse­
quenzen der Heiligen Schrift selbst zu deuten und dabei seinem Gewissen 
zu folgen. Es ist offensichtlich, dass eine Form der Religiosität wie der 
Protestantismus, wenn sie sich in einem Land durchsetzt und zur beherr­
schenden Form der Sozialisation wird, eine Mentalität hervorbringt, die
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dem »wohlerprobten Rezept« des entinstitutionalisierten und privatisier­
ten Glaubens entspricht.

Die katholische Religiosität ist ganz anders. Hier beobachtet man die 
Art von Beziehung zwischen dem Gläubigen und seiner Religion, die 
Charles Taylor »paleo-durkheimianisch« genannt hat. Der Glaube wird 
von der Kirche vermittelt, einer in der Öffentlichkeit stehenden Institution 
im Zentrum einer Gemeinschaft. Die Kirche spendet die Sakramente, 
vergibt die Sünden und fungiert als Vehikel göttlicher Gnade. Zuweilen -  
und das kollektive Pathos, das der Tod von Johannes Paul II. auslöste, ist 
dafür ein anschauliches Beispiel -  erobert diese Gemeinschaft von Gläu­
bigen das Zentrum der öffentlichen Bühne, zieht die Aufmerksamkeit auf 
sich, wird zur Quelle eines geteilten, außerordentlichen Sinns, eine Macht, 
die fähig ist zum Brückenschlag zwischen Immanenz und Transzendenz, 
zwischen der Profanität des Diesseitigen und dem heiligen Mysterium des 
Jenseitigen.

Als Nichtgläubiger stelle ich mir vor, dass man als Katholik Religion 
eindrücklich in der Suggestionskraft der großen Feste erfährt, in der gebie­
terischen und öffentlichen Präsenz der Kirche und ihrer Repräsentanten, 
in einem engen Netzwerk von Vereinigungen, die das soziale Gewebe 
durchwirken, in der Trennung zwischen mönchischem Perfektionismus 
und der Schwäche des »Wir sind alle Sünder«. Ein schlicht auf die innere 
Dimension des Gewissens reduzierter, der Großartigkeit seiner äußerli­
chen Symbole beraubter Katholizismus wäre ein verstümmelter Katholi­
zismus.

Nochmals: Die eigentümlich gemeinschaftliche und öffentliche Beru­
fung des Katholizismus bedeutet nicht, dass man das Prinzip der Trennung 
von Staat und Kirche aufgeben und zum vormodernen Kurzschluss von 
Religion und Macht, Dogma und Gesetz zurückkehren sollte. Es bedeutet 
lediglich, dass eine religiös neutrale, aber nicht säkularistische »postsäku­
lare« Gesellschaft Sorge tragen muss, die unterschiedliche Wirkung der 
Trennung von Staat und Kirche auf verschiedene Glaubensgemeinschaften 
zu kompensieren, und zwar in einem noch zu formulierenden institutio­
neilen Sinn -  so wie auch ein Ausgleich für die größere hermeneutische 
Last erforderlich ist, die gläubige Bürger insgesamt zu tragen haben. In 
beiden Fällen ist zur Wahrung des Gleichheitsprinzips ein Umdenken 
erforderlich.
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Bis jetzt haben wir die Beziehung von Religion und Politik in einem 
postsäkularen Staat in allgemeinen Begriffen diskutiert und die Schlussfol­
gerung gezogen, dass nicht das Prinzip der Trennung von Kirche und Staat 
als solche zu überdenken ist, sondern vielmehr die Art und Weise, wie 
diese Trennung institutionalisiert wurde. Es geht nicht nur darum, ein 
mehr oder weniger gutes Prinzip zu wählen. Auch ein solides Prinzip kann 
angemessen und besonnen oder unbedacht und rigide angewendet werden. 
Kein Prinzip vermag ein so komplexes Verhältnis wie das zwischen Reli­
gion und Politik zu regeln, wenn sich ihm nicht Urteilsvermögen und die 
Fähigkeit beigesellen, es im jeweiligen lebensweltlichen Kontext zu veran­
kern. Wir können an dieser Stelle nicht die Vielfalt der institutionalisierten 
Modelle der Trennung von Staat und Kirche erörtern und noch weniger 
die Verschiedenartigkeit der historischen Kontexte, zu denen dieser Pro­
zess geführt hat. Noch können wir hier das Thema behandeln, wie man 
dem Faktor der Identität bei der Adaptierung eines Prinzips an den Kon­
text, für den es gedacht ist, volles Gewicht geben könnte. Am ehesten lässt 
sich das Problem anhand einer Frage illustrieren, die in verschiedenen 
Ländern und jüngst auch in Italien diskutiert wird: ob nämlich religiöse 
Symbole (das Kreuz, die Zehn Gebote) in öffentlichen Gebäuden wie 
Schulen, Gerichten oder Wahllokalen gezeigt werden dürfen. Statt also so 
zu tun, als sei es möglich, die Debatte »abzuschließen«, die dieser Artikel 
nur anstoßen will, werde ich lediglich anzudeuten versuchen, wie sich das 
Problem angehen ließe.

Im Hinblick auf die religiöse Neutralität des Staates ist die spezifische 
Situation in Italien schnell beschrieben. Die religiöse Neutralität der Insti­
tutionen bedeutet in einem liberal-demokratischen Kontext, dass das Volk 
-  hier schlicht im technischen Sinn verstanden als »Träger der Souveräni­
tät« -  durchdieVerfassungunddie Verteilung der Gewalt auf bestimmte 
Institutionen eine öffentliche Sphäre ziviler Koexistenz schafft, innerhalb 
deren die Bürger, solange sie sich an die Gesetze halten, das legitime und 
gleiche Recht haben, religiösen und »humanistischen« Werten Ausdruck 
zu geben. Es ist das souveräne Volk, das durch seine legitimen Repräsen­
tanten den Bereich dessen begrenzt, was toleriert und was nicht toleriert 
wird. Die Linie, die das Tolerierbare vom Nicht-Tolerierbaren trennt, gilt 
für alle religiösen oder säkularen Lehren gleichermaßen, ungeachtet ihrer
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historischen Ursprünge, der Zahl ihrer Anhänger oder Inhalte. Die Insti­
tutionen sind neutral, wenn ihr ethischer Gehalt nicht jene gedachte Linie 
überschreitet, hinter der doktrinäre Spaltungen beginnen -  sie sind folg­
lich neutral, wenn sie ethische Inhalte verkörpern, die von der Gesellschaft 
allgemein geteilt werden.

Die Besonderheit Italiens liegt sicherlich nicht darin, dass diese Idee 
neutraler Institutionen hier ab gelehnt würde, sondern in der Tatsache, dass 
historisch die Toleranzlinie im Hinblick auf einen einzigen Glauben gezo­
gen wurde, zu dem sich die große Mehrheit der Italiener bekennt. Zudem 
wurde diese Linie von zwei, nicht nur von einem institutioneilen Akteur 
gezogen. Diese Besonderheit resultierte in etwas, das ich als »Verzerrung 
des Konkordats« bezeichne, nämlich in der Idee, dass die Neutralität der 
öffentlichen Institutionen darauf beruht, dass sie den Bedingungen eines 
Konkordats zwischen zwei Mächten gerecht wird -  einer säkularen, dem 
Staat, und einer religiösen, der Kirche, die immer rigoros im Singular 
genannt werden. Die Trennungslinie zwischen dem weltlichen und dem 
spirituellen Reich verläuft zwischen diesen beiden Mächten, jede von ihnen 
herrscht mit voller Souveränität innerhalb ihres Reiches, doch auf demsel­
ben Territorium. Innerhalb dieses Rahmens wird die Neutralität staatlicher 
Institutionen nicht als eine Funktion souveräner staatlicher Autonomie 
verstanden -  einer Autonomie gegenüber den verschiedenen auf ihrem 
Territorium praktizierten Religionen -, sondern als Funktion der mehr 
oder weniger stabilen »Verhandlungs-«Balance, welche die beiden Mächte, 
jeweils unabhängig und souverän gemäß ihrer eigenen Ordnung, erreicht 
haben.

Die Kirche hat natürlich auch mit anderen Staaten Konkordate geschlos­
sen, aber der entscheidende Unterschied ist, dass diese anderen Länder 
nicht die höchste Ebene der »Konkordatsmacht« auf ihrem Territorium 
beherbergen. »Eine freie Kirche in einem freien Staat« ist eine Formel, die 
sehr verschiedene Implikationen haben kann, je nachdem, ob sich die 
Kurie, die pastorale und ökonomische Führung der Kirche auf demselben 
Territorium wie der fragliche Staat befindet oder nicht.

In Italien war das Ergebnis dieser eigentümlichen Situation eine religiöse 
Neutralität sui generis, die unter dem Schatten einer »besonderen Bezie­
hung«, wie man es am besten bezeichnen kann, zwischen Staat und katho­
lischer Kirche erreicht wurde -  eine Beziehung, die sich nur mit Mühe 
mit dem Prinzip der Gleichheit aller Bürger versöhnen lässt. Erst im April
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diesen Jahres zum Beispiel entschied das italienische Verfassungsgericht, 
dass der Tatbestand der »Schmähung der katholischen Religion« zum 
allgemeineren Tatbestand der »Verleumdung« und »üblen Nachrede« zu 
rechnen ist. Ein weiteres Ergebnis der »abnormalen« italienischen Situation 
ist die verbreitete Anbringung von Kruzifixen in öffentlichen Gebäuden 
und das Zögern der italienischen Gerichte, aus dem »höchsten Prinzip 
religiöser Neutralität« -  welches das Verfassungsgericht als »eines der 
von der Verfassung hervorgehobenen Wesenszüge des Staates« bezeichnet 
-  die Konsequenzen zu ziehen und ihm Geltung zu verschaffen.1 Ob­
wohl das italienische Verfassungsgericht besonders das Prinzip der religiö­
sen Neutralität (laicita) der Institutionen im Sinne einer angemessenen 
»Äquidistanz und Unparteilichkeit« der staatlichen Haltung gegenüber 
allen Glaubenslehren betont, »ohne der Größe oder der mehr oder weniger 
verbreiteten Mitgliedschaft in diesem oder jenem religiösen Bekenntnis 
Bedeutung zu geben«, kann man dennoch in einer Urteilsbegründung des 
10. Zivilsenats von Neapel vom 26. März 2005 lesen, dass die Gegenwart 
des Kreuzes in Wahllokalen nicht als Verletzung des Prinzips der religiö­
sen Neutralität betrachtet werden kann, »da dies lediglich die Zurschau­
stellung eines Symbols ist, mit dem sich die Mehrheit der italienischen 
Bürger bekanntermaßen aus spiritueller Sicht identifiziert«. Ebenso liest 
man in der Urteilsbegründung eines Falles, den der 1. Zivilsenat von 
Bologna am 24. März 2005 entschied, dass das Prinzip der religiösen 
Neutralität durch das Aufhängen des Kruzifixes in Wahllokalen nicht 
verletzt werde, da es für Nichtgläubige und Nichtchristen ein »Nicht­
Symbol« sei -  als ob Symbole eine symbolische Wirkung nur auf Anhän­
ger ausübten und deshalb ein Hakenkreuz oder eine Sichel mit Hammer 
keinen Symbolgehalt für jene hätten, die sich nicht zu den entsprechenden 
Ideologien bekennen.

Ein Urteil des Regionalverwaltungsgerichts Veneto vom 17. März 2005 
erklärte das Aufhängen von Kreuzen in Klassenzimmern zwar für rech­
tens, scheint aber mit dem Prinzip der vom Verfassungsgericht betonten 
religiösen Neutralität zunächst weniger im Konflikt zu stehen. Das Ver­
waltungsgericht erkennt als eine der Konsequenzen des Neutralitätsprin­
zips an, dass es »in staatlichen Schulen, wo den Kindern auch Werte wie 
Freiheit, Demokratie und die staatliche Neutralität vermittelt werden müs­
sen (...) nicht legitim ist, irgendeine Art von religiösem Glauben aufzu­
zwingen«. Tatsächlich sei es »in diesem Sektor Pflicht, eine Erziehung zu
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gewährleisten, die auf maximaler Freiheit und wechselseitigem Respekt« 
basiere. Das Gericht erkennt nicht nur den kulturellen Wert des Kreuzes 
in Italien, sondern sieht auch seine Bedeutung als religiöses christliches 
Symbol; allerdings meint das Gericht, dass die Werte, für die dieses Symbol 
stehe, es nicht in Konflikt mit dem Prinzip religiöser Neutralität, sondern 
vielmehr damit in Einklang brächten. Ist es denn nicht so, fragen die 
Richter, dass das Christentum mit seiner »starken Betonung des Gebots 
der Nächstenliebe und mehr noch mit dem ausdrücklichen Vorrang der 
Barmherzigkeit über den Glauben« bereits »im Kern jene Ideen der Tole­
ranz, Gleichheit und Freiheit« enthalte, »die dem modernen säkularen 
Staat und im Besonderen dem italienischen Staat zugrunde liegen«? Ist es 
denn nicht so, dass das Christentum eine der »Wurzeln« unserer Verfas­
sungsgeschichte ist und »maßgeblich« die republikanische Verfassung in­
spiriert hat? Ist es nicht so, dass man bei der Betrachtung der Geschichte 
eine Affinität »zwischen dem >harten Kern< des Christentums« erkennen 
kann, »der durch die Privilegierung der Barmherzigkeit über andere Ele­
mente, darunter den Glauben, die Aufwertung des anderen betont, und 
dem >harten Kern< der republikanischen Verfassung, der in der gleichzeiti­
gen Aufwertung der Freiheit jedes Individuums und in der gesetzlichen 
Garantie des Respekts gegenüber anderen besteht«? Wäre es daher nicht 
»leicht paradox, im Namen der Neutralität [laicitd], die zweifellos eine 
ihrer entfernten Quellen gerade in der christlichen Religion hat, ein christ­
liches Symbol aus einem öffentlichen Gebäude auszuschließen«?

So verstehen italienische Gerichte das »höchste Prinzip religiöser Neu­
tralität«. Diesem Prinzip wird zwar höchste Geltung zugesprochen, diese 
wird aber überschattet von einer besonderen Beziehung zwischen dem 
Staat, der Nation und der katholischen Religion. Wie weit solche Begrün­
dungen von Neutralität entfernt sind, verdeutlicht ein Urteil des Obersten 
Gerichtshofes der USA vom 27. Juni 2005 über die öffentliche Aushängung 
der Zehn Gebote, wie sie in einigen Gerichtsgebäuden Kentuckys prakti­
ziert wurde. In einem Land, in dem Bezüge auf einen nichtkonfessionellen 
Gott die Sitzungen des Obersten Gerichts eröffnen und auf Banknoten 
gedruckt sind (»In God we trust«), wo sie in jeder Präsidentenrede ebenso 
wie in den Schwüren der Präsidenten bei der Vereidigung auftauchen, wo 
jedoch die Trennung von Religion und Politik nicht vor dem Hintergrund 
einer besonderen Beziehung zwischen staatlichen Institutionen und einer 
einzigen Kirche vollzogen wird, hat das Oberste Gericht keine Schwierig­
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keiten anzuerkennen, dass der Staat, indem er eine Präferenz für eine 
Religion oder zugunsten von Religiosität gegenüber Nichtreligiosität zum 
Ausdruck bringt, unstrittig den nichtgläubigen Bürgern die Botschaft ver­
mittelt, dass »sie Außenseiter sind, nicht vollgültige Mitglieder der politi­
schen Gemeinschaft«, während er umgekehrt den gläubigen Bürgern die 
gegenteilige Botschaft zukommen lässt und ihnen damit signalisiert, dass 
sie »Insider, begünstigte Mitglieder« sind.18

Die Kläger wandten ein, der öffentlichen Anbringung der Gebote zu­
sammen mit anderen Quellen des modernen Rechts liege kein religiöser 
Bekehrungseifer zugrunde, vielmehr solle sie schlicht illustrieren, dass die 
Gebote »den moralischen Hintergrund der Unabhängigkeitserklärung 
und der Begründung der (...) Rechtstradition« der USA bildeten.19 Der 
Oberste Gerichtshof hielt dem jedoch entgegen, dass diese Art der Präsen­
tation nicht die -  allen unvoreingenommenen, mit gesundem Menschen­
verstand ausgestatteten Beobachtern offensichtliche -  Tatsache ausblen­
den könne, dass »die Gebote als göttliche Befehle sanktioniert sind, 
während sich der Unabhängigkeitserklärung zufolge die Autorität der 
Regierung zur Durchsetzung des Gesetzes aus dem »Konsens der Regier­
tem herleitet«.20

Gegen dieses, das Prinzip der religiösen Neutralität bekräftigende Urteil 
erhob sich heftiger Protest. Es wurde eingewandt, so zum Beispiel von 
Richter Scalia in seinem Minderheitsvotum, dass der verfassungsmäßige 
Schutz auf die verschiedenen Glaubenslehren ausgedehnt werden solle, 
aber nicht auf jene »ohne Glauben«.21 Mit seinem Urteil indessen beweist 
der Oberste Gerichtshof aufs Neue, dass die religiöse Neutralität des 
Staates das höchste Beispiel der Idee öffentlicher Vernunft ist und als 
einzige das heute wiedererwachte Gespenst »religiösen Zwistes« zu bändi­
gen vermag.

Es hat sich jedoch -  um an unseren Ausgangspunkt zurückzukehren 
-  etwas Grundlegendes in der Art geändert, in der wir die religiöse Neu­
tralität des Staates im 21. Jahrhundert wahrnehmen. Die Grenzen, inner­
halb deren es der Religion erlaubt ist, unser Leben zu inspirieren und zu 
führen, werden nicht länger von einer Vernunft diktiert, die ihrerseits 
keine anderen Beschränkungen kennt als jene, die sie sich selbst setzt. 
Vielmehr sollten diese Grenzen im 21. Jahrhundert von einem »postsäku­
laren« Vernunftgebrauch gezogen werden, dem zufolge legitim bindend 
und durchsetzbar nur das ist, was alle unter den Bedingungen von Freiheit
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und Gleichheit teilen können -  eine »postsäkulare Vernünftigkeit«, die in 
gleicher Weise gläubigen wie nichtgläubigen postsäkularen Bürgern zu­
gänglich ist.

Aus dem Englischen von Andreas Simon dos Santos
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Andrea Roedig
DAS FLEISCH DER ZEICHEN 

Ein Versuch über Katholizismus, Gretchenfragen 
und die postmodernen Zeiten

si comprehendis, non est deus 
Augustinus

Seit einiger Zeit zünden eine Freundin und ich in katholischen Kirchen 
Kerzen an. Wir glauben nicht an Gott, wir gehen weder zur Kirche, noch 
zur Beichte, noch haben wir ein heftiges spirituelles Bedürfnis. Wir können 
mit der Liturgie, den Inhalten des katholischen Glaubens nichts mehr 
anfangen, und sobald es wirklich christlich zugeht, ergreift uns jenes nahe­
zu physische Unbehagen, eine Erstickung, als sei man in einen schlecht 
gelüfteten Raum getreten. An die Wirkung von Kerzen zu glauben, wäre 
uns peinlich.

Ich suche nach dem Grund dieser kleinen, flüchtigen kultischen Hand­
lung, dem Grund eines Gefühls, das mit dem Wort Faszination zu stark 
und mit bloßer Sentimentalität zu schwach beschrieben wäre. Es liegt ein 
Hauch von Ergriffenheit darin, es ist ernsthaft, aber nicht ehrlich oder 
umgekehrt: ehrlich, aber nicht ernsthaft. Jedenfalls ist es nicht das, was mit 
gutem Grund »Glaube« genannt werden könnte, und es würde diejenigen, 
die wirklich von einer »Rückkehr der Religionen« oder einer neuen Spiri­
tualität träumen, bitterlich enttäuschen. Ich bin auf der Suche nach diesem 
erstaunlichen Gefühl, weil ich glaube, dass es kein privates ist, sondern mit 
einer allgemeinen »postmodernen« Befindlichkeit zu tun hat, die von der 
katholischen Kirche vermutlich besser bedient wird als von der protestan­
tischen. Das Phänomen dieses »katholischen Spleens«, wie man es nennen 
könnte, bildet den Ausgangspunkt für die viel weiter gefasste Frage, die ich 
in diesem Essay stellen werde: Was verbindet Katholizismus und Postmo­
derne? Ich werde -  als Gedankenexperiment -  die beiden Erzfeinde in 
vier Schritten zusammenbinden, um zu sehen, in welcher Weise sie sich 
berühren oder abstoßen. Dabei verwende ich die Begriffe postmodern und 
katholisch in einem sehr weiten Sinn, weil das, was ich zu zeigen versuche,
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nur in einer Halbdistanz sichtbar wird -  in einer gewissen Unschärfe. 
Geht man zu nah an das Phänomen heran, verschwindet es genauso, wie 
wenn man sich zu weit von ihm entfernt.

I. Abstoßen

Der ehemalige Kardinal Ratzinger und jetzige Papst Benedikt hat böse 
Träume. Was ihm zu schaffen macht, ist in der Enzyklika »Fides et Ratio« 
von 1998 zusammengefasst und liest sich wie ein Bestiarium: Es sind 
phänomenalistische, agnostische, immanentistische Tendenzen moderner 
Philosophie, sowie Szientismus, Pragmatismus, Nihilismus, Rationalis­
mus, Fideismus, Kulturalismus, Relativismus, Materialismus, Pantheis­
mus, Eklektizismus, Historizismus, »Modernismus«. All das, was in der 
Philosophie der letzten drei Jahrhunderte stattgefunden hat, ist mit einem 
-ismus belegt, krabbelt herum wie Ungeziefer und bildet samt und sonders 
»eine Gefahr« für den katholischen Glauben. Diese »Abwege und Verir­
rungen« kulminieren schließlich in dem, was sich heute »Postmoderne« 
nennt, und obwohl das Wort in Ratzingers Schriften nicht oft auftaucht, 
bildet es eine zentrale Beunruhigung. Die Aufsätze aus den 1990er Jahren, 
die unter dem Titel »Glaube, Wahrheit, Toleranz« erschienen sind, setzen 
sich ebenso mit dieser Sorge auseinander wie die Enzyklika »Fides et 
Ratio«, die weitgehend aus seiner Feder stammt. Auch die 2003 erschie­
nene Schrift der päpstlichen Glaubenskongregation »Uber die Zusammen­
arbeit von Frau und Mann in der Kirche« darf man als Auseinandersetzung 
mit einer Spielart postmodernen Denkens, nämlich den Queer- und Gen- 
dertheorien, verstehen.

Es treibt den Papst also um, und trotz des wolkig gehaltenen Stils seiner 
fürs breitere Publikum gedachten Lehrschriften sind die historisch gegen­
wärtigen »Bedrängnisse« fürs Katholische beeindruckend klar auf den 
Punkt gebracht: Es geht um die Wahrheit. Aus päpstlicher Sicht steht und 
fällt allein mit der Wahrheitsfrage der gesamte christliche Glaube, und weil 
oberstes Ziel ist, ihn zu retten, ist Rettung der Wahrheit erste Pflicht: »Der 
Abschied vom Wahrheitsanspruch wäre auch der Abschied vom christli­
chen Glauben.«

Aus einer toleranteren Sichtweise betrachtet, sind Ratzingers Schlüsse 
so konsequent wie erschreckend: Gibt es die eine Wahrheit, so folgt daraus 
der Anspruch des Christentums, die religio vera, zu sein, die Überzeugung,
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dass alle anderen Religionen »adventlichen Charakters« sind, das heißt 
geschichtlich aufs Christentum als ihrer Vollendung hin ausgerichtet. Un­
haltbar ist für Ratzinger die Auffassung, die verschiedenen Religionen 
seien letztlich eins, weshalb er auch interreligiöses Gebet für nur bedingt 
möglich hält. Nein, »der Christ muss dieser Gleichheitsideologie widerste­
hen«; auch an dem Auftrag zu Bekehrung und Mission ist festzuhalten.

Diese katholische Position und ihre immer nach dem gleichen Schema 
aufgebaute Rhetorik ist nicht neu und in der Lektüre ermüdend. Interes­
sant aber ist die Denkfigur, die der Argumentation und letztlich auch 
Ratzingers Theologie zugrunde liegt. Denn immer gilt es, weder in Monis­
mus noch in Dualismus zu verfallen -  Glaube und Vernunft, Leib und 
Seele, Gott und Mensch, sind demnach weder als getrennte Prinzipien 
noch als identische zu denken, noch als dialektisch vermittelte. Nein, sie 
sind »Dualität... die nichts von Dualismus an sich trägt«, »Vereinigung«, 
»Begegnung in der Einheit«, Ratzinger spricht vom »Fortwährenden Sich- 
Offnen« oder dem Menschen als »Gefäß göttlicher Herrlichkeit«.

Dieses Schema, das man als »oszillierenden Dualismus« oder als »osmo­
tische Dyade« bezeichnen könnte, hat seine Tücken und seine Gründe. Es 
soll die Unterscheidung von Gut und Böse gewährleisten -  auch wenn 
alles Böse verziehen wird; es soll das Menschliche vom Göttlichen trennen 
-  bei aller Menschwerdung Gottes und aller Gottesebenbildlichkeit des 
Menschen. Es geht darum, an die äußerste Grenze der Vereinigung zu 
gehen, jedoch den Exzess, die vollkommene Verschmelzung, zu vermei­
den. Die Differenz, die hier gedacht wird, ist eine hierarchische und soll 
hierarchisch bleiben, ihre osmotische Membran ist nicht auf beiden Seiten 
gleich durchlässig. Der evangelische Theologe Falk Wagner spricht von 
dem nur mit Gewalt aufrechtzuerhaltenden Axiom »der einseitig-asymme­
trischen Selbstbehauptung Gottes«. Es bildet, so möchte man meinen, auch 
die Grundlage jener spezifisch libidinösen Spannung, die gerade im Macht­
gefälle Gott/Mensch, aktiv/passiv, Schuld und Erlösung das christliche 
Liebesdrama sXs perpetuum mobile in Gang hält. Der Himmel darf niemals 
Nirwana werden.

Auch die kürzlich erschienene Enzyklika »Deus caritas est«, die erste 
Schrift Ratzingers als Papst Benedikt, operiert mit einer ähnlichen, gleich­
wohl etwas verschobenen Struktur. Die Liebesformen Eros und Agape 
sind dort als geschiedene, aber eben nicht zwei verschiedene Prinzipien 
angegeben. Im Gegenteil, Eros muss sich zu Agape reinigen, doch diese
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bleibt, auch als göttliche Liebe, in der Wurzel Eros. Die Enzyklika ist 
gelobt worden, vor allem, weil man vom als Scharfmacher geltenden Rat- 
zinger Schlimmeres befürchtet hätte. Keiner der Kommentare aber hat auf 
die erstickende Enge, die Übergriffigkeit dieser Caritas-Rede reagiert, 
denn dass Gottvaters Liebe in Eros wurzelt, riecht, mit Verlaub, nach 
Inzest. Sicher, all das ist bildlich gemeint, alttestamentarisch aufgeladen: 
Immer schon wurde die Beziehung Gottes zu seinem Volk mit Metaphern 
vom Bräutigam und seiner Braut umschrieben. Spätestens aber wenn sie 
das christliche Individuum betrifft, kippt die Liebesstruktur, die als eine 
Hierarchie mit durchlässigen Grenzen gedacht ist, ins Distanzlose. Muss 
Liebesethik wirklich so aussehen? Die alten Griechen wussten, warum sie 
Eros und Agape trennen, statt sich mit Reinigungsarbeiten zu beschäfti­
gen, die dafür sorgen, dass garantiert irgendwo Schmutzreste bleiben.

Postmoderne und Katholizismus? Sie sind, wenn man von der offiziel­
len Kirchenlehre ausgeht, zwei nicht kommensurable Größen. Ratzingers 
Schriften ist die Anstrengung anzumerken, die es kostet, dem Relativis­
mus, diesem »größten Problem unserer Zeit«, einen theologischen Riegel 
vorzuschieben. Was postmodernes Denken im Kern ausmacht, nämlich 
Pluralismus, ist genau das, was katholische Lehre nur oberflächlich zulas­
sen würde. Sie ruht auf der Grundlage der einen, universalen, ewigen 
Wahrheit. »Nur die Wahrheit macht frei«, heißt es bei Ratzinger oder eben 
etwas strenger: »Durch die Wahrheit wird niemand vergewaltigt.«

In ihren wesentlichen Prinzipien also stehen sich postmoderner »Rela­
tivismus« und katholisch universeller Wahrheitsanspruch, postmoderne 
Kritik am Fortschrittsdenken und katholischer Finalismus, postmoderne 
Weltimmanenz und katholische Erlösungshoffnung und nicht zuletzt 
auch postmodernes Denken der Differenz und jene von Ratzinger vertre­
tene hierarchische Dualität diametral entgegen. Von den Prinzipien her 
betrachtet gibt es wenig Widersprüchlicheres als Katholizismus und Post­
moderne.

II. Crossover

Eine philosophische Ironie mag man es nun nennen, dass diese Abneigung 
nicht strikt gegenseitig ist. Denn die viel gescholtene Relativität, besser 
gesagt der Pluralismus der Postmoderne, impliziert auch eine gewisse 
Toleranz gegenüber Glaubensfragen, ja sogar eine Neugier ihnen gegen­
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über. Die Zeiten scharfer Polemik gegen die Religion, wie sie Nietzsche im 
Sinne des (Über)Menschen, Marx im Sinne gesellschaftlicher Utopie und 
Freud im Sinne der Vernunft geführt haben, sind längst vorbei. Gott ist 
schon so lange tot, dass ihn, Kirche oder Religion als ideologische 
Hauptfeinde zu attackieren heute in Europa mehr als unverhältnismäßig 
wäre. Paradigmatisch hierfür mag die Wendung stehen, die Michel 
Foucaults groß angelegtes Projekt der »Geschichte der Sexualität« genom­
men hat. Will der erste Band »Der Wille zum Wissen« von 1976 noch 
ausgehend von christlichen Beicht- und Bußpraxen die europäische 
Geständniskultur bis hin zur Psychoanalyse kritisch auseinander nehmen, 
setzen der zweite und dritte Band, acht Jahre später geschrieben, an völlig 
anderer Stelle an, nämlich bei den Techniken der Selbstregulierung in der 
Antike. Es ist, als sei Foucault auf der Hälfte der Strecke klar geworden, 
dass mit der Analyse christlicher Beichtpraxen für das Verständnis moder­
ner Machttechnologien nicht mehr viel zu gewinnen ist.

Die so genannte »Postmoderne« wehrt sich also nicht unbedingt gegen 
Religion, eher wird ihr nachgesagt, sie sei für theologische Inhalte wesent­
lich offener als umgekehrt die Theologie für postmoderne Fragestellungen.

Was aber könnte, jenseits vom gemütlichen laissez faire, das Interesse an 
Religion, am Christentum, vor allem am katholischen sein? Es ist in erster 
Linie wohl ein Lebensgefühl. Das, was ich hier mit »Postmoderne« um­
schreibe, stammt ja in Teilen aus einem Affekt gegen den Gegenspieler des 
Glaubens: die Vernunft. Die Postmoderne verdreht den zu einer quasi 
religiösen Instanz aufgeblasenen Anspruch des rationalen Arguments in 
einen Stil, den man guten Gewissens »barock« nennen kann. Sie arbeitet -  
gerade auch in ihren theoretischen Texten -  mit Üppigkeit, Synkretis­
mus, sie verwirrt, sie spielt, liebt das trompe l’oeil der Dekonstruktion, 
ergibt sich einer literarischen Lust am Kitsch und rhetorischem Imponier­
gehabe. Es war der Baustil des Barock, mit dem der Katholizismus ästhe­
tisch gegen die Reformation zu Felde zog. Und gleichen die dekonstrukti- 
ven Lektüren Derridas, die sich verzweigen, nicht enden, jeden Text über­
formen, nicht der Kolonisierung karger Kirchen durch üppig-goldene 
Altaraufbauten und gewundene Marmorsäulen?

In dem berühmten Aufsatz »Cross the Border, Close the Gap« hat 
Leslie A. Fielder schon 1984 für die postmoderne Literatur formuliert, 
»dass wir heute inmitten einer großen religiösen Renaissance leben«, die
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allerdings, fährt er fort, »von den offiziellen Sprechern der etablierten 
christlichen Kirchen bisher kaum bemerkt worden ist, weil sie eine ganz 
andere Sprache spricht.« Die literarische Postmoderne beschreibt Fielder 
als »apokalyptisch, antirational, offen romantisch und sentimental«, ange­
siedelt in einer Zeit »freudvoller Misologie und prophetischer Verantwor­
tungslosigkeit, misstrauisch gegen Ironie als Selbstschutz und allzu große 
Bewusstheit«. Auch in der Verwendung von Kitsch und Trash, in einem 
gewissen Anti-Elitismus, mag man eine Stilparallele zur katholischen Pro­
paganda erkennen, so wie ja auch die letzte Enzyklika in ihrer Metaphorik 
und Herzensrührung mit den literarischen Mitteln des Groschenromans 
arbeitet.

Es bleibt anzumerken, dass dieses »barocke« Verfahren mit der einfa­
chen Umschreibung »Irrationalismus« nicht richtig gefasst wäre. Weder 
der katholische Glaube noch die Postmoderne sind antirational, es geht 
beiden -  wenn auch in verschiedener Weise -  darum, rationale und her­
kömmlich als irrational verbuchte Inhalte zu verknüpfen, oft mit den 
Mitteln literarischer oder bildlicher Ästhetik.

Natürlich finden sich auch tiefer gehende, inhaltliche Überschnei­
dungen. In der Theologie gibt es eine Debatte um die so genannte 
»Hellenisierung des Christentums« durch die scholastische Exegese. 
Diese wird als griechisch metaphysische Verformung verstanden, die dem 
ursprünglichen »biblischen Denken« nicht entspreche. Die Entgegenset­
zung biblisch/griechisch und der Versuch, das eine gegen das andere aus­
zuspielen, ähnelt in mancher Hinsicht der Metaphysikkritik postmoderner 
Provenienz. So kann zum Beispiel der Philosoph Gianni Vattimo die 
gesamte Geschichte des Christentums als Metaphysiküberwindung lesen, 
die -  was den Vertretern des offiziellen Katholizismus nicht gefallen 
dürfte -  sich in den Helden Nietzsche und Heidegger erfüllt. Diese sind, 
so Vattimo, die »radikalsten Erben des von Christus in die Welt eingeführ­
ten antimetaphysischen Prinzips«, welches da heißt, die Wahrheit als 
Caritas und das Sein als Ereignis zu denken. Auch die Philosophie von 
Emmanuel Levinas, die in den letzten Jahren immer einflussreicher wurde, 
setzt, wiederum auf andere Weise, ein biblisch-jüdisches Denken als Kritik 
an der Metaphysik ein.

Wenn es aber einen wirklich zentralen Gedanken gibt, in dem man 
postmodernes Denken »religiös« nennen könnte, liegt er im Prinzip des 
sich Entziehenden, des Aufschubs, der Abwesenheit, des ewig Ausstehen­
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den, in dem, was Jacques Derrida die »differance«, oder was Jean-Fran^ois 
Lyotard den »Widerstreit« nannte. Fast alle postmodernen Theorien fußen 
in der einen oder anderen Weise auf einer nicht mehr dialektisch als 
Entgegensetzung gedachten Negation, und so könnte man behaupten, ein 
großer Teil dieses Denkens münde in einer Art gesteigerter negativer 
Theologie -  zumindest dort, wo das Prinzip der Abwesenheit affektiv 
aufgeladen ist.

Eine produktive Anwendung solcher Philosopheme aufs Katholische 
versucht der Wiener Fundamentaltheologe Peter Zeillinger. Er meint, von 
der Postmoderne lernen zu können, wie man mit Zeichen umgehen muss. 
Die Sprachsituation des Paulus ist quasi schon eine »postmoderne«: er soll 
Zeuge sein für etwas, das sich vollkommen der Verstehbarkeit entzieht. 
Was soll das sein -  ein auf erstandener Messias? Gott erscheint hier als 
Spur, als Störung einer Ordnung. »Wie also (nicht) sprechen?«, hieße die 
mit Derrida zu stellende Frage. »Wir können Christus nicht zum Ausdruck 
bringen«, sagt Zeillinger, höchstens eine Art »Symptom« entwickeln. Der 
Zeuge müsse zum Symptom des Ereignisses werden. Nach Zeillinger muss 
das Denken noch über negative Theologie hinausgehen, denn es soll nicht 
einmal mehr voraussetzen, wovon man nicht reden kann. Dass solche deus 
absconditus-Konz&pte in dem münden, was der gegenwärtige Papst als 
»Gefahr« betitelt, ist leicht einzusehen. Wollte man dem katholischen 
Glauben aber wirklich eine Reform wünschen, sie wäre hier zu suchen, in 
einem Prinzip der Differenz, einer Nicht-Benennung und Askese, die 
klarer und in ihrer Abstraktheit auch moderner wäre als alle schwülen 
Dyaden. Zeillinger ist der Auffassung, dass man alle katholischen Lehrsätze, 
auch die Dogmen, auch die Rede vom Satan beibehalten könne -  nur 
müsse man eben ihre Begründung neu formulieren.

All dies sind nur Fäden, unvollständig zusammengefasst, von verschie­
dener Farbe und Struktur, sie geben noch kein lesbares Gewebe. Doch es 
wäre eine Wette wert zu sehen, inwieweit Christliches zunehmend in der 
Post-Postmoderne wieder eine Rolle spielen wird und für philosophiefähig 
gilt. In Sujets wie Gabe (Derrida), Spur (Derrida, Levinas), Paradox 
(Zizek), Offenbarung (Marion), Ereignis (Badiou), Alterität (Levinas) 
könnte »Christliches« eine Konjunktur erleben.

All diesen Themen gemeinsam ist ein antisubjektivistischer Zug. Das 
Subjekt ist müde geworden, sogar der Kritik und Destruktion seiner selbst, 
es wehrt sich nicht mehr gegen die Mächte von außen, es gibt sich ihnen
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hin, lässt sich ansprechen. Es beugt sich dem Einbruch des Gegebenen. Hat 
es nicht gar Tendenz zur Demut, zur Devotion?

Interessant in diesem Zusammenhang ist der so genannte »tournant 
theologique de la phenomenologie frantjaise«. Dass ausgerechnet Phäno­
menologie theologisch werden könnte, scheint auf den ersten Blick absurd. 
Immerhin hat sie sich zu Beginn mit Verve dem weltlich Gegebenen 
verschrieben. Doch sie entwickelte sich weiter. Eine Phänomenologie des 
Unsichtbaren schien, im Anschluss an Merleau-Ponty, ebenso möglich, 
wie eine des Mirakulösen: Wenn sich Phänomenologie auf das bezieht, was 
erscheint, warum soll sie nicht auch Wunder beschreiben?

Michel Henry und Jean-Luc Marion sind zwei Vertreter dieser ins 
Himmlische gewendeten Theorie. Deutlich ist auch hier wieder die Ab­
grenzung von der als rationalistisch empfundenen griechisch-metaphysi­
schen Tradition. Henry setzt dagegen eine Phänomenologie des Lebens die 
von einer »Ur-Passibilität« ausgeht, einer Unmittelbarkeit der leiblichen 
Passionen als einer ursprünglichen »Gebung«.

Jean-Luc Marion nutzt die Phänomenologie, um (göttliche) Offenba­
rung zu denken »als eine Instanz, welche die Erfahrung transzendiert, sich 
aber dennoch im Bereich der Erfahrung manifestiert«. Natürlich wird hier 
etwas wieder eingeführt, was Nietzsche die »Hinterwelten« genannt hätte: 
»Das Sichtbare«, schreibt Marion, »öffnet sich nicht auf ein anderes Sicht­
bares hin, sondern auf das Andere des Sichtbaren, das unsichtbare Heilige.« 
Michel Henry unterscheidet den »Corps«, den sichtbaren Leibkörper, 
vom »Chair«, dem unsichtbaren Fleisch als einer »radikal immanenten 
Selbstaffektion«; Marion setzt gegen das »Idol«, das betrachtete Abbild, 
die »Ikone«, von der der Betrachter sich angeblickt fühlt. So geschraubt 
und magisch diese Konstruktionen auch klingen mögen, sie sind als philo­
sophische Konzepte hoch anspruchsvoll und produktiver als vieles, was in 
den letzten Jahren entstanden ist. Beide, Henry und Marion, denken das 
Subjekt als ein wesentlich passives, empfangendes.

Postmoderne und Christentum? Sie sind nicht so weit auseinander, wie 
es zunächst den Anschein haben könnte. Von dieser Seite aus gibt es keinen 
Grund für scharfe Religionskritik, eher ein Bedürfnis nach anderen Denk- 
und Stilformen und eine Durchlässigkeit für christlich anmutende Sujets. 
Dies ergibt natürlich keine systematisch tragfähige Grundlage, auf der eine 
Koalition von Katholizismus und Postmoderne stehen könnte -  Gott 
bewahre.
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III. Anschmiegen

Er liegt fahl ausgestreckt, das weiße Tuch, auf dem er ruht, windet sich 
kunstvoll, um nicht viel mehr als sein Geschlecht zu verhüllen. Der athle­
tische Körper lehnt halb aufgerichtet in den Armen der Trauernden, sein 
Kopf ist zur Seite gelegt, zur Mutter hin, die ihm die Augen schließt. Der 
Mund ist geöffnet, entspannt liegen die Arme, noch ist eine Drehung im 
Oberkörper zu sehen, die Beine aber sind steif ausgestreckt -  er ist ein 
Leib im Übergang zur Totenstarre. Unter die Fußsohlen hat Peter Paul 
Rubens, so dick, als wolle er mit harter Farbe hineinritzen in den gemalten 
Körper, die Wundmale gesetzt, leichte Blutspuren kleben im aschfahlen 
Grau, und unter der rechten Brust ist die Seitenwunde zu erahnen, vom 
Tuch fast ebenso geschickt verdeckt wie das Geschlecht. Wir wissen, dass 
sie dort ist, dass er dort ist, der klare Schnitt im Fleisch des Herrn, Beweis 
seiner Leiblichkeit und Beweis des vollen Gegenteils.

Die Beweinung Christi ist ein so häufiges Motiv der christlichen Ikono­
graphie, dass seine Faszination nicht im einzelnen Bild liegen kann, sie liegt 
im Arrangement des Pathos, der ewig wiederholbaren dramatischen Szene. 
Tausendmal lässt sie sich neu erzählen und bleibt doch immer gleich anrüh­
rend, vielleicht, weil sich, mit Jean-Luc Marion zu sprechen, in der »para­
doxen Herrlichkeit« des entstellten Christus das Bild zur Ikone wandelt.

Bilder vom gekreuzigten Jesus sind von einem Widerspruch durchzo­
gen: Er ist der lebendige Leichnam, ewiger Gott und sterblicher Mensch, 
Fleisch und Geist, tot und auf erstanden. Wie soll man das malen? Der 
Kunsthistoriker Hans Belting vertritt die These, dass unsere gegenwärtige 
Bildwahrnehmung und Kunstauffassung immer noch von alten christli­
chen Glaubensbegriffen geprägt ist und den mit ihnen einhergehenden 
Repräsentationsfragen. In »Das echte Bild« zeichnet Belting die Geschichte 
der Darstellung des Cruzifixus, die sich vom anfänglichen Abbildungsver­
bot immer weiter zum Realismus wandelt. Dabei scheint sich das, was ein 
Bild ist und das, was der Körper Jesu ist, auf eigenartige Weise zu ähneln. 
»Der Corpus Christi«, selber »Medium der göttlichen Präsenz in der 
Welt«, schreibt Belting, entziehe sich jeder Eindeutigkeit.

Wenn es eine Affinität des katholischen Christentums zur »Postmoderne« 
gibt, liegt sie -  so meine These -  genau in dieser grundsätzlichen Ambi­
guität, im Paradox, im Mysterium, in dem, was ich metaphorisch seine 
»Fleischlichkeit« nennen würde. Denn was könnte tatsächlich »post-
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moderner« sein als zu behaupten, das Wort sei Fleisch geworden? Eine 
bessere Umschreibung für das, was gegenwärtige Theorien unter »Perfor- 
mativität« verstehen, gibt es wohl kaum.

Die These von der postmodernen Fleischlichkeit der katholischen Lehre 
weiter auszuführen, wird uns in Teufels Küche bringen. Ich bin nicht 
sicher, ob sie sich eins zu eins nachweisen lässt, ob sie, genau untersucht, 
haltbar ist. Zu vielfältig sind sowohl die theologischen Meinungen wie 
auch die philosophischen Zeichen-, Diskurs- und Körpertheorien. Klar ist 
nur, dass in der Nachfolge postmoderner Theorien 1. die Zeichen sich in 
gewisser Weise materialisieren, sie gelten nicht als Welt darstellende, son­
dern Welt herstellende Elemente -  sie werden sozusagen fleischlich, und 
2. der Körper eine besondere Rolle bekommt, er wird durch Diskurse 
geformt, Diskurse schreiben sich in ihn ein. Die Zeichen, möchte man 
meinen, werden hier ähnlich schillernd und wirkmächtig verstanden wie in 
der religiösen Tradition der Corpus Christi.

Die katholische Lehre kennt einen Himmel über der Erde, einen Schöp­
fer hinter den Dingen, für sie gibt es ein Bezeichnetes hinter den Zeichen, 
und natürlich würde sie niemals -  wie in postmodernem Denken üblich 
-  von deren Arbitrarität, also ihrer Beliebigkeit, ausgehen. Sie denkt also 
zu einem guten Teil in einer alten Repräsentationslogik, der zufolge ein 
Abbild auf ein Urbild deutet. Doch die katholische Lehre darauf zu redu­
zieren, wäre zu wenig. Denn mit der Lehre der Menschwerdung des 
Gottessohnes (Inkarnation), oder auch der Wandlung von Brot und Wein 
zu Fleisch und Blut Christi (Transsubstantiation), mit ihrem, wie Ratzin- 
ger es nennt, »pneumatischen Realismus« überschreitet sie die einfache 
repräsentative Logik auf etwas anderes hin. Inkarnation und Transsub­
stantiation sind keine abbildenden Prinzipien. Ein anderes Beispiel: Was ist 
eine Reliquie? Steht sie als Zeichen für etwas, oder ist sie nicht selbst als 
Zeichen tätig, wundertätig, wirksam? Eine Reliquie ist nichts anderes als 
ein performativer Akt, so wie jede Wandlung. Es gibt durchaus postmo­
dernes Potential im Katholizismus.

Und nun zum Fleisch: In seiner »Kleinen katholischen Dogmatik« von 
1977 versucht Joseph Ratzinger, den Gedanken der Auferstehung des 
Leibes zu fassen. Man bedenke, was das heißt: was hier mit größter ratio­
naler Anstrengung gedacht wird, ist tatsächlich eine Auferstehung des 
Fleisches! Es geht wieder darum, den Dualismus zu vermeiden, die Seele 
steigt nicht einfach, wie im alten Glauben, getrennt vom Körper in den
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Himmel auf. Gleichzeitig gilt auch kein Monismus, der Riss zwischen Leib 
und Seele, die Unterscheidung, muss gewahrt sein: wären Körper und Seele 
eins, gäbe es entweder keine Auferstehung oder eine sofortige »Auferste­
hung im Tode«, was den Gedanken des jüngsten Gerichts hinfällig machen 
würde. Ratzinger sucht, beeindruckend hart am Rande des Vorstellbaren, 
die Seele als leibliche zu denken und definiert sie -  im Rückgriff auf 
Thomas von Aquin -  als die »Form des Leibes«. Damit ist er gar nicht 
weit entfernt von dem Körperkonzept, das der Derrida-Schüler Jean Luc 
Nancy in dem Buch »Corpus« von 2005 entwickelt. Nancy wendet, frei­
lich eher spinozistisch-pantheistisch denkend, den Descartesschen Dualis­
mus von res cogitans und res extensa um und nennt die Seele die Ausdeh­
nung des Körpers. Die Seele, sagt er, sei der »Körper außerhalb seiner 
selbst«. Fundamentaltheologische Themen wie Leben nach dem Tod, Hölle, 
Fegefeuer sind im Grunde ein gefundenes Fressen für postmoderne Theo­
rien, sofern sie nicht als Dogmatik auftreten, sondern als Strukturfragen 
gelesen werden.

Es ist -  wiein jeder Ideologie -  nur ein Haarriss, der das Heilige vom 
Häretischen trennt, vom Aberglauben. Immer schon schillerten die Bilder 
im katholischen Christentum, weil sie so eng mit dem verwoben sind, 
worauf sie angeblich nur verweisen, stets war ihm der Hang zur Idolatrie 
so wesentlich eingeschrieben wie die Abwehr dagegen. Die katholische 
Moral scheint immer nur das verdammen zu müssen, was sie selber nahe 
legt, die Gottebenbildlichkeit ist ihr Prinzip und Sein wie Gott die größte 
Sünde. Selbst die Idee vom Tod Gottes ist ja im Grunde eine christliche und 
nicht erst die des alten Nietzsche. Nein, der katholische Glaube steht, wenn 
er echt ist, immer nah am Abgrund, und genau in diesem Flirren, in seiner 
prinzipiellen Ambiguität ist er postmodern, das heißt jederzeit potentiell 
häretisch. Der Riss, die differance, geht ganz durch ihn hindurch. Diese 
Ambiguität ist überdies mehr als die viel beschworene Doppelmoral der 
Kirche -  sie ist, wenn man sie ernst nimmt, ein Strukturprinzip, das zur 
Heuchelei nur wird, wo es sich selbst verleugnet.

IV. Kerzen

An der Frage nach dem Verhältnis von Katholizismus und Postmoderne 
hängt implizit auch die nach der Reformbedürftigkeit des Glaubens. Denn 
wer es gut mit der katholischen Kirche meint, wünscht ihr Reformen.
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Zölibat, Verhütungs- und Sexualmoral, Ausschluss der Frauen vom Prie­
steramt und Demokratiedefizit sind die zentralen Archaismen, die dem 
gelebten Katholizismus in Europa ein Grab schaufeln könnten, aus dem 
es zumindest in diesem Leben keine Auferstehung mehr gibt. Eine 
Kirche, die weiterpredigt, was niemand mehr befolgt, verliert an Auto­
rität und Glaubwürdigkeit, sie wird zum Relikt ihrer selbst, zur reinen 
Folklore.

Gleichzeitig hört man immer wieder, dass eine »Protestantisierung« des 
Katholizismus äußerst bedauerlich wäre, wobei »Protestantisierung« für 
fast all das steht, was gute Reformen wären. Auch bei der medial hypertro- 
phierten Papstwahl oder dem Weltjugendtag vom letzten Jahr konnte man 
den Eindruck gewinnen, dass derzeit gerade das, was gesellschaftlich über­
holt ist, attraktiv wirkt, dass -  zur Enttäuschung aller Aufklärungsgeister 
-  der Katholizismus ausgerechnet mit seiner Reformresistenz Sympathie­
punkte sammelt. Diese neue Attraktivität ist, wie ich meine, nur zu einem 
kleinen Teil mit einem »Backlash« und Neo-Konservativismus zu erklären 
und auch nur begrenzt mit einer ernsthaften Suche nach neuer Spiritualität. 
Eher mag sie derzeit einem Bedürfnis geschuldet sein, sich gegen die heiße 
Glut des echten oder imaginierten Islamismus durch die Besinnung auf die 
eigenen religiös-kulturellen Wurzeln zu schützen.

Doch ist es nicht so, dass ausgerechnet diejenigen, die nicht eng mit der 
Kirche verbunden sind, den ekklesialen Konservatismus interessant fin­
den? Immerhin haben sie seine Konsequenzen nicht zu tragen. Meine 
These ist, dass der alte, traditionelle Katholizismus nur unter der Bedin­
gung fasziniert, dass man nicht mehr an ihn glaubt. Dies wäre der »katho­
lische Spleen«, der sich am christlichen Pathos labt, nicht an seiner Mora­
lität -  sofern das zu trennen ist. Vielleicht etabliert sich hier eine andere 
Art von »Glauben«, die mit einem »tun als ob« zu umschreiben wäre oder 
mit dem Begriff des »Spiels«, das ja, nach einer bekannten Formulierung 
ein »heiliger Ernst« ist. Es könnte also durchaus sein, dass der Katholizis­
mus davon profitiert, dass wir ihn postmodern interpretieren.

Die Zeit der großen Kirchenbindung in Europa ist vorbei. Die Zeit der 
Säkularisierung aber offensichtlich auch. Kirchliche Themen sind nicht 
mehr nur special interest, sie gehören offensichtlich wieder zum Kernbe­
stand des Medieninteresses. Papst Benedikt hat es gar zum Starposter in 
der Jugendzeitschrift »Bravo« gebracht -  das muss was heißen. Die der­
zeit unerträglich häufig wiederholte Rede von der »Wiederkehr der Reli­
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gionen« ist so neu allerdings nicht. Schon in den späten 1980er Jahren 
sprachen Religionssoziologen vom Beginn neuer religiöser Bewegungen in 
Europa und rüttelten an der klassischen »Säkularisierungsthese«, die da 
hieß, dass der Prozess der Moderne unweigerlich auf eine religiös entzau­
berte Gesellschaft hinausläuft. Früher galt die Formel vom frommen 
»Amerika als Ausnahme«. Sie hat sich überlebt.

Die Forschungsgruppe um den Wiener Pastoraltheologen Paul Zuleh- 
ner spricht von einem »Megatrend Repiritualisierung« und will zeigen, 
dass sich gerade für europäische Großstädte in den letzten Jahren ein 
Anstieg religiöser Parameter nachweisen lässt, etwa eine Zustimmung zu 
dem Satz, man glaube an Gott, bete und gehe in die Kirche. Gleich ob man 
in solche Umfragen religiöse Hoffnungen legt oder ihre Ergebnisse eher als 
Zeichen der Gottvergessenheit deutet: allen an der Debatte Beteiligten ist 
klar, dass die frei flottierende »neue Spiritualität«, wenn es sie denn gibt, 
mit dem christlichen Glauben, mit Religion im herkömmlichen Sinne oder 
institutionalisierter Kirche kaum noch etwas zu tun hat. Auf ein tradiertes 
Wissen in Sachen Christentum kann man schon lange nicht mehr setzen. 
Und natürlich tragen die »Sehnsuchtsbewegungen« viel Irdisches mit sich 
herum, das Thema Gesundheit und Körper nimmt einen zentralen Platz 
ein, und die Jenseits Vorstellungen, die bei der jüngsten Generation in 
Ostdeutschland durchaus wieder vorhanden sind, haben eher die Züge des 
Kinofilms Matrix als die der Johanneischen Apokalypse.

Was soll einer denn auch antworten, wenn es heißt »Glauben Sie an Jesus?« 
Schon Faust hat sich aus der Gretchenfrage bekanntlich herausgewunden. 
Vorsichtigerweise sollte man den gegenwärtigen Hype um Religion besser 
als Diskursphänomen analysieren denn als »Faktum«, wobei allerdings 
klar ist, dass dieser Diskurs nicht ohne Auswirkung auf gelebte Religiosität 
bleiben wird.

Die Erklärungen, die man für eine »Wiederkehr der Religionen« anbie­
ten kann, sind plausibel. Und sie sind unbefriedigend. Es gehe um Sinnsu­
che nach dem Ende der politischen Utopien, na gut, um Sehnsucht nach 
Transzendenz, um Kontingenzbewältigung, Modernisierungsängste und 
um Wellness -  alles richtig, und es mag sein, dass die großen Kirchen 
Morgenluft wittern, neue Angebote schneidern, Exerzitien im Alltag, sa­
kralen Tanz, Ikonenmalkurse, Sternwallfahrten und Urlaub im Kloster.
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Doch all das erklärt nicht, wie hier »geglaubt« wird. Warum zünden wir 
diese lächerlichen Kerzen an?

Der Philosoph Robert Pfaller versucht in seinem Buch »Die Illusionen 
der anderen« eine Form des Glaubens zu fassen, die nach dem Muster einer 
»suspendierten Illusion« funktioniert. Es ist dies eine Art Aberglaube nach 
dem Motto: »Ich weiß zwar ... aber trotzdem«. Im Gegensatz zu den 
»eigenen Einbildungen«, unseren wirklichen Überzeugungen, haben die 
»Einbildungen der anderen« kein Trägersubjekt, wir hängen ihnen an, 
würden uns aber nie unmittelbar zu ihnen bekennen. Es sind Einbildun­
gen, die nicht wider, sondern durch besseres Wissen entstehen, das Durch­
schauen wirkt hier -  paradoxerweise -  nicht als Entzauberung, im Ge­
genteil, Wissen ist die »Bedingung der Anhänglichkeit« an diesen Glauben. 
Bei aller Kritik, die Pfallers oft abenteuerlich zurechtgebogene Theorie 
verdient: der Gedanke der »Illusion der anderen« oder auch die Unter­
scheidung zwischen croyance (Aberglaube) und foi (Bekenntnis), ist ein 
gutes Modell, um postmoderne Formen des religiösen Glaubens zu erklä­
ren und ihre Affinität, gerade zum Katholizismus.

Man könnte diesen Glauben einen »postmodernen« nennen, aber nicht, 
weil er »beliebig« wäre. Es ist durchaus nicht egal, an was sich der Aber­
glaube bindet, und es ließe sich vielleicht sogar zeigen, dass ein Starposter 
des Papstes etwas anderes bewirkt als eines der Popsängerin Madonna. 
Nein, »postmodern« ist dieser Glaube, weil er bewusst ist und dennoch 
funktioniert. Er wäre, in seiner besten Form, tatsächlich so etwas wie ein 
über sich selbst »aufgeklärter« Glaube.

Die beschriebene Haltung der suspendierten Illusion ist auch eine, die 
dem heutigen Medienumgang entspricht. Einen weiteren Essay wäre es 
wert, zu untersuchen, wie sich die digitalen Medien auf unsere Wirklich- 
keits- und Glaubensvorstellungen auswirken. Das Internet befördert aller­
lei Mirakel, es führt gleichzeitig zu einer Profanierung und Wiederverzau­
berung der Welt. Und wir wissen darum, wissen um die Bilder als 
Täuschung und geben uns ihrer Verführung hin. Hans Belting nennt das 
heutige Verhältnis zum Bild eine »aufgeklärte Idolatrie«, die zugleich auch 
ein »aufgeklärter Ikonoklasmus« sein könne.

Ein Glaube nach dem Schema »ich weiß zwar, aber dennoch« wäre ein 
eher »katholischer« Glaube, weil er mit dem Spiel, dem Drama und dem 
Bild arbeitet, mehr mit der Verführung als der Überzeugung, und mit der
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Ambivalenz und einer differance, die vielleicht der heutigen Weltwahrneh­
mung mehr entspricht als klar-einsichtige Modelle.

Und er versorgt, wie der Katholizismus, auf nachhaltige Weise den 
Affekthaushalt.

Die christliche Logik der Differenz, gerade auch die des Opfers, ist ein 
Drama mit ganz eigener Lustökonomie. Das ist oft beschrieben, niemals 
aber in seiner Logik befriedigend erklärt worden. Slavoj Zizek nennt 
Christus den »Exzess des Lebens«, das »untote Mehr«, und seine berser­
kerhaften Lacaniaden stehen in dem Zeichen, der Postmoderne -  und sei 
es über Implementierung christlicher Motive -  eine neue jouissance zuzu­
führen. Könnte es sein, dass bei einem Vergleich Postmoderne /  Katholi­
zismus die Sinnlichkeit eindeutig auf der Seite des Glaubens stehen würde? 
Der Postmoderne fehlt die leidgewürzte Lust, das volle Drama, das Pathos, 
das wohl nur entsteht, wenn es Hoffnung auf Erlösung und Furcht vor der 
Verdammnis gibt. Vielleicht steckt im pathetischen Christentum ja das 
verloren gegangene Gefühl für die differance und vielleicht würde der 
Katholizismus gar zum Eros -  nicht zur Agape -  der Postmoderne tau­
gen. Gemeint sind mit dem »Eros« natürlich nicht die lila gewandeten 
Altherren-Zeremonien der Kurie, nicht die Kirchentagseuphorien im 
Gitarrenklang, nicht die Brandpredigten und nicht die basisdemokratisch 
organisierten Cursillo-Gottesdienste. Gemeint ist das Pathos katholischer 
Ästhetik, ist der heilige Kitsch. Es ist ein ernstes Spiel oder ein spielerischer 
Ernst, der darin liegt, mit besserem Wissen eine Transzendenz zu adressie­
ren, die wir kaum mehr bekenntnishaft vertreten können.

»Ich glaube an Gott, den Vater, den Allmächtigen, den Schöpfer des 
Himmels und der Erde« -  die »suspendierte Illusion« ist nicht die Glau­
benshaltung, die die katholische Kirche sich vorstellt. Sie wird sich aber 
nicht gegen sie wehren können und bietet Bilder und Inhalte für diese 
Illusion. Denn der »katholische Spleen« basiert auf kultureller Prägung, er 
trifft nicht jeden -  und er ist, weil er sich auf eine lange europäische 
Tradition, auf oft erzählte Geschichten stützt, für uns derzeit noch von 
größerer »Dichte« als die diversen Gemischtwarenläden fernöstlicher oder 
sonst wie inspirierter Esoterik. Der »katholische Spleen« ist auch keine 
bloß »private« Vorstellung. Für das Prinzip der »Illusionen der anderen« 
ist immer wichtig, dass man selber glaubt, andere glaubten an sie -  auch 
wenn kein konkretes Subjekt der Einbildung existiert. So wenig wie es eine 
private Sprache geben kann, so wenig kann es einen privaten Glauben
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geben, auch wenn Religion nicht mehr vorwiegend »kirchlich« vergesell­
schaftet ist.

Man muss den Spleen nicht überschätzen. Er bildet keinen klaren reli­
giösen Charakter aus, er ist vielleicht flüchtig, wenig stabil, wankelmütig 
und wandelbar, anfällig für Kitsch. Aber eines ist er nicht, wenn er sich 
richtig versteht: fundamentalistisch. Es wird kein Bekenntniseifer aus ihm 
entstehen und das ist -  bei gegebener politischer Lage -  wohl das Beste, 
was man von Religion als einer Übung in Demut erwarten kann. Der 
»katholische Spleen« ist weniger als die Kirchenfürsten sich erhoffen, aber 
mehr als die Skeptiker denken, die glauben, es handle sich um einen 
spirituellen Wunsch, der sich auf jede beliebige religiöse und kommerzielle 
Ästhetik aufpfropfen ließe. Er ist ein »Inbetween«, in dem so etwas wie 
Frömmigkeit wächst, eine Ernsthaftigkeit wider Willen, weil manchmal 
eben nur beten hilft.

Auch die Postmoderne liegt immer einen Haarriss breit entfernt vom 
Abgrund, ein wirklich frommer Katholizismus wäre für sie die Häresie 
schlechthin. Von ihren Prinzipien her gesehen, müsste man für Gott als ein 
Abstraktum plädieren, nicht für eine hierarchische Dyade zwischen Men­
schenkind und Gottessohn, sondern für ein nicht-personales Prinzip der 
Unverfügbarkeit als letztem Grund. Ob sich abstrakte differance und 
konkreter Aberglaube verbinden lassen? Wenn man die Vorzeichen um­
kehrt, mag etwas daraus werden: eine leidenschaftliche differance verbun­
den mit einem kühlen Aberglauben des »ich weiß zwar, aber dennoch ... « 
-  das wäre immerhin eine Option. Solange jedenfalls der Papst in dem, 
was hier vorgeht, »Gefahren« wittert, können wir uns -  postmodern -  
ruhig schlafen legen.
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Olivier Mongin und Jean-Louis Schlegel 
FÜR EINE ERNEUERUNG DES LAIZISMUS 

IN FRANKREICH

Vor kurzem wurde in Frankreich der 100. Geburtstag des Gesetzes von 
1905 zur Trennung von Religion und Staat gefeiert.1 Wäre es heute nicht 
an der Zeit für seine Reform? Die politische Klasse scheint sich indes 
stillschweigend darüber einig, dass man an diesem Gesetz nicht rütteln 
darf. Das sehen auch zwei große, unmittelbar betroffene Institutionen 
nicht anders: die katholische Kirche und die Ligue de l’enseignement. Man 
sollte sich also keinen Illusionen hingeben: Eine Revision des Gesetzes 
wird es nicht geben. Doch warum eigentlich nicht? Aus Angst, die großen 
laizistischen Prinzipien zu verraten, die ihm zugrunde liegen? Das Gesetz 
von 1905 solle nicht angetastet werden, heißt es, da es einen starken 
Symbolwert habe. Es verkörpere eherne Grundsätze und vitale Antriebs­
kräfte der Republik. Gleichwohl ist das Gesetz bereits mehrfach überar­
beitet worden und kann demzufolge durchaus im Rahmen der bestehen­
den Möglichkeiten geändert werden. Ob es nun um religiöse Vereinigun­
gen ging, um die notwendige Anpassung des Gesetzes von 1901 über die 
Bildung von Organisationen an das Gesetz von 1905 oder auch um die 
Finanzierung religiöser Bauten, immer fanden sich Lösungen, wie den 
Forderungen etwa der Protestanten oder den Bedürfnissen der muslimi­
schen Gemeinschaft entsprochen werden konnte, ohne das Gesetz ganz 
neu zu formulieren. Man konnte sich auf verschiedene Anpassungen ver­
ständigen und sie in die entsprechende Gesetzesform gießen. Doch wenn 
es um die lai'cite geht, den französischen Laizismus, rührt man paradoxer­
weise immer gleich an ein Tabu, fast schon an ein Heiligtum, kurz, an etwas 
Unfehlbares. Als hätte das Religiöse, dem das Gesetz von 1905 seinen Platz 
oder einen neuen Platz hatte zuweisen sollen, das Weltliche infiziert, das 
sich doch eigentlich von ihm hatte emanzipieren wollen.

Dass das Gesetz wie eine heilige Kuh behandelt wird, dass die politi­
schen Kreise in Frankreich befürchten, alte, doch heftige innerfranzösische 
Zwiste neu zu entfachen, dass man davor zurückschreckt, eine Reform 
vorzuschlagen -  vorausgesetzt, dazu reicht die Vorstellungskraft -  all
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das sorgt gleichermaßen dafür, die Unbeweglichkeit zur Tugend zu erhe­
ben. Freilich ist diese Haltung in mancherlei Hinsicht absurd. Wer könnte 
schließlich leugnen, dass die historische Situation heute eine ganz andere 
ist als 1905? Das lässt sich an drei Punkten festmachen. Erstens: Die 
katholische Kirche spielt in Frankreich längst nicht mehr die Rolle, die sie 
früher einmal hatte. Zweitens: Die politische Kultur des Laizismus ist im 
Begriff zu erstarren, in einer Zeit, da die verschiedenen Frustrationen und 
gesellschaftlichen Forderungen sich über die Religion äußern und in der 
neue religiöse Bedürfnisse entstehen, die das Prinzip der Trennung von 
Geistlichem und Weltlichem, von Religion und Staat in Frage zu stellen 
drohen. Drittens: Durch das Erstarken des Islam, einer Religion, die allzu 
oft mit Einwanderung, Arabern etc. in einen Topf geworfen wird, hat sich 
die Ausgangslage gründlich geändert.

Die katholische Hydra

Untersucht man die Stärke und den Stellenwert der katholischen Kirche in 
Frankreich im Jahr 2005, kann dies zu unterschiedlichen Bewertungen 
führen. Doch im Zentrum der Diskussion der letzten Jahre standen stets 
ihre Rolle als eine »Minderheit« -  eine Minderheit unter anderen in der 
französischen Gesellschaft -  und die Konsequenzen, die sich aus dieser 
neuen Situation ergeben. Die wichtigsten Indizien, auf die in diesem Zu­
sammenhang häufig verwiesen wird, sind der Rückgang der Religionsaus­
übung in den Kirchengemeinden zugunsten stärker voluntaristischer 
(doch auch vereinzelter und kurzlebiger) Praktiken, die starke Individua­
lisierung der Glaubensausübung durch eine »Religion ä la carte«, der 
Glauben ohne kirchliche Bindung, der mangelnde Priesternachwuchs, das 
Verschwinden aktiv streitender Kirchenvertreter und die Marginalisierung 
der katholischen Kultur. Daniele Hervieu-Leger sprach sogar von einer 
»Exkulturation«, um diesen faktischen Ausschluss der Instanz des Katho­
lizismus als Entscheidungskriterium aus dem sozialen, wissenschaftlichen 
und politischen Leben zu beschreiben. Ganz zu schweigen vom Mangel an 
religiöser Bildung und vom Verlust jedes christlichen Gedächtnisses ganz 
allgemein. Daraus lassen sich weitere Schlüsse ziehen, vor allem dieser: Der 
Katholizismus tritt nicht länger als Gegenkultur zur Kultur der Republik 
auf, und das geht auch an der laizistischen Kultur nicht spurlos vorüber. 
Denn egal, wie deren glühendste Verfechter auch dazu stehen mögen, der
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alte Katholizismus stellte, neben der wissenschaftlichen Vernunft, eine 
wesentliche Triebfeder für den harten Kurs der laizistischen Kultur dar. 
Mit der Schwächung des Katholizismus sowohl auf institutioneller als 
auch auf geistiger Ebene verliert auch die laizistische Kultur an Substanz. 
Man spricht zwar von einer Krise der instruction civique (Staatsbürger­
kunde), vergisst darüber jedoch, dass das goldene Zeitalter der Vermittlung 
republikanischer Werte zugleich auch das des Religionsunterrichts war. 
Sagen wir es freiheraus: Liest man bestimmte »laizistische« Beiträge und 
betrachtet man die Heftigkeit einer gewissen kirchenfeindlichen und sogar 
offen gegen das Christentum gerichteten Polemik (wie sie namentlich in 
einer bestimmten Presse und in bestimmten Fernsehsendungen zu finden 
ist), überrascht die schwach ausgeprägte Fähigkeit der Laizisten, sich auf 
sich selbst zu besinnen, sowie auch ihre Fehleinschätzung der realen Situa­
tion der Religion, ihre Ignoranz gegenüber schon vor Jahrzehnten erfolg­
reich eingeleiteten Umgestaltungen, ihre Neigung, anderen die Schuld 
zuzuschieben, wenn es darum geht, die eigene Krise zu begreifen und 
abzuwenden, bzw. ihr Bedürfnis, sie zu überwinden, indem sie nach Ge­
setzen und autoritären Mitteln rufen und den »weltlichen Arm« des Staates 
beschwören. Unversöhnliche und durchaus achtbare Laizisten gehen so­
weit, aus dem Laizismus eine »Spiritualität« zu machen, was vollkommen 
legitim ist (denn die Spiritualität gehört niemandem, zumindest jetzt nicht 
mehr), jedoch auch viel über die Kontamination durch die gegenwärtige 
diffuse Religiosität verrät. Generell richtet sich der Kampf des Laizismus 
heute gegen zwei Feinde: gegen den traditionellen Feind, nämlich die 
katholische Hydra, die man bezichtigt, ihr Werk der geistlichen und mo­
ralischen Eroberung oder Rückeroberung der Gesellschaft in unzähligen 
Facetten weiterzuverfolgen; und gegen den neuen Feind, nämlich den 
unverhohlen (und zuweilen in erniedrigender Form) angegriffenen Islam. 
(An dieser Stelle ließe sich noch ein dritter Feind nennen: die Sekten, gegen 
die der laizistische Staat seit etwa einem Jahrzehnt offiziell vorgeht.)

Staatlicher Laizismus und Säkularisierung der Gesellschaft

Viele antireligiöse und antiklerikale Kräfte verwechseln das Prinzip des 
Laizismus mit dem Prozess der Säkularisierung. Obwohl ersteres eine 
Reihe von gesetzlichen Anpassungen und Änderungen erfahren hat, bleibt 
es als Prinzip doch auch einhundert Jahre später intakt, gleich, was man
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sonst darüber sagen mag. Es regelt in Frankreich, wenn auch in einem 
veränderten gesellschaftlichen Zusammenhang, noch immer die Beziehung 
zwischen Kirche und Staat. Nun mag zwar jedes Lager aufgrund der 
verschiedensten Verfügungen, Gerichtsbeschlüsse, amtlichen Erlasse oder 
Rundschreiben, die diesen oder jenen Punkt des Gesetzes abänderten, im 
Laufe der Geschichte Anlass entweder zur Beunruhigung oder zur Zufrie­
denheit gehabt haben. Doch wie schon Emile Poulat aufzeigte, waren diese 
Änderungen und neuen Gleichgewichte durchaus im Interesse beider La­
ger, auf jeden Fall also in dem des Staates und in dem der Kirche (wiewohl 
sie den militanten und extremen Vertretern beider Gruppen ein Dorn im 
Auge waren).2 Der letzte Sieg, den die Verfechter des Laizismus für sich 
verbuchen konnten, war das Gesetz über die ostentativen Symbole religiö­
ser Zugehörigkeit vom Februar 2004 (»Kopftuchverbot«), das von der 
katholischen Kirche (wie von den anderen Glaubensgemeinschaften) abge­
lehnt wurde. Gleichwohl ist von laizistischer Seite zu hören, dass die 
Kirche im Laufe des letzten Jahrhunderts sämtliche Vergünstigungen wie­
dererlangt habe, die sie 1905 eingebüßt hatte, und dass das »laizistische 
Lager« aus den einhundert Jahren des Kampfes gegen die Ansprüche der 
Kirche letztlich unterlegen und verbittert hervorgehe. Diese Sicht auf das 
letzte Jahrhundert und die damit verbundene Enttäuschung mögen ehren­
wert sein, berechtigt sind sie nach unserem Dafürhalten nicht.

Denn wie wir bereits gesehen haben, steht auch die katholische Kirche 
in Frankreich nach dem Ende des 20. Jahrhunderts geschwächt da. Dies 
jedoch nicht wegen des französischen Laizismus, dessen Verdienste sie 
inzwischen selbst auf hoher Ebene unumwunden anerkennt3 (und ebenso 
die Vorteile, die auch sie selbst hatte, vornehmlich weil er sie vom Klerika­
lismus befreite), sondern wegen der Säkularisierung der Gesellschaft, be­
sonders in den letzten vierzig Jahren, mit all ihren widersprüchlichen, 
vielschichtigen, sich wandelnden und selbst für Experten zum Teil un­
durchsichtigen Entwicklungen. Doch dies soll hier nicht erörtert werden.4 
Zu den politischen, sozialen und kulturellen Zusammenhängen, die dem 
laizistischen Prinzip (faktisch seit 1905) und den angrenzenden Bereichen 
entgegenwirken, sei auf die klugen und differenzierten Ausführungen in 
dem Werk Laicite 1905-2005, entre passion et raison von Jean Bauberot 
verwiesen.5 Erinnern wir uns an dieser Stelle lediglich daran, dass »Säkula­
risierung« früher selbst für versierte Beobachter und erst recht für die 
Allgemeinheit Schwächung, Rückgang, Verfall und Untergang des Reli­
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giösen als Glauben (oder als »Ideologie«, wie es im Sprachgebrauch der 
1960-1970er Jahre hieß) und als Glaubensausübung bedeutete. Doch in 
Frankreich wurde die »lai'cite« des Staates von den Kirchenvertretern 
ebenso wie von den Verfechtern des Laizismus (von jenen, um sie zu 
bedauern; von diesen, um sie zu begrüßen) mit ebendieser Säkularisierung 
in Verbindung gebracht und sogar gleichgesetzt. Auch heute, da die aktu­
elle religiöse Unwissenheit der jungen (und der nicht mehr ganz jungen) 
Generation pauschal auf die »Schule ohne Gott«, das heißt, auf eine Schule, 
in der »Gott« in den Lehrplänen nicht vorkommt, und auf die französische 
laizistische Kultur zurückgeführt wird, ist diese Denkweise noch sehr 
verbreitet. Dabei braucht man nur nach Deutschland zu schauen -  wo es 
das System der »staatlich anerkannten Religionsgemeinschaften« gibt und 
der Religionsunterricht ganz selbstverständlich im Lehrplan integriert ist 
-, um die gleichen Klagen zu hören. Auch der verschwommene Sprachge­
brauch -  wie etwa die Verwendung der Adjektive »laique« [weltlich, 
laizistisch], (das an sich schon mehrdeutig ist) und »lai'cise« [von religiösem 
Einfluss befreit] als Synonyme für »secularise« [säkularisiert] und ebenso 
die Verwendung von »lai'cisation« [Befreiung von religiöser Bindung] als 
Äquivalent für »secularisation« [Säkularisierung] -  hat nicht zur Klärung 
der Dinge beigetragen.

Falls der französische Laizismus überhaupt eine Ausnahmeerscheinung 
ist, so zweifellos eher durch seine Überempfindlichkeit gegen jedes sicht­
bare Auftreten einer Religion -  besonders der katholischen Kirche -  im 
öffentlichen Raum. »Ostentative Symbole«, die anderswo keinen Anstoß 
erregen, führen hier zu heftigem Widerstand. Ein öffentliches oder soziales 
Auftreten der Kirche, wie es in den meisten europäischen Ländern üblich 
ist, scheint in Frankreich illegitim zu sein. Sollte es einen »Habitus« des 
Laizismus geben, findet er seinen Ausdruck wohl gerade in dieser übertrie­
benen Abneigung gegen offenkundige Symbole, gegen Soutanen ebenso 
wie gegen Burkas, gegen den Turban ebenso wie gegen die Kippa und das 
kleine Kreuz an der Halskette. Kommt man nach England, kann man 
muslimische Frauen der Flughafen- und Grenzpolizei einen islamischen 
Schleier tragen sehen, der Teil ihrer Uniform ist. Eine solche Toleranz wäre 
in Frankreich undenkbar.

Nun ist aber die »Zurschaustellung« religiöser Symbole an sich heute 
ambivalent. Zunächst gehört sie -  in ihren extremen Formen -  ganz 
offensichtlich in den Bereich fundamentalistischer und identitätsstiftender
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Überzeugungen, die gegenwärtig im Aufwind sind. Doch in ihren weniger 
aggressiven und verspielteren Ausdrucksformen hat sie einen Bezug zur 
Säkularisierung, die nun nicht mehr als Verlust oder Verschwinden des 
Religiösen aufgefasst wird, sondern als Streuung, Zersplitterung, Indivi­
dualisierung, Wiederverwendung und Rekombination seiner Teile und 
Bruchstücke etwa für festliche oder ästhetische Zwecke -  was aber stets 
ohne eine wirkliche Verankerung in der Tradition, ohne das Bewusstsein 
und das Bedürfnis einer Zugehörigkeit und ohne gemeinschaftliche Bin­
dungen bleibt. Vereinfacht aus gedrückt, existieren heute zwei extreme 
Tendenzen nebeneinander, die sich zuweilen gegenseitig verstärken: Auf 
der einen Seite die sogenannten identitären Erscheinungen mit ihren fun­
damentalistischen, kommunitaristischen Facetten, die das persönliche Ver­
halten und die soziale Integration den Zwängen der Gemeinschaft unter­
werfen; auf der anderen Seite die Individualisierung des Religiösen in 
mannigfaltigen, verwirrenden und teils unsichtbaren Formen, die auch zur 
Folge hat, dass das Religiöse oder das, was man dafür hält, mit seiner 
bemerkenswerten Fähigkeit, immer wieder neu zu erstehen und sich her­
auszukristallisieren, heutzutage überall und nirgends ist.

Hier liegt die Ursache für die Ambivalenz des Religiösen in unseren 
postmodernen Gesellschaften. Man denke nur an das immense Medien­
spektakel beim Tod Johannes Pauls II., bei seiner Beisetzung, beim an­
schließenden Konklave bis hin zu der Enttäuschung, die dem Nachfolger 
entgegenschlug und die der Fernsehorgie recht schnell ein Ende setzte. Wie 
sehr diese die laizistischen Gemüter -  nicht ohne Grund -  erhitzte, ist 
hinlänglich bekannt. Die sofort auf den Plan gerufenen »Semiologen« und 
»Mediologen« aller Schattierungen schwankten im wesentlichen zwischen 
zwei Interpretationen: Die einen sahen vor allem den wunderbaren Kom­
munikationsapparat der Katholiken, von dem unsere weltlichen Kräfte 
noch viel lernen könnten. Andere Stimmen betonten dagegen, dass die 
Medien den sterbenden und dann toten Papst nicht anders behandelt 
hätten als sein ganzes Leben lang. Er habe es verstanden, sich dies zunutze 
zu machen, gewiss, doch niemals habe er sie für seine Zwecke einspannen 
können, und zudem habe sein moralischer Konservativismus keinen Reiz 
für sie gehabt. Muss die etwas paranoide Sicht der ersteren (die durch Dan 
Browns berühmten Thriller »Sakrileg« für manch einen sicherlich noch 
untermauert wird) die Laizisten nicht in ihrer Überzeugung bestärken, 
dass sich die sichtbare Macht der katholischen Kirche überall ausbreitet?
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Wir können sie beruhigen: Das Zelebrieren einer Religion oder eines 
religiösen Führers durch die Medien ist nicht zwangsläufig ein Zeichen für 
Wohlergehen. Vielleicht sollte man sogar das genaue Gegenteil vermuten. 
Dann verhielte sich die Stärke des realen Katholizismus umgekehrt pro­
portional zur Medienpräsenz seines Oberhaupts. Doch wie dem auch sei, 
unsere laizistischen Aktivisten täten gut daran, ihre Verwünschungen und 
künstlichen Tröstungen, die in kraftlosen »atheologischen Abhandlun­
gen« heraufbeschworen werden, durch seriöse Studien über das Religiöse 
zu Beginn dieses 21. Jahrhunderts zu ersetzen.

Der Islam als Spielverderber

Seit einiger Zeit trägt ein weiterer Faktor dazu bei, die religiöse Landschaft 
in Frankreich unübersichtlich zu machen und die historische Situation 
umzukehren. Die Schwächung des Katholizismus ist zu einem Zeitpunkt 
zu beobachten, da mit offenkundiger Vitalität der Islam in Erscheinung 
tritt -  eine Religion ohne Kirche, ohne institutionell aus gebildete Geist­
liche, ohne genügend Orte für die Glaubensausübung, die gleichwohl in 
Frankreich und, so scheint es, zunehmend auch in der ganzen Welt gut 
sichtbar ist, wenn auch theokratischen Bestrebungen unterworfen und an 
ihren radikalen Rändern mit einem Hang zu Gewalt und religiösem Zwang 
belastet. Diese von Esprit bereits häufig thematisierte Entwicklung ist nicht 
neu.6 Deshalb sei hier lediglich daran erinnert, dass der Islam in Frankreich 
in manchen laizistischen Kreisen der Linken im Gegensatz zu ihrem 
historischen Feind, dem Katholizismus, lange Zeit Sympathie und Ver­
ständnis genoss. Führende Vertreter der Ligue de l’enseignement, die 
wegbereitend für eine Neubesinnung des Laizismus ist, haben darauf 
hingewiesen, dass man paradoxerweise den Islam »unterstützte« (indem 
man ihn als Gegenstand in die Lehrerausbildung auf nahm), während man 
die katholische Kirche weiter ignorierte oder bekämpfte. In der Gegen­
wart, das heißt, bereits vor, doch besonders nach dem 11. September 2001 
sind höhnische Äußerungen gegen den Islam an sich -  also nicht nur 
gegen den fundamentalistischen Islamismus -  an der Tagesordnung und 
werden unverhohlen verbreitet. Abgesehen davon, dass es sich hier um 
einen intellektuell und historisch fragwürdigen Standpunkt handelt, kann 
die Weigerung, zwischen Islam und Islamismus zu unterscheiden, nur dazu 
führen, dass reformistische und selbstkritische Positionen geschwächt
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werden. Und für manche Kräfte sind das Erstarken des Islam und die 
Forderungen gewisser Muslime das beste Argument dafür, nicht an dem 
Gesetz von 1905 zu rütteln. Wie schon in der Kopftuchdebatte sollen die 
Prinzipien der Republik mit dem Bollwerk des Laizismus gegen eine 
Religion geschützt werden, die das seit 1905 erworbene Kräftegleichge­
wicht ins Wanken bringt.

Drei Szenarios

In diesem Zusammenhang sind drei Szenarios denkbar: erstens die Orien­
tierung auf eine Vergemeinschaftung der neuen Religionen (und nicht nur 
des Islam) -  auf die Gefahr hin, den republikanischen Pakt noch ein 
wenig mehr zu schwächen; zweitens die Verstärkung -  im Sinne eines 
Bonapartismus, dessen überraschender Erbe Nicolas Sarkozy ist -  der 
Rolle des Staates gegenüber einer von vornherein schlecht kontrollierbaren 
Religion (Argumente dafür liefern die mittlerweile über zwei Jahre anhal­
tenden Streitigkeiten des Französischen Rates der Muslime, CFCM); und 
drittens das Bemühen, einer republikanischen und laizistischen Kultur, die 
ohne die Aussicht auf eine erfolgreiche Integration undenkbar ist, zu neuer 
Glaubwürdigkeit zu verhelfen. Der Vergemeinschaftung und der staatli­
chen Kontrolle wäre eine lebendige, dynamische und damit integrative 
Kultur des Laizismus gewiss vorzuziehen. Liegt die Lebenskraft des Lai­
zismus denn wirklich im Insistieren auf dem Bestehenden, darauf, dass im 
Hinblick auf die Trennung von Religion und Staat mit dem Gesetz von 
1905 das letzte Wort gesprochen ist?

Auf dem Gesetz zu beharren hieße, die Frage des Laizismus auf die 
Konfrontation der Republik mit dem Islam zu reduzieren, bei der es für 
uns viel zu verlieren gäbe. Man sollte statt dessen die Spielregeln überden­
ken, um den Sinn der laizistischen Prinzipien zu erhalten. Aber derzeit 
scheint es allen Seiten -  Laizisten, Katholiken und Muslimen -  offenbar 
nur darum zu gehen, die aktuelle Situation zu ignorieren. Gewiss, nach 
mehr als einem Jahrhundert der Konfrontation innerhalb Frankreichs ist 
die Angst vor einer neuerlichen Auseinandersetzung durchaus berechtigt. 
Doch wie lassen sich heute, innerhalb klar definierter Grenzen, religiöse 
Praktiken und religiöse Macht integrieren? So sollte man die Frage zum 
Gesetz von 1905 stellen, eine Frage, die sich nicht auf juristische Polemiken 
über eine Reform dieses Gesetzes beschränken lässt. Wie schon Olivier
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Roy betont, ist es von entscheidender Bedeutung, die Frage der religiösen 
Zugehörigkeit von der der Kultur zu trennen und beide deutlicher zu 
unterscheiden/ Das setzt voraus, dass man die Existenz einer islamischen 
Kultur (die nicht nur die der praktizierenden Muslime ist) anerkennt 
ebenso wie die einer katholischen und im weiteren Sinne christlichen 
Kultur (die nicht nur die der Gläubigen ist) und schließlich auch die einer 
laizistischen Kultur. Sie muss in einem Kontext neu erfunden werden, der 
nicht mehr durch eine Frontstellung zwischen einer antiklerikalen Kultur 
und einer religiösen Gegenkultur bestimmt wird. »An das Gesetz von 1905 
zu rühren« sollte nicht heißen, dem einen oder dem anderen Lager juristi­
sche Vorteile zu verschaffen oder zu entziehen. Es sollte weniger um eine 
Frage von Recht und Gesetz gehen als vielmehr um eine politische Sicht 
auf die Beziehung zwischen den Religionen und dem Staat, auf den Platz, 
den die Religionen innerhalb des Staates einnehmen könnten. An einer 
solchen Vision fehlt es offenkundig, und dieses Defizit verstärkt das Be­
harren auf dem Status quo. Die Frage müsste also lauten: Was für einen 
Laizismus braucht Frankreich heute?

Aus dem Französischen von Karin Krieger

Anmerkungen
1 Das Gesetz von 1905 befriedete die französische Gesellschaft, die durch lange und heftige 

Kämpfe zwischen den Anhängern eines katholisch-royalistischen und jenen eines republika- 
nisch-säkularistischen Frankreich gespalten war. Der erste Artikel des Gesetzes erklärt, dass 
die Republik das Recht auf Gewissensfreiheit und die freie Ausübung der Religion im Rahmen 
der öffentlichen O rdnung garantiert. Der zweite verbietet der Republik, Religionsgemein­
schaften anzuerkennen oder zu finanzieren. (Anm. d. Red.)

2 Vgl. auch sein hervorragendes Buch N otre lai'cite publique, Berg International 2003.
3 Im laizistischen Lager wird diese verspätete Anerkennung oftmals als Heuchelei gewertet. 

Dies sei gewissermaßen eine Verbeugung des Lasters vor der Tugend... Man muss jedoch 
nicht mit den Hardlinern unter den Laizisten in Einklang stehen, um die Vorzüge der 
französischen lai'cite und sogar ihre Überlegenheit gegenüber anderen Systemen der Trennung 
von Kirche und Staat anzuerkennen.

4 Vgl. die Beiträge von Daniele Hervieu-Leger sowie von Jose Casanova und Nilüfer Göle, in: 
Transit 26 und 27 (Themenschwerpunkte Religionen und europäische Solidarität I und II), 
2004/05. (Anm. d. Red.)

5 Jean Bauberot, Lai'cite 1905-2005, entre passion et raison, Paris 2004.
6 Informationen über die entsprechenden Artikel in Esprit finden sich unter: www.esprit.pres- 

se.fr/index.php (Anm. d. Red.).
7 Vgl. den Beitrag von Olivier Roy »Islam in Europa: Konflikt der Religionen oder Konvergenz 

der Religiositäten?«, in Transit 27, 2005, S. 118-132. (Anm. d. Red.)

http://www.esprit.pres-se.fr/index.php
http://www.esprit.pres-se.fr/index.php
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Mikolaj Kunicki
ZWISCHEN ANPASSUNG, WIDERSTAND 

UND DIALOG
Das Verhältnis von Kirche und Staat 
im kommunistischen Polen 1945-1989

»Er (Wyszynski) formulierte seine Strategie sehr anschaulich, als er sagte, 
es sei letztlich sein Ziel, eine Heilige Messe in der sozialistischen Gesell­
schaft zu feiern und das »sozialistische Mehl< mit »katholischem Sauerteig* 
zu versetzen, sodass er das Mehl durchdringt«.1

Dieses Zitat aus einer 1953 gehaltenen Rede von Boleslaw Piasecki, dem 
führenden Mann des prokommunistischen Katholikenverbandes PAX, 
beschreibt treffend die Einstellung des Kardinals Stefan Wyszynski zum 
kommunistischen Regime. Obwohl er sein Leben lang überzeugter Anti­
kommunist blieb und an der evangelikalen Mission der Kirche ebenso 
entschlossen festhielt wie an seinem polnischen Nationalismus, lässt sich 
seine Haltung als die eines Realisten par excellence beschreiben. In seinen 
35 Jahren an der Spitze der katholischen Kirche Polens (1947-1981) prägte 
Wyszynski seine Strategie dem polnischen Episkopat, der Priesterschaft 
und den Gläubigen ein. Entgegen der weit verbreiteten Auffassung, wo­
nach die katholische Kirche in Polen das stärkste Bollwerk der antikom­
munistischen Opposition gewesen sei, möchte ich hier die These vertreten, 
dass das Verhältnis von Kirche und Staat zwischen Anpassung, Widerstand 
und Dialog oszillierte.

Kommunistische Machtübernahme, Stalinismus und »real existieren­
der« Sozialismus -  all diese Facetten des polnischen Staatskommunismus 
spiegelten sich wider in einer Vielzahl von Aktivitäten und Initiativen, 
Konfrontationen und Kompromissen im Rahmen der alles andere als 
reibungslosen Koexistenz zwischen den Kommunisten und dem katholi­
schen Klerus. Nachdem der Versuch einer Stalinisierung der Gesellschaft 
gescheitert war, fassten sowohl das Regime als auch die Kirche, vor allem 
in den 1970er und 1980er Jahren, die gesellschaftliche Stabilität als vorran­
giges Ziel ins Auge. Für die kommunistische Partei, die das politische 
Machtmonopol innehatte, war Stabilität gleichbedeutend mit einer gefügig
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gemachten Gesellschaft, für die Kirche hingegen mit der Bewahrung ihrer 
Errungenschaften und der weiteren Festigung ihrer Position in der Gesell­
schaft. Die vordergründige Gemeinsamkeit des Zieles schloss Konflikte 
nicht aus, denn die beiden Akteure bauten ihr Mandat auf völlig gegensätz­
lichen Prämissen auf: hier Materialismus und historischer Determinismus, 
dort Religiosität und spirituelle Erlösung. Darüber hinaus aber war es das 
Wetteifern um die Herzen und Köpfe der Polen, welches dafür sorgte, dass 
es immer wieder zu Streitigkeiten, Scharmützeln und politischen Kämpfen 
zwischen den beiden Lagern kam. Am Ende schafften es der Einparteien­
staat und die Kirche jedoch immer wieder, einen Friedensschluss oder 
zumindest eine Art Waffenstillstand herbeizuführen. So gesehen, nahm 
sich das Verhältnis von Kirche und Staat im kommunistischen Polen 
erheblich besser und versöhnlicher aus, als in allen anderen Ländern des 
sowjetischen Blocks. Letztlich war es dann aber die Kirche, die ihrem 
kommunistischen Widerpart bzw. Partner den Rang ablief, als es darum 
ging, die polnische Gesellschaft auf ihre Seite zu ziehen. Wie kam es dazu?

Anpassung

Die Gründe für die schlussendliche Niederlage der Kommunisten reichen 
bis 1945, in die Zeit der Errichtung der Nachkriegsordnung zurück. Durch 
den Sieg der Roten Armee über die Nazis geriet Polen nach Ende des 
Zweiten Weltkriegs unter sowjetische Herrschaft. Zugleich wurde es infolge 
des Holocaust, der Verschiebung der Staatsgrenzen und der Umsiedlung 
von Bevölkerungsteilen zu einem ethnisch homogenen, vorwiegend 
katholischen Land. Waren vor dem Krieg nur 60 Prozent aller Polen 
Katholiken gewesen, so waren es nach 1945 90 Prozent. Dazu kam, dass 
die polnische Kirche aus dem Krieg zwar physisch erschöpft, aber spiritu­
ell gestärkt hervorgegangen war.2 In den Kriegsjahren und im Chaos der 
turbulenten Nachkriegszeit war und blieb die katholische Kirche für die 
Gläubigen eine Quelle moralischer Autorität und geistlicher Orientie­
rungshilfe. Das war eine Tatsache, die die Kommunisten nicht einfach 
ignorieren konnten. Weshalb unterließen sie es, die katholische Kirche zu 
unterdrücken? Die Antwort lautet: Weil sie sich mit der polnischen Wirk­
lichkeit arrangieren mussten. Das war jedenfalls die Strategie des starken 
Mannes der polnischen KP, Wladyslaw Gomulka, der einen an den natio­
nalen und sozio-ökonomischen Besonderheiten des Landes orientierten
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»polnischen Weg zum Sozialismus« verfolgen wollte, anstatt einfach das 
sowjetische Vorbild zu kopieren. Darauf bedacht, seine Partei nicht von 
der Gesellschaft zu entfremden, förderte Gomulka sogar eine Versöhnung 
des polnischen Kommunismus mit den nationalistischen Traditionen Po­
lens.

Ein Element seiner breit angelegten Politik war dementsprechend die 
Herstellung von Arbeitsbeziehungen zur Kirche. Das kommunistische 
Regime verzichtete auf jedwede Einengung der seelsorgerischen Arbeit der 
Kirchen; es ließ religiöse Vereinigungen ebenso zu wie kirchliche Schulen 
und Wohltätigkeitsorganisationen; und bis in die späten 1940er und frühen 
1950er Jahre hinein durfte die katholische Presse ungehindert publizieren. 
Auch wenn das Regime das Konkordat für null und nichtig erklärte und 
Boleslaw Piaseckis Katholischen Verband (aus dem später die PAX-Bewe- 
gung hervorging) reaktivierte, nahmen Vertreter des kommunistischen 
Staats und militärische Führer an religiösen Feiern teil.3 Im Gegenzug 
machten sich die katholischen Bischöfe für eine Rückkehr zur Normalität 
stark, unter demonstrativer Missachtung der Appelle der Exilregierung 
und des antikommunistischen Untergrunds, die neue politische Ordnung 
zu boykottieren.4 Natürlich unterstützte die Kirche während der kurzen 
Periode eines begrenzten Pluralismus, die bis 1947/48 andauerte, die legale 
Opposition, vor allem die Polnische Bauernpartei (PSL) von Stanislaw 
Mikolajczyk.5 Kardinal Hlond zog 1946 sogar seine Unterstützung für die 
Gründung einer Katholischen Partei zurück, weil er fürchtete, diese werde 
bei den nächsten Wahlen die Chancen der PSL schmälern.

Nach der Niederlage der Bauernpartei bei der manipulierten Wahl von 
1947, der zügigen Zerschlagung der Opposition und der 1948 vollzogenen 
Vereinigung der kommunistischen und sozialistischen Parteien zur Ver­
einten Arbeiterpartei Polens (PZPR) war die Kirche unversehens die letzte 
dem Land noch verbliebene autonome Institution. Der aufkommende 
Stalinismus setzte der pragmatischen Politik Gomulkas ein Ende -  er 
wurde aus dem Politbüro entfernt und später aus der Partei ausgeschlossen 
und inhaftiert. Das bedeutet jedoch nicht, dass die Periode unmittelbar 
nach 1948 in Polen einen konzentrierten Angriff auf die Kirche mit sich 
gebracht hätte, wie etwa in Ungarn, wo Kardinal Jozsef Mindszenty 1949 
zu lebenslanger Haft verurteilt wurde, oder in der Tschechoslowakei, wo 
die Kommunisten 1951 den tschechischen Primas Josef Beran in ein Klo­
ster verbannten. Das Ausbleiben derartiger Sanktionen in Polen belegt
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nicht nur den Realitätssinn des damaligen Regimes, sondern auch den 
Pragmatismus Wyszynskis, der im Oktober 1947 die Führung der polni­
schen Kirche übernahm. Er schlug weitaus nüchternere Töne an als der 
offen antikommunistische Mindszenty. »Märtyrertum ist zweifellos eine 
ehrenwerte Sache«, erklärte Wyszynski einmal. »Aber Gott führt seine 
Kirche nicht nur auf einem außerordentlichen Weg, dem des Märtyrer­
tums, sondern auch auf einem gewöhnlichen Weg, dem der apostolischen 
Arbeit.« Mit anderen Worten: Die Kirche muss versuchen, sich ihre 
gesellschaftliche Basis und ihre institutioneilen Strukturen zu bewah­
ren, notfalls um den Preis einer begrenzten Anpassung an das kommu­
nistische Regime.6

Es überrascht so gesehen nicht, dass Wyszynski die Einladung des 
Regimes zur Aushandlung eines Abkommens zwischen Kirche und Staat 
annahm. Nach langen und mühevollen Gesprächen, die zeitweise am ag­
gressiven Vorgehen der Behörden zu scheitern drohten, etwa an der Grün­
dung der prokommunistischen Organisation »Patriotische Priester« oder 
der Verstaatlichung der polnischen Caritas, wurde das Abkommen am 14. 
April 1950 unterzeichnet. Geschichtlich betrachtet, war das Abkommen 
von 1950 das erste Abkommen zwischen einer römisch-katholischen Kir­
che und einer kommunistischen Regierung. Es beruhte auf einem rudimen­
tären Quidproquo: Das Regime würde die geistlichen Rechte der Kirche 
respektieren, diese dafür die weltlichen Befugnisse des kommunistischen 
Staates anerkennen. In den Hauptartikeln verpflichtete sich die Kirche, die 
Wirtschaftspolitik des Regimes zu unterstützen, alle staatsfeindlichen Ak­
tivitäten zu verurteilen, sich jeder Politisierung der Religion zu widerset­
zen, die Autorität des Vatikans nur im Bereich der Glaubenslehre und des 
Kirchenrechts anzuerkennen und ihr Handeln insgesamt an den Erforder­
nissen der polnischen Staatsräson auszurichten. Im Gegenzug gewährte 
der Staat Religionsfreiheit, erlaubte Religionsunterricht an staatlichen 
Schulen, garantierte den Bestand katholischer Bildungseinrichtungen und 
versprach, sich nicht in die inneren Angelegenheiten katholischer Orden, 
Klöster, Verlage und Wohltätigkeitsorganisationen einzumischen.7

Anstatt einen konstitutionellen Rahmen zu schaffen, zielte das Abkom­
men darauf ab, so etwas wie einen modus vivendi zu etablieren -  oder 
eher, wie sich bald heraussteilen sollte, einen befristeten Waffenstillstand. 
Für die Kommunisten waren die Artikel des Abkommens deutungsoffen. 
Eingedenk ihres willkürlichen Rechtsverständnisses konnte man nicht
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davon aus gehen, dass sie sich daran gebunden fühlen würden, und 
Wyszynski wusste das. Er kaufte sich damit Zeit. »Dass die ganze Ent­
wicklung des gesellschaftlichen Wandels zum Konflikt führen würde, 
stand fest -  Christentum gegen Gottlosigkeit«, räumte er ein. »Aber um 
sicher zu stellen, dass ein solcher Konflikt uns nicht unvorbereitet ereilen 
würde, mussten wir Zeit gewinnen und Kräfte sammeln, um die Stellung 
Gottes verteidigen zu können.«8

Widerstand

Tatsächlich verletzte die Regierung das Abkommen systematisch, etwa 
indem sie versuchte, die polnische Kirchenhierarchie zu prokommunisti­
schen oder antipäpstlichen Aussagen zu verleiten und den Religionsunter­
richt aus den Schulen zu verbannen. Auch verhaftete und verurteilte das 
Regime eine Reihe von Kirchenmännern, darunter mehrere Bischöfe, we­
gen angeblicher Kollaboration mit den Nazis, Spionage oder Verschwö­
rung gegen den Staat. Der härteste Schlag jedoch war eine 1953 in Kraft 
getretene Verordnung, die vorsah, dass alle innerkirchlichen Ernennungen 
von den Behörden genehmigt werden müssen und dass die Anwärter einen 
Treueeid auf die Volksrepublik Polen abzulegen haben.9 Zu diesem Zeit­
punkt gab es nichts mehr, was die Kommunisten davon ab gehalten hätte, 
»unzuverlässige« Priester zu entfernen und durch Geistliche zu ersetzen, 
die dem Regime ergebener waren.

Das war jene Zuspitzung, die Wyszynski seit langem befürchtet hatte. 
Es war ihm klar, dass er, nachdem er dem Druck des Regimes jahrelang 
standgehalten hatte, mit der Unterwerfung unter diesen Erlass seine ganze 
Strategie, die auf die Bewahrung der kirchlichen Autonomie abzielte, 
untergraben würde. Daher entschloss er sich, dieses Mal Widerstand zu 
leisten. Im Mai 1953 ließ er vom Episkopat die Denkschrift Non Possumus 
(»Wir können nicht«) verabschieden. Die Schlusssätze dieses Dokuments 
verdienen es, ausführlich zitiert zu werden:

»Wenn man uns vor die Wahl stellt, entweder ein persönliches Opfer zu bringen 
oder die Kirche in ein Werkzeug der weltlichen Macht zu verwandeln -  dann 
werden wir nicht wanken. Wir werden der apostolischen Stimme unserer 
Mission und unseres priesterlichen Gewissens gehorchen, mit innerem Frieden 
und in dem Bewusstsein, dass wir nicht den geringsten Anlass für unsere 
Verfolgung gegeben haben und dass unser Leid ein Beitrag zur Sache Christi 
und seiner Kirche sein wird. W ir können nicht, was G ott gehört, auf Cäsars 
Altar legen.«10
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Diese Stellungnahme Wyszynskis, gewiss ein mutiger Schritt, könnte 
überdies auch durch den Tod Stalins einen knappen Monat nach Inkraft­
treten der Verordnung motiviert gewesen sein. Und tatsächlich wartete die 
polnische Regierung mit der Bestrafung des widerborstigen Primas, bis sie 
sich mit der neuen sowjetischen Führung beraten hatte. Aus Moskau kam 
grünes Licht, und im September 1953 wurde Wyszynski verhaftet und in 
einem entlegenen Kloster unter Arrest gestellt. Das Regime machte ihm 
jedoch nie den Prozess. Aus dem öffentlichen Leben verbannt und seiner 
Machtbefugnisse beraubt, war der Kardinal für die Kommunisten kein 
Hindernis mehr auf dem Weg zur völligen Unterwerfung der Kirche. Die 
eingeschüchterten Bischöfe gingen in die Knie. Allein, der Triumph des 
Regimes sollte von kurzer Dauer sein: Schon bald setzte die Entstalinisie- 
rung ein.

Erneute Anpassung

Die Geschichte der Entstalinisierung in Polen zu erzählen, die ihren Höhe­
punkt im Oktober 1956 erreichte, würde zu weit führen. Nur soviel: Die 
Rückkehr Gomulkas an die Macht, gegen den anfänglichen Einspruch 
Chruschtschows und unter dem Damoklesschwert einer drohenden so­
wjetischen Intervention, wurde vom Großteil der Gesellschaft als Sieg für 
das Vaterland gewertet, als Präambel zu einem neuen Gesellschaftsvertrag 
zwischen Herrschern und Beherrschten. Der Polnische Oktober war viel­
leicht der einzige geschichtliche Augenblick, in dem die polnische KP 
wirklich eins mit der Nation war. Gomulka setzte sich durch, weil er die 
Sowjets davon überzeugen konnte, dass er es schaffen würde, die politisier­
ten und radikalisierten Massen zu befrieden und die Reformer in der Partei 
zu disziplinieren. Eine Rückkehr zum Stalinismus gab es jedoch nicht. Im 
Gegenteil, das System durchlief einen tiefgreifenden Prozess der politi­
schen, sozio-ökonomischen und kulturellen Liberalisierung. Gomulka 
musste auch die Arbeitsbeziehungen zur Kirche wieder hersteilen, einer 
Kirche, die sich in der Bauernschaft eines ebenso ungebrochenen Rück­
halts erfreute wie bei der neuen Industriearbeiterschaft, welche sich über­
wiegend aus der frommen Landbevölkerung rekrutierte. Die Entlassung 
Wyszynskis aus dem Arrest Ende Oktober 1956 trug zur Legitimierung 
der neuen Führung bei. Dank des heroischen Kampfes des Kardinals und 
seines letztendlichen Sieges ging die Katholische Kirche Polens aus dem
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Stalinismus geeinter, stärker und populärer hervor. Gomulka hob die 
Verordnung von 1953 auf, führte den Religionsunterricht an staatlichen 
Schulen wieder ein und ließ Betätigungsfelder für die nichtkommunisti­
sche katholische Intelligenz zu: die katholischen Gruppen ZNAK (»Zei­
chen«) und Wiez (»Sprung«). Es überrascht denn auch nicht, dass 
Wyszynski die polnischen Katholiken im Januar 1957 aufforderte, sich an 
der bevorstehenden allgemeinen Wahl zu beteiligen.

Von denjenigen aus der ZNAK-Führung, die danach im Parlament und 
im Staatsrat vertreten waren, wurde erwartet, dass sie bei Spannungen 
zwischen Staat und Kirche vermittelten. Letztlich stellte sich aber heraus, 
dass die politische Neutralität, welche die ZNAK hierbei für sich rekla­
mierte, im besten Fall eine Utopie, im schlimmsten Fall eine Schizophrenie 
war. Der Partei war die Gruppierung nicht prokommunistisch genug, für 
den Geschmack Wyszynskis stand sie zu weit links. »Ihr versucht, auf zwei 
Stühlen zu sitzen«, ermahnte Gomulka Jerzy Zawieyski, einen der ZNAK- 
Führer. »Manchmal sitzt ihr auf dem Stuhl des Kardinals, manchmal auf 
unserem. Das ist ein schmutziges Spiel.«11

Nachdem Gomulka es in den Jahren 1957-58 geschafft hatte, die Herr­
schaft der Partei über die Gesellschaft wiederherzustellen, nutzte er seine 
wiedergewonnene Stärke dazu, liberale Reformen rückgängig zu machen 
und seine Haltung zur Kirche zu revidieren. Die nachfolgenden zwölf 
Jahre seiner Herrschaft brachten im Verhältnis von Staat und Kirche einen 
schrittweisen Übergang von Anpassung zu begrenzter Konfrontation.

Abermals Widerstand

Im Herbst 1956 verkündete Wyszynski den Beginn einer Großen No- 
wenna, einer auf neun Jahre angelegten Kampagne, die der spirituellen 
Vorbereitung auf die Feiern zum tausendjährigen Bestehen des Chri­
stentums in Polen dienen sollte; sie löste eine Renaissance der Religiosi­
tät aus, die in den Folgejahren das gesamte Land erfasste. Gomulka war 
alarmiert. Da die Christianisierung Polens und die polnische Staatsgrün­
dung beide im Jahr 966 stattgefunden hatten, standen dem Land zwei 
unterschiedliche Feierlichkeiten ins Haus. Es kam zu einem regelrechten 
Wettbewerb zwischen Kirche und Partei, wobei letztere sich unter der 
Regie Gomulkas um eine Synthese aus Sozialismus und polnischem Natio­
nalismus bemühte. Wyszynskis Betonung kirchlicher Hirtenpflichten und
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volkstümlicherReligiosität hatte weitreichende politische Implikationen. 
Der Primas »entwand« sich und seine Kirche auf diese Weise den Fängen 
des weltlichen kommunistischen Staates und eröffnete den Polen den 
Zugang zu einer anderen Gemeinschaft, die sich als Bastion traditioneller 
Werte und nationaler Identität präsentierte. Offenbar sahen sich sowohl 
Wyszynski als auch Gomulka als Patrioten ersten Ranges und als unbe­
strittene Führer der Nation. Eine neue Konfrontation war damit unaus­
weichlich.

Anstatt die Kirche mit polizeilichem Terror zu überziehen, praktizierte 
Gomulka eine Strategie der begrenzten administrativen Schikanen. Alle 
paar Jahre kam es zu Konfrontationen zwischen Polizeitruppen und Wall­
fahrern oder religiösen Demonstranten (1958 in Tschenstochau, 1960 in 
Nowa Huta, 1966 in Warschau). Die Behörden entfernten katholische 
Symbole aus öffentlichen Einrichtungen (1958), verbannten den Religions­
unterricht aus den Schulen (1961), widerriefen Baugenehmigungen für 
neue Kirchen und führten die Wehrpflicht für Geistliche ein. Die Regie­
rung ließ darüber hinaus die Vereinigung der Patriotischen Priester Wie­
dererstehen und machte Piaseckis prokommunistische PAX-Bewegung zu 
einer landesweit vertretenen Organisation mit Fraktionsstatus im Parla­
ment. Während des Zweiten Vatikanischen Konzils spielte die regimetreue 
Presse den »fortschrittlichen« Reformpapst Johannes XXIII. gegen den 
»reaktionären« Kardinal Wyszynski aus. Doch im Brennpunkt des Kon­
flikts zwischen Staatspartei und Kirche stand schon sehr bald (noch ehe das 
Ringen um die Tausendjahrfeiern seinen Höhepunkt erreichte) die eigent­
liche Daseinsfrage des polnischen Staates, das Problem seines Verhältnisses 
zur Bundesrepublik Deutschland.

Das Fehlen eines förmlichen Friedensvertrages zwischen Deutschland 
und Polen und die Weigerung der westdeutschen Nachkriegsregierungen, 
die Oder-Neiße-Grenze anzuerkennen, stellten für die polnische Kirche 
ein großes Problem dar. Denn der Umstand, dass der Vatikan die neuen 
Westprovinzen Polens nicht als integralen Bestandteil des polnischen Staa­
tes anerkannte (die Bischöfe, die den dortigen Diözesen vorstanden, hatten 
nur den Rang päpstlicher Administratoren), lieferte den Kommunisten 
einen ausgezeichneten Vorwand, um nicht nur den Heiligen Stuhl zu 
attackieren, sondern auch die polnischen Kirchenoberen als unpatriotisch 
zu brandmarken.12 Gomulka machte sich den angeblich drohenden west­
deutschen Revanchismus zunutze, um die Herrschaft der KP und das enge



60 Mikolaj Kunicki

Bündnis mit der Sowjetunion zu legitimieren; er verstand es darüber hin­
aus, antideutsche Propaganda in lautstarken populären Nationalismus zu 
übersetzen.1

Im November 1965 reagierten die polnischen Bischöfe auf diese Agita­
tion, indem sie einen offenen Brief an die deutschen Bischöfe richteten und 
diese zur Teilnahme an den Tausendjahrfeiern im Jahr 1966 einluden. Es 
war ein Aufruf zu christlicher Versöhnung und gegenseitiger Vergebung. 
»Wir verzeihen und bitten um Verzeihung«, hieß es in dem Brief.14 Damit 
setzten sich die polnischen Bischöfe allerdings über ihre eigenen Landsleute 
hinweg, die in der überwiegenden Mehrzahl nicht verstanden, weshalb 
man als Pole die ehemaligen Unterdrücker um Verzeihung bitten sollte. 
Die Autoren des Briefes (darunter federführend der Breslauer Bischof 
Boleslaw Kominek) und Wyszynski, der das Schreiben befürwortete, ver­
folgten ein doppeltes Ziel: Zum einen hofften sie, eine Versöhnung zwi­
schen polnischen und deutschen Katholiken könne die Regierung der 
Bundesrepublik dazu bewegen, ihre Haltung in der Grenzfrage zu über­
denken; zum zweiten wollten sie mit der Initiative das Ansehen der polni­
schen Kirche stärken, den Vatikan unter Druck setzen und die Herrschaft 
der Kommunisten über die Gesellschaft schwächen.

Gomulka war außer sich vor Wut; die Kirche habe, so erklärte er, »in 
Fragen, die für die Zukunft unserer Nation grundlegend sind, offen der 
Politik der Volksrepublik Polen zuwider gehandelt«.15 Das polnische 
Episkopat wurde zur Zielscheibe einer bösartigen Propagandakampagne. 
Selbst der ZNAK warf den Bischöfen vor, ihre Initiative nicht mit der 
Regierung abgesprochen zu haben und Aussagen zu treffen, die von der 
Gesellschaft nicht mitgetragen würden.1 Die prokommunistische PAX 
ging noch weiter: Ihrer Ansicht nach ging der Brief der Bischöfe de facto 
mit dem Ziel Bonns konform, die polnische Öffentlichkeit zu paralysieren, 
die DDR zu zerstören und sich bis an die polnische Grenze auszudehnen, 
um dann später Polen in die Knie zu zwingen.17

Die Kontroverse über den Brief der polnischen Bischöfe verschärfte die 
schwelende Verstimmung und entlud sich in einer heftigen Konfrontation 
während der miteinander konkurrierenden Tausendjahrfeiern 1966. 
Gomulka hatte im Vorfeld Wyszynski »bestraft«, indem er dem Papst den 
Wunsch, 1966 zu Besuch nach Polen zu kommen, abgeschlagen hatte. Auf 
der anderen Seite hatte das kommunistische Regime hinter dem Rücken 
Wyszynskis ein Abkommen mit dem Vatikan geschlossen.
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Es lohnt in diesem Zusammenhang, einen Blick auf die Ostpolitik des 
Vatikans zu werfen. Papst Paul VI. glaubte, wie sein Vorgänger Johannes 
XXIII., der Kommunismus erfordere eine komplexere Herangehensweise, 
mit bloßen Verurteilungen sei es nicht getan. Selbst aus dem diplomati­
schen Dienst kommend, sah der Papst den Aufbau von Beziehungen zu 
den kommunistischen Regimen als eine Chance, im sowjetischen Block 
mehr Religionsfreiheit zu erreichen. Monsignore Agostino Casaroli, der 
außenpolitische Kopf des Vatikans, nahm 1966 inoffiziell Kontakt zur 
polnischen Regierung auf, wobei er die Vermittlungsdienste des PAX- 
Führers Piasecki in Anspruch nahm. Casaroli reiste dreimal nach Polen -  
und es ist aufschlussreich, dass Wyszynski über den ersten dieser Besuche 
nicht informiert wurde. Der polnische Primas, der die vatikanischen Re­
formen nur widerwillig bejaht hatte, war in Rom nicht besonders beliebt. 
Nach Ansicht Casarolis verhielt sich Wyszynski »noch immer so, als hätte 
der Stalinismus nie zu bestehen aufgehört«, und er trüge damit eine Mit­
verantwortung für den eisigen Aggregatzustand der Beziehungen zwi­
schen Staat und Kirche in Polen.18 Nach einem vielversprechenden Beginn 
fielen die Verhandlungen zwischen Vatikan und polnischer Regierung 
1967 dann aber doch in sich zusammen. Der Grund war die politische 
Krise, in die Polen in diesem Jahr geriet.

Gomulkas nationalistische Kampagne für die »Polonisierung« seiner 
Partei, mit der er die Herrschaft der Kommunisten zu legitimieren hoffte, 
erreichte ihren brutalen Höhepunkt mit einer antisemitischen Kampagne 
in den Jahren 1967/68; studentische Demonstrationen für mehr Demokra­
tie wurden rücksichtslos niedergeknüppelt, 13.000 Juden aus Polen vertrie­
ben. Wyszynski konnte sich nicht dazu durchringen, die antisemitischen 
Ausschreitungen zu verurteilen. Er hatte kein Mitgefühl mit den marxisti­
schen Revisionisten und jüdischen Kommunisten, die der Säuberung zum 
Opfer fielen, interpretierte die Kampagne in der Tat vielleicht sogar als 
innere Angelegenheit der KP. Dagegen ergriff er Partei für demonstrierende 
Studenten und übte Kritik an den brutalen Übergriffen der Polizei.19 
Nur Mitglieder der ZNAK-Parlamentsfraktion waren couragiert genug, 
sowohl die Polizeigewalt als auch den öffentlich praktizierten Antisemitis­
mus zu verurteilen. Sie mussten später den Preis für ihr Engagement zahlen 
und verloren etliche Sitze im Parlament und im Staatsrat.20 Die Regierung 
Gomulka stürzte schließlich über die blutigen Streiks entlang der Ostsee­
küste im Dezember 1970. Unter der pragmatischen Regierung von Gomul-
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kas Nachfolger Edward Gierek traten die Beziehungen zwischen Kirche 
und Staat nun in eine qualitativ neue Phase ein: die des Dialogs.

Dialog

Nach Überzeugung Giereks lag der Schlüssel für die Gewinnung gesell­
schaftlicher Unterstützung nicht in Ideologie oder Zwang, sondern in 
materiellem Wohlstand. Die Konsequenzen dieser strategischen Umorien­
tierung sind bekannt: Mit Hilfe von Krediten westlicher Banken wurde ein 
ehrgeiziges Programm der zügigen industriellen Modernisierung eingelei­
tet, das infolge einer überhitzten Investitionskonjunktur, betriebswirt­
schaftlicher Unfähigkeit und um sich greifender Korruption in eine öko­
nomische Katastrophe mündete, die Streiks heraufbeschwor und den Auf­
stieg der Solidarnosc nach sich zog. Gierek liberalisierte aber auch das 
politische System, öffnete das Land nach Westen und stellte die Arbeitsbe­
ziehungen zur katholischen Kirche wieder her. Er verabschiedete sich vom 
Antiklerikalismus Gomulkas und bemühte sich, Wyszynski zumindest für 
eine Haltung wohlwollender Neutralität, wenn nicht für eine begrenzte 
Kooperation zu gewinnen.21 Der Primas war nicht mehr der Feind; er war 
jetzt ein charismatischer Staats- und ein nationaler Ombudsmann. Mit 
seinem Aufruf zu sozialem Frieden im Dezember 1970 machte er sich die 
neue Parteiführung gewogen: Sie begann Genehmigungen für den Bau 
neuer Kirchen zu erteilen und verlieh der Kirche Eigentumstitel für von ihr 
genutzte Immobilien und Grundstücke in den Westprovinzen.22 Im Gefol­
ge der anhaltenden Arbeitskämpfe und Unruhen des Jahres 1976 kam es zu 
einer Reihe von Unterredungen zwischen dem Kardinal und dem Ersten 
Sekretär der polnischen KP.23 Gierek versuchte zudem, mit einem Besuch 
beim Papst im Dezember 1977 seine schwindende Autorität abzustützen.

Aus den Streiks von 1976 und ihrer brutalen Niederschlagung ging die 
organisierte demokratische Opposition Polens hervor, vor allem das Ko­
mitee für die Verteidigung der Arbeiterrechte (KOR). Die Kirche reagierte 
auf diese Vorgänge damit, dass sie ihr Augenmerk auf Menschen- und 
Bürgerrechte richtete. Im September 1976 verurteilte Wyszynski das poli­
zeiliche Vorgehen gegen die Streikenden und erklärte, es sei »die Pflicht der 
Geistlichkeit, die Arbeiter vor übereilten und unüberlegten staatlichen 
Maßnahmen zu schützen«.24 Zwar misstrauten die meisten Bischöfe und 
Priester dem KOR, unter dessen Funktionären ehemalige Kommunisten
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und Linke waren, aber von einigen Kirchenmännern erfuhren die Dissi­
denten Unterstützung. Der Priester Jan Zieja gehörte zu den Gründungs­
mitgliedern des KOR, und der Erzbischof von Krakau, Kardinal Wojtyla, 
traf sich mindestens zweimal mit dem Gründer des Komitees, Jacek 
Kuron, und schätzte die Schriften des philosophischen Kopfes der Oppo­
sition, Leszek Kolakowski.25 Selbst der konservativere Wyszynski unter­
stützte die Initiative des KOR für die Einsetzung einer parlamentarischen 
Kommission zur Untersuchung von Menschenrechtsverstößen.26

In der zweiten Hälfte des Jahrzehnts gestand sich die nichtkommunisti­
sche Linke, die das Rückgrat des KOR bildete, endlich ein, dass die Kirche 
die stärkste unabhängige Institution in Polen war und als einzige mächtig 
genug, die Gesellschaft gegen den Totalitarismus zu verteidigen.27 Eine fast 
unscheinbare, aber doch bezeichnende Folge dieses Sinneswandels war 
eine Reihe von Übertritten linker Intellektueller zum katholischen Glau­
ben. Diese kleine Annäherung zwischen der Kirche und der politischen 
Linken als »stillschweigende Allianz aus Arbeitern, Intelligenz und Kir­
che« zu bezeichnen, wie Timothy Garton Ash es getan hat, erscheint mir 
jedoch überzogen.28

Weit wichtiger war die Wahl des Krakauer Kardinals Karol Wojtyla 
zum Papst im Jahr 1978. Sie wurde in Polen mit Begeisterung aufgenom­
men und erfüllte die polnische Gesellschaft mit nationalem Stolz. Die 
Regierung zweigte von der allgemeinen Euphorie etwas für sich ab und 
feierte in einer offiziellen Verlautbarung »die Berufung eines Sohnes der 
polnischen Nation«. Hinter den Kulissen überwogen bei den kommunisti­
schen Politikern freilich Gefühle der Demütigung und Panik.29 Als Papst 
Johannes Paul II. 1979 Polen bereiste, strömten Millionen Gläubige zu 
seinen Predigten; dies ebnete den Weg zu einer spirituellen Wiedergeburt, 
einer moralischen Katharsis. Der österreichische Kardinal Franz König 
sprach von einem »psychologischen Erdbeben«.30 Gierek hoffte, mit der 
Einladung an den polnischen Papst seine ins Trudeln geratene Autorität 
wieder aufrichten zu können. Das war eine taktische Fehleinschätzung. 
Die elegante und gehaltvolle Rhetorik des Papstes kontrastierte deutlich 
mit dem von den Kommunisten praktizierten »Newspeak« und stellte ihre 
Doppelzüngigkeit bloß. Der Papst richtete seine Worte nicht an die Ka­
tholiken, sondern an die Polen. Vor seiner Abreise ermunterte er seine 
Landsleute, »den Mut zu haben, einen Weg einzuschlagen, den noch keiner 
gegangen ist«.31 Diese Juniwoche veränderte das Wesen der Öffentlichkeit
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in Polen insofern, als sie dem »Monopol von Partei und Staat auf die 
öffentliche Rede« ein Ende setzte und »die ideologische Fassade der Pol­
nischen Volksrepublik« als obsolet entlarvte.32

Betrachtet man nun all diese Entwicklungen, gerät man leicht in Versu­
chung, die Kirche als Bündnispartnerin der politischen Opposition wäh­
rend der So/zWrfrnosc-Revolution der Jahre 1980-81 einzustufen. Das wäre 
jedoch unzutreffend. Der Aufstieg der Solidarnosc kam für die Bischöfe 
ebenso überraschend wie für die Partei, die Welt und die polnische Gesell­
schaft. Vom ersten Augenblick der Krise an fungierte die Kirche als Ver­
mittlerin zwischen der zunehmend kompromisslos agierenden Partei und 
der radikalisierten Solidarnosc, sie bemühte sich um Stabilität und versuch­
te Blutvergießen zu vermeiden. Wyszynski rief in seinen vom Staatsrund­
funk übertragenen Reden, die er während der August-Streiks hielt, zu 
sozialem Frieden und zur Erfüllung des Arbeitspensums auf.33 Erst als die 
Gefahr einer militärischen Konfrontation abgewendet war, forderten die 
Bischöfe öffentlich Garantien für Versammlungs- und Koalitionsfreiheit.34 
Dass in bestreikten Betrieben religiöse Symbole zur Schau gestellt wurden, 
war für die Kirche keine große Überraschung -  katholische Priester hat­
ten schon frühzeitig den streikenden Werksbelegschaften mit Messen und 
der Abnahme von Beichten beigestanden. Die Lehren aus dem Papstbe­
such waren nicht vergessen, auch wenn sie in der westlichen Welt nicht 
angekommen waren -  denn dort war man überzeugt, dass jede Gewerk­
schaftsbewegung politisch links stehen müsse oder zumindest nichts für 
Religion übrig haben dürfe.

In den Augen der Bischöfe war Polen eindeutig in zwei Lager gespalten: 
die Minderheit der kommunistischen Parteigänger und die Mehrheit der 
Katholiken. Der Einfachheit halber sahen sie über den Pluralismus, der 
innerhalb der Solidarnosc herrschte, hinweg. Aus diesem Denkfehler er­
klärt sich das negative Bild, das der Bischof Alojzy Orszulik von Jacek 
Kuron zeichnete: Der Dissident und Ex-Kommunist war für den Bischof 
ein Extremist und Abenteurer. Ebenso erklärt sich hieraus die heftige 
Unterstützung der Kirche für die ländliche Solidarnosc?5 Denn die konser­
vative Landbevölkerung mit ihrer glühenden plebejischen Frömmigkeit 
und ihrer bedingungslosen Kirchentreue stellte ein willkommenes Gegen­
gewicht zur unberechenbaren, teilweise verweltlichten Einwohnerschaft 
der Städte dar. Von ähnlichen Überlegungen geleitet war das Bemühen um 
die Aktivierung einer dritten Gruppe aus dem Kreis der Solidarnosc-EXite
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(nach KOR-Anhängern und intellektuellen Technokraten), nämlich der 
überzeugten Katholiken aus der Gefolgschaft Wyszynskis.36 Ungeachtet 
dieses Gangs der Dinge war die Kirche zweifellos bemüht, Spannungen zu 
entschärfen und Gewalt zu verhüten, wie sie es beispielsweise nach dem 
brutalen Polizeieinsatz im März 1981 in Bydgoszcz (Bromberg) tat. Ohne 
die Vermittlung der Bischöfe wäre ein Kompromiss zwischen Staatsmacht 
und Solidarnosc (die einen Generalstreik ausrufen wollte) nicht denkbar 
gewesen. Die Behörden erkannten die hohe Vermittlungskompetenz der 
Kirche an, nach dem Tod Wyszynskis im Mai 1981 und der Installierung 
von Kardinal Jozef Glemp als seinem Nachfolger noch mehr als zuvor.

Die Phase, in der Polen unter Kriegsrecht stand, brachte eine weitere 
Intensivierung der Kontakte zwischen Kirche und Partei bzw. Staat. Nach 
dem behördlichen Schlag gegen die Solidarnosc und der Verhaftung ihrer 
Anführer gestattete die Regierung der Kirche die Entsendung von Seelsor­
gern und karitativem Personal in die Internierungslager und Gefängnisse. 
Neueste historische Recherchen konnten zeigen, dass das Jaruzelski-Regime 
mit den Bischöfen sogar die Idee erörterte, die Solidarnosc Wiedererstehen 
zu lassen -  ohne ihre aufsässigsten Köpfe.3 Am Ende verzichtete die 
Regierung jedoch auf die Umsetzung dieses Plans und verkündete stattdes- 
sen die offizielle Auflösung der Gewerkschaft. In den Augen Glemps und 
der anderen polnischen Bischöfe waren die Rufe nach einer Wiederaufer­
stehung der Solidarnosc nun utopisch; stattdessen konzentrierten sie ihre 
Energien auf die Durchsetzung einer Generalamnestie und die Entlassung 
der inhaftierten oppositionellen Aktivisten -  Forderungen, die auch der 
Papst des öfteren stellte. Sie aktivierten darüber hinaus den Sozialrat des 
polnischen Primas, der mehrheitlich mit katholischen Intellektuellen be­
setzt war; diese riefen den Staat dazu auf, das Gespräch mit der Opposition 
zu suchen. Es scheint fast, als habe der Sozialrat mit seinem Aufruf die 
Gespräche am Runden Tisch vorausgeahnt, die dann 1989 tatsächlich 
zwischen Solidarnosc und Regierung begannen. Die Verhandlungen der 
Bischöfe mit dem Innenministerium über die Freilassung inhaftierter Soli- 
darnosc-Fvktrer im Jahr 1984 stellten einen weiteren Test für die Möglich­
keit von Gesprächen zwischen den beiden verfeindeten Lagern dar.38

Eine unerwartete und neue Dimension erhielten diese Gesprächskon­
takte nach der Entführung und Ermordung des der Solidarnosc eng ver­
bundenen Priesters Jerzy Popieluszko durch eine Gruppe von Beamten 
der Sicherheitspolizei im Oktober 1984. Dieses brutale Verbrechen und
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seine überraschende Aufklärung -  die Regierung Jaruzelski ließ die Täter 
ermitteln und machte ihnen einen öffentlichen Prozess, der mit ihrer 
Verurteilung zu langen Freiheitsstrafen endete stärkte die Stellung der 
Kirche, die jetzt einen Märtyrer aus ihren eigenen Reihen vorweisen konn­
te. Dabei war eine gewisse Scheinheiligkeit nicht zu übersehen: Glemp 
selbst hatte Popieluszko in der Vergangenheit mehrmals wegen seines 
politischen Aktivismus gerügt.39 Der Prozess gegen die Mörder des Prie­
sters 1985 in Torun förderte jedenfalls zutage, mit welchen kriminellen 
Methoden die polnischen Sicherheitskräfte gegen »subversive« Geistliche 
vorgingen, und entlarvte den Antiklerikalismus des Regimes.

Glemp verfolgte gegenüber Jaruzelski eine Politik der Versöhnung, was 
sich an seiner Reaktion offenbarte, als der General sich 1986 vorsichtig mit 
der Idee des Pluralismus anfreundete und einen »Konsultativrat beim 
Staatsratsvorsitzenden« einberief. Das Gremium verfügte über keine Ent­
scheidungsbefugnisse; seine einzige Aufgabe bestand darin, dem General 
Auffassungen aus unterschiedlichen politischen Milieus zuzutragen. Jaru­
zelski lud nur solche Leute zur Mitarbeit in dem Ausschuss ein, die er für 
kooperativ hielt. Kardinal Glemp, der zutiefst beeindruckt war von der im 
selben Jahr verkündeten Generalamnestie, die dafür gesorgt hatte, dass alle 
politischen Häftlinge aus den Gefängnissen entlassen wurden, versuchte 
eine Reihe katholischer Intellektueller für den Konsultativrat zu gewin­
nen.40 Es war die moralische Autorität eines Jerzy Turowicz, damals Chef­
redakteur der Tygodnik Powszechny, die die Mehrzahl seiner Journalisten­
kollegen schließlich bewog, die Initiative Jaruzelskis zu boykottieren.41 
Diejenigen, die den Avancen Glemps eine Absage erteilten, waren auch die 
treibenden Kräfte hinter der Denkschrift an Papst Johannes Paul II. vor 
seinem dritten Polenbesuch 1987. Darin wurde der Oberhirte ersucht, 
zugunsten der Solidarnosc zu intervenieren. Weniger als ein Jahr später 
bildeten dieselben Personen den harten Kern des so genannten Bürgerko­
mitees, das sich für die Solidarnosc an den Gesprächen am Runden Tisch 
mit der Regierung beteiligte.

Obwohl die Kirche an den offiziellen Gesprächsrunden nicht teilnahm, 
spielte sie eine wichtige Rolle bei der Durchführung der Verhandlungen, 
die zu den demokratischen Wahlen von 1989 und zum gewaltlosen Kollaps 
des polnischen Kommunismus führten. Wenn die Gespräche am Runden 
Tisch ins Stocken gerieten, wandten sich die beteiligten Gruppen oft an die 
Bischöfe und fanden bei ihnen einen neutralen Boden, auf dem sie ihre
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Meinungsverschiedenheiten informell diskutieren konnten.42 Wann im­
mer die Kirche um Beistand ersucht wurde, blieb sie ihn nicht schuldig. Die 
Rolle, die die Katholische Kirche Polens beim unblutigen Übergang vom 
kommunistischen Totalitarismus zum demokratischen Pluralismus spielte, 
kann und sollte nicht unterschätzt werden. Vielleicht war ihr Beitrag sogar 
unentbehrlich. Doch die Formen, in denen er sich entfaltete, waren viel 
komplexer und nuancierter, als die meisten Historiker, Politologen und 
Politiker es seit dem glorreichen Jahr 1989 dargestellt haben.

Aus dem Englischen von Karl Heinz Siher

Anmerkungen
1 Archiwum Katolickiego Stowarzyszenia Civitas Christiana (AKS CC), II.4/1953, Boleslaw 

Piasecki, »Trudnosci w  przestawianiu sie Kosciola«, S. 6.
2 Rund 2000 polnische Priester, darunter sechs Bischöfe, sind in NS-Konzentrationslagern, 

Gefängnissen oder bei Massenexekutionen gestorben. Siehe Antoni Dudek, Panstwo i Kosciol 
w  Polsce, 1945-1970, Krakow 1995, S. 7.

3 Der kommunistische Staatspräsident Boleslaw Bierut leistete bei seiner Amtseinführung einen 
Treueeid auf Gott.

4 In einer im O ktober 1945 gehaltenen Rede befürwortete der polnische Primas, Kardinal 
August Hlond, die Möglichkeit einer »Versöhnung zwischen dem gesunden revolutionären 
Gehalt unserer Zeit und dem Glauben des [polnischen] Volkes«. Zit. nach Krystyna Kersten, 
The Establishment o f the Communist Rule in Poland, 1943-1948, Berkeley U P 1991, S. 212. 
Erzbischof Adam Sapieha arrangierte die Gründung der Tygodnik Powszechny, einer katho­
lischen Wochenzeitschrift, die sich mit gesellschaftlichen, religiösen und kulturellen Fragen 
beschäftigte, und Bischof Stanislaw Adamski aus Kattowitz rühmte die Tapferkeit der sowje­
tischen Befreier und forderte die Laienschaft auf, sich am Wiederaufbau des Landes zu 
beteiligen. Archiwum Akt N ow ych (AAN), Sekretariat KC PPR, 295/VII-43, List pasterski 
biskupa katowickiego ksiedza doktora Stanislawa Adamskiego, 18. Februar 1945. Zur Ge­
schichte der Tygodnik Powszechny siehe Michal Jagiello, Proba rozmowy. Szkice o kato- 
licyzmie odrodzeniowym i »Tygodniku Powszechnym«, 1945-1953,2 Bde., Warschau 2001.

5 In einem seiner Hirtenbriefe drängte H lond die Gläubigen, nur für Kandidaten zu stimmen, 
deren Programme den Lehren und der Ethik des Katholizismus nicht zuwiderliefen. Auch 
übte er Kritik an »modernen«, angeblich demokratischen Staaten, die »in ihrem Streben nach 
absoluter Macht die Auffassungen ihrer Gesellschaft ignorieren«. AAN, KC PPR, 295/VII- 
43, »Oredzie Episkopatu Polski w  sprawie wyborow do Sejmu«, 10. September 1946.

6 Stefan Cardinal Wyszynski, A  Freedom from  Within, San Diego /  N ew  York /  London 1985, 
S. 17-18,46.

7 »Porozumienie zawarte miedzy przedstawicielami Rzadu R.P. i Episkopatu Polskiego«, in: 
Stefan Wyszynski, Dziela zehrane, 1. Bd., Warschau 1991, S. 243 f.

8 Wyszynski, A  Freedom from  Within, a.a.O., S. 20.
9 Peter Raina (Hg.), Kosciol katolicki a panstwo w  swietle dokumentow, Posen 1994, S. 392.

10 Veröffentlicht in Peter Raina (Hg.), Kosciol w  PRL -  D okum enty 1945-1959, Posen 1994, S. 
427.

11 Andrzej Friszke, Opozycja polityczna w  PRL 1945-1980, London 1994, S. 198.
12 Erst nachdem die Bundesrepublik Deutschland im Dezember 1970 die polnische Westgrenze



68 Mikolaj Kunicki

anerkannt hatte, war der Vatikan zur vorbehaltlosen Eingliederung der Westprovinzen in die 
polnische Kirche bereit.

13 Marcin Zaremba, Komunizm, legitymizacja, nacjonalizm. Nacjonalistyczna legitymizacja 
wladzy komunistycznej w  Polce, Warschau 2001, S. 303.

14 Raina, Kosciol w  PRL, a.a.O., S. 362.
15 Jonathan Luxmoore /  Jolanta Babiuch, The Vatican and the Red Flag, N ew  York 1999, S. 139.
16 Dudek, Pansto i Kosciol w  Polsce, a.a.O., S. 190.
17 Slowo Powszechne, 10. Dezember 1965; AKS CC, 1-112, Brief Boleslaw Piaseckis an Zenon 

Kliszko, 25. Juli 1966.
18 AKS CC, 1/112, Brief Piaseckis an Kliszko, 6. März 1967.
19 Raina, Kosciol w  PRL, a.a.O., S. 500 f.
20 Friszke, Opozycjapolityczna w  PRL, a.a.O., S. 217 ff.
21 Gierek, Smak zycia, Warschau 1993, S. 114.
22 Antoni Dudek /  Ryszard Gryz, Komunisci i Kosciol w  Polsce (1945-1989), Krakau 2003, S. 

277-283.
23 Gierek, Smak zycia, a.a.O., S. 118.
24 Timothy Garton Ash, The Polish Revolution: Solidarity, 1980-1982, London 1983, S. 20.
25 Luxmoore /  Babiuch, The Vatican and the Red Flag, a.a.O., S. 195 f.
26 Friszke, Opozycjapolityczna w  PRL, a.a.O., S. 362.
27 Das war die implizite Botschaft von Adam Michniks 1977 erschienenem Buch Die Kirche und  

die Polnische Linke.
28 Garton Ash, The Polish Revolution, a.a.O., S. 27.
29 Am 16. O ktober 1978 reiste das Politbüro-Mitglied Kazimierz Barcikowski nach Krakau, um 

mit den dortigen Genossen zu besprechen, »wie wir dem antisozialistischen Aktivismus des 
Kardinals Wojtyla entgegenwirken können«. Während einer Gesprächspause kam eine Putz­
frau ins Konferenzzimmer und verkündete die Nachricht von der Wahl Wojtylas zum Papst. 
Der hitzköpfige kommunistische Schriftsteller Wladyslaw Machejek erklärte daraufhin: »Ich 
kaufe für jeden eine Flasche Wodka, denn von heute an werden wir den Katholiken die Arsche 
küssen.« Zit. nach Adam Michnik /  Jozef Tischner /  Jacek Zakowski, M iedzy Panem a 
Plebanem, Krakau 2001, S. 280.

30 zit. nach Jan Kubik, The Power o f  Symbols against the Symbols o f  Power: The rise o f  Solidarity 
and the fa ll o f state socialism in Poland, Pittsburgh 1994, S. 139.

31 Luxmoore /  Babiuch, The Vatican and the Red Flag, a.a.O., S. 217.
32 Ebd., S. 217.
33 Kubik, The Power o f  Symbols against the Symbols o f  Power, a.a.O., S. 142 ff.
34 Ebd., S. 229.
35 Adam Michnik /  Jozef Tischner /  Jacek Zakowski, M iedzy Panem a Plebanem, a.a.O., S. 321.
36 »W imieniu ponizanych«, in: Tygodnik Powszechny vom 4. September 2005.
37 Andrzej Paczkowski, Droga do »mniejszego zla«. Strategia i taktyka obozu wladzy lipiec 1980 - 

styczen 1982, Krakau 2002, S. 286.
38 Jon Elster (Hg.), The Roundtable Talks and the Breakdown o f  Communism, Chicago UP 

1996, S. 26.
39 Ewa K. Czaczkowska /  Tomasz Wiscicki, Ksiadz Jerzy Popieluszko, Warschau 2004, S. 

215-221.
40 Jan Zaryn, Kosciol w  PRL, Warschau 2004, S. 179.
41 »W imieniu ponizanych«, in: Tygodnik Powszechny vom 4. September 2005.
42 Elster (Hg.), The Roundtable Talks and the Breakdown o f  Communism, a.a.O., S. 28 f., 37.



69

Abdesselam Cheddadi 
TOLERANZ IM ISLAM

Islamismus, Fundamentalismus, Integrismus: Alle diese Begriffe implizie­
ren den Vorwurf der Intoleranz, die angeblich charakteristisch ist für den 
modernen Islam oder gar den Islam an sich. Heutzutage ist dies der größte 
Anwurf, der gegen eine Kultur, eine Religion oder eine Nation erhoben 
werden kann, und natürlich wird er in den islamischen Ländern heftig 
zurückgewiesen. Doch auch im Westen fehlt es nicht an Stimmen, die 
dieses Verdikt mit allen darin enthaltenen groben Vereinfachungen und 
Übertreibungen anprangern oder es zumindest nuancierter und differen­
zierter formulieren und zugleich an Epochen erinnern, da der Islam in 
Bagdad, Toledo oder Istanbul eine beträchtliche religiöse und ethnische 
Toleranz unter Beweis stellte.

Unabhängig davon, wieviel Glauben man solch einem Pauschalurteil 
schenken mag, das zu Unrecht über eine Kultur und über Gesellschaften 
gefällt wird, die in Zeit und Raum denkbar verschieden und höchst viel­
schichtig auftreten, sind allein schon seine Entstehung und große Verbrei­
tung zu einem bestimmten Zeitpunkt unserer modernen Geschichte, näm­
lich paradoxerweise gerade in dem Augenblick, da ein entscheidender Schritt 
hin zur Durchsetzung der Globalisierung getan wird, ein Indiz dafür, dass 
ein neues Kapitel in den Beziehungen zwischen dem Westen und dem 
Islam aufgeschlagen worden ist, ein Kapitel, in dem erneut starre Grenzen 
errichtet und unversöhnliche Gegensätze wiederbelebt werden könnten. 
Ob man die Zukunft bereits im Licht eines »Kampfes der Kulturen« sieht 
oder ob man versucht, »die Krankheit des Islam« zu erforschen -  immer 
rührt man an Kernfragen, die über den Rahmen der islamischen Länder 
hinausgehen und das ureigene Wesen der modernen Welt betreffen. Was 
soll man mit ganzen Kontinenten anfangen, die nicht länger als bloße 
wirtschaftliche Anhängsel des Westens betrachtet werden können? Was 
soll man mit nicht-westlichen prämodernen Kulturen und Zivilisationen 
anfangen, die ihre Vitalität bis in unsere Zeit bewahrt haben und die man 
nicht mehr wie simple ethnologische oder anthropologische Objekte be­
handeln kann? Wie soll man sich den offenen Widerstand erklären, den
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letztere in Ländern, die vollkommen in das internationale Netz von Wirt­
schaft, Kommunikation und Technik integriert sind, der immensen Mo­
dernisierungswelle entgegensetzen, die die Welt erfasst hat? Wie soll man 
auf die Schwierigkeiten und Turbulenzen reagieren, die in diesen Ländern 
auftreten?

Wenn der Widerstand gegen die Modernisierung, der in verschiedenen 
Regionen der Welt und namentlich in den islamischen Ländern zu beob­
achten ist, überwiegend als Zeichen der »Intoleranz« gedeutet wird, so 
deshalb, weil die Toleranz -  in der weit gefassten Bedeutung der Aner­
kennung einer Vielzahl von Meinungen zu Fragen der Wahrheit und der 
Realität -  im Zeitalter der Moderne nicht nur als religiöser, moralischer 
und politischer Wert eine Schlüsselrolle spielt, sondern auch als eine Vor­
aussetzung für Gemeinschaftsfähigkeit und flexibles Denken und, mit 
Blick auf die Menschenrechte im weitesten Sinne, ebenso als ein Gestal­
tungselement des gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Le­
bens. »Intoleranz« kann folglich nur als das absolut Böse erscheinen, so 
dass sich der Gegensatz »Toleranz -  Intoleranz« wunderbar für Doktri­
nen wie den »Kampf der Kulturen« verwenden lässt.

Intoleranz in der neuen Bedeutung, die man ihr im Kontext der moder­
nen Gesellschaften geben muss -  nämlich Intoleranz als Glauben an eine 
einzige Wahrheit und als Ablehnung des Pluralismus -  macht im Übrigen 
keinen Bogen um die westlichen Gesellschaften, ganz im Gegenteil. Dies 
manifestiert sich sowohl nach innen, etwa durch schlecht funktionierende 
demokratische Strukturen, durch religiösen Fundamentalismus und durch 
Rassismus, als auch nach außen, zum Beispiel durch Hegemoniebestrebun­
gen und Herrschaftsansprüche auf militärischem, politischem, wirtschaft­
lichem und kulturellem Gebiet.

Sein Reichtum und seine Unschärfe machen das Toleranzkonzept an­
greifbar und stellen seine Effizienz in Frage. Damit es für uns heute 
praktikabel ist, müssen wir daher seinen Inhalt und seine Anwendungsbe­
dingungen den neuen Gegebenheiten immer wieder anpassen. Ohne Zwei­
fel hat es den Vorteil, Werte wie Freiheit, Gerechtigkeit, Dialogbereit­
schaft, Aufgeschlossenheit und Verständnis in sich zu vereinen und so 
indirekt auch die verschiedensten Formen von Unterdrückung und Gewalt 
gegen den Geist, sämtliche Spielarten von Totalitarismus und Gleichschal­
tung des Denkens, jede Form von Rassismus, Abschottung und Diskrimi­
nierung zu ächten.
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Sowohl die westlichen als auch die nicht-westlichen Gesellschaften stecken 
gegenwärtig in einer Krise -  in einer innergesellschaftlichen Krise mit 
ihren jeweils spezifischen Merkmalen und in einer Krise ihrer wechselsei­
tigen Beziehungen. Diese zweifache Krise, ausgelöst durch den Wandel der 
Demokratie bei den einen und durch die Schwierigkeiten auf dem Weg der 
Demokratisierung bei den anderen, verlangt eine tiefergehende Betrach­
tung des Prozesses, der mit der Revolution der Moderne in Europa begann 
und sich heute unumkehrbar in der ganzen Welt vollzieht. Unter diesem, 
die historische Dimension unterstreichenden Blickwinkel möchte ich im 
Folgenden exemplarisch auf die Frage der Toleranz in den islamischen 
Gesellschaften eingehen.

Die großen prämodernen Kulturen, die über Jahrtausende hinweg auf 
der Nordhalbkugel koexistierten, setzten sowohl nach innen als auch nach 
außen auf die Bewahrung des Bestehenden und auf Stetigkeit, während sie 
dem, was wir heute als Toleranz bezeichnen, nur einen geringen Stellen­
wert einräumten. Veränderungen vollzogen sich in allen Lebensbereichen 
nur sehr langsam. Die Bildung kollektiver Identitäten, die politischen 
Gebilde, die Bildungssysteme, die Verbreitung von Wissen, die Beziehun­
gen zu anderen Ländern sowie Handel und Verkehr waren streng geregelt 
und häufig einer religiösen Ideologie unterworfen, die die Unveränderlich­
keit der Wahrheit propagierte. Bedrohungen von außen waren durchaus 
real und nahezu an der Tagesordnung. Um sie abzuwehren brauchte man 
eine starke Identität, was die kulturelle und religiöse Abschottung noch 
verstärkte.

Auf der Suche nach den Anfängen einer größeren Flexibilität müssen 
wir in eine Epoche zurückgehen, die M.G.S. Hodgson nach Karl Jaspers 
als die »Achsenzeit« bezeichnete -  etwa die Zeit zwischen 800 und 200 
v.Chr., als »die wichtigsten geistigen Grundlagen der größten prämoder­
nen Kulturen gelegt wurden«, nämlich der chinesischen, der indischen, der 
hellenistischen und der iranisch-semitischen.1 Die Fähigkeit zu Anpassung 
und gesellschaftlicher Öffnung und das Tempo der Veränderung blieben 
allerorten gleichwohl im Rahmen enger Grenzen, so umfangreich die 
Revolutionen in Religion, Politik, Technik und Wirtschaft auch gewe­
sen sein mögen, die sich mit der Herausbildung der monotheistischen 
Religionen -  besonders, seit diese sich als Weltreligionen etablierten -  
nach und nach vollzogen sowie mit den beträchtlichen wissenschaftlich­
technischen Fortschritten im hellenistischen, iranischen, indischen und
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chinesischen Kulturkreis, mit der späteren Ausdehnung des vom Warenaus­
tausch geprägten Gesellschaftsmodells auf islamisches Gebiet und mit dem 
Ausbau und der Intensivierung der internationalen Handelsbeziehungen.

Toleranz zur Zeit des klassischen Islam

Der klassische Islam kann in diesem Zusammenhang als gutes Beispiel 
dienen. Seine Entstehungszeit war auf geistigem Gebiet durch Pluralismus 
gekennzeichnet. Die Entwicklung der Glaubenslehre und des Rechtssy­
stems, die sich über einen Zeitraum von zweihundert bis dreihundert 
Jahren erstreckte, vollzog sich in einem Klima angeregter Debatten, in dem 
die unterschiedlichsten religiösen und philosophischen Lehren aufeinan- 
dertrafen. Einer der besten Belege für diesen Pluralismus ist die Mannigfal­
tigkeit der Mohammed zugeschriebenen Traditionen, bevor sich das Kor­
pus der sogenannten »wahren« Lehren bildete. Mit Berufung auf den 
Koran und die Tradition des Propheten pries man die Brüderlichkeit unter 
den Menschen, das gegenseitige Kennenlernen und die gleiche Würde der 
Individuen, Gruppen und Völker. Neben der Aussage des Korans, der 
Mensch sei der Stellvertreter Gottes auf Erden, stützte man sich auf Zitate 
wie die folgenden:

-  Gott hat euch in Völkern und Stämmen erschaffen, damit ihr euch gegenseitig 
erkennt. Der edelste unter euch ist vor Gott der, der ihn am meisten fürchtet.

-  Nichts unterscheidet einen Araber von einem Nicht-Araber außer der Gottes­
furcht.

-  In  der Religion gibt es keinerlei Zwang.

Der Philosoph al-Farabi2 erneuerte die politische Utopie der »tugendhaf­
ten Stadt«, während Averroes3 versuchte, die Felder von Glauben und 
Vernunft abzustecken. Und seinen vielleicht klarsten und erhabensten 
Ausdruck verlieh dem Geist der Toleranz und der Liebe schließlich der 
Mystiker Ibn Arabi mit den folgenden Versen:

Mein H erz ist empfänglich geworden fü r  jede Form: es ist 
eine Weide fü r  Gazellen und ein Kloster fü r  Mönche, ein 
Tempel fü r  Götzen und die Kaaba des Pilgers, die Tafeln 
der Thora und das Buch des Koran. Der Religion der Liebe
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bin ich ergeben. Wo immer sie sich findet, ist die Liebe 
meine Religion und mein Glaube.4

Darüber hinaus öffnete sich die islamische Kultur schon früh wissenschaft­
lichen und philosophischen Ideen griechischen und hellenistischen, doch 
auch iranischen und indischen Ursprungs. Wie der amerikanische Forscher 
Dimitri Gutas kürzlich aufzeigte, konnte die Gelehrtengemeinschaft zur 
Zeit der Abbasiden, in der Muslime, Juden, Christen und Zoroastrier 
versammelt waren, die Wissenschaften auf allen Gebieten voranbringen, 
nachdem sie ein bis dahin nach Umfang und Qualität beispielloses Über­
setzungswerk vollendet hatte.5 Die Idee, dass die Wissenschaft ein univer­
selles Werk sei, an dem alle Menschen mitarbeiten können -  ein funda­
mentales Prinzip der heutigen Zeit -  hatte also bereits vor der Moderne 
ihren höchsten Ausdruck gefunden.

Nicht weniger bemerkenswert war die Anpassungsfähigkeit des islami­
schen Systems auch in bezug auf die sozialen, wirtschaftlichen und politi­
schen Strukturen. Das muslimische Recht kannte in der Theorie aus­
schließlich Individuen, denen die Verantwortung für die Einhaltung des 
Gottesgesetzes, der Scharia, oblag, ohne dass jedoch die alten Gesell­
schaftsstrukturen und insbesondere die Stammesstrukturen abgeschafft 
wurden. Die Gleichheit vor dem Gesetz; die gesetzliche Regelung der -  
vornehmlich wirtschaftlichen -  Beziehungen zwischen Einzelpersonen 
und Gruppen; eine sklavenfreundliche Ethik, die deren Befreiung förderte; 
die Einführung der Zakat -  einer Art Vermögenssteuer -  als Ausdruck 
einer konsequenten gesellschaftlichen Solidarität in Form einer gesetzlich 
vorgeschriebenen Almosengabe; die gesetzliche Regelung der Stellung und 
der Rechte religiöser Minderheiten, insbesondere das Recht für jedermann 
auf freie Religionsausübung und auf Rechtsprechung durch die eigene 
Gemeinde stellten bedeutende gesellschaftliche und juristische Fortschrit­
te dar. Die Lockerung der politischen Organisation der muslimischen 
Gemeinschaft nach der Zersplitterung des arabischen Reiches, die Öffnung 
der Grenzen innerhalb der muslimischen Welt zwischen höchst unter­
schiedlichen Völkern, der freie Reiseverkehr und die uneingeschränkte 
Verbreitung religiöser, wissenschaftlicher und technischer Erkenntnisse 
sowie auch von Kunst und Literatur waren ebenfalls deutliche Anzeichen 
für einen hochentwickelten Sinn für Gleichheit, Dialog und gegenseitiges 
Verständnis zwischen Individuen und zwischen Völkern.
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Die Grenzen des islamischen Systems

Nun kann dies alles aber nicht über die Grenzen hinwegtäuschen, die dem 
islamischen System sowohl im geistigen und religiösen Leben als auch in 
den gesellschaftlichen Strukturen stets ebenfalls innewohnten -  Grenzen, 
wie sie jede prämoderne Agrarkultur aufweist. So konnte die Diskussion 
über Religion und Philosophie nicht verhindern, dass sich zunehmend eine 
Orthodoxie herausbildete. Ob in der Glaubenslehre oder in der Rechtspre­
chung -  letztlich konnte sich nur eine kleine Zahl von Strömungen 
durchsetzen. Die Koranwissenschaften bestimmten die Regeln und die 
Grenzen für die Auslegung des heiligen Textes, und die Wissenschaften der 
prophetischen Tradition trennten die »guten« von den »schlechten« Tra­
ditionen des Propheten und setzten der Entstehung und der Verbreitung 
apokrypher Überlieferungen ein Ende, die vormals die Zuflucht der alten 
Weisheiten und nicht legitimierter Ideen und Anschauungen gewesen wa­
ren. Im Namen der Einheit der Gemeinschaft wurde Jagd auf Häresien 
gemacht, der Ijthihad -  die selbständige Rechtsauslegung -  zurückge­
drängt und Richtungen, die als heterodox oder ketzerisch galten, wurden 
kanalisiert, verdrängt oder beseitigt.

Die Vorrechte der Philosophie wurden zunehmend beschnitten, so dass 
diese sich schließlich vom geistigen Leben praktisch ausgeschlossen sah. 
Und selbst rein wissenschaftliche Projekte waren Restriktionen unterwor­
fen. Es ist bedauerlich, dass dieser Prozess der Eingrenzung und Kontrolle, 
der sich in den verschiedenen Regionen der islamischen Welt unterschied­
lich schnell und unter unterschiedlichen Bedingungen über einen Zeitraum 
von drei bis sechs Jahrhunderten erstreckte, noch heute wenig und schlecht 
erforscht ist, vor allem hinsichtlich seiner tieferen Ursachen und der konkre­
ten Umstände, unter denen er sich vollzog. Begriffe wie Niedergang und 
Stagnation, die für gewöhnlich verwendet werden, um ihn zu beschreiben, 
helfen in keiner Weise, seine Bedeutung und seine Mechanismen zu verstehen.

Auch in der gesellschaftlichen und politischen Organisation waren dem 
islamischen System bestimmte Grenzen gesetzt. Viele vorislamische Ge­
sellschaftsstrukturen und eine Vielzahl von Gewohnheitsrechten wurden 
nicht abgeschafft. Die ungleiche Behandlung von Mann und Frau wurde, 
obwohl abgemildert, in Politik und Zivilrecht sanktioniert. Die Sklaverei, 
die wirtschaftlich nur sehr sporadisch eine Rolle gespielt hatte, wurde 
gleichwohl beibehalten, wenn auch in einer privaten, abgeschwächten
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Variante. Die für die religiösen Minderheiten geltenden Bedingungen stell­
ten trotz einiger positiver Aspekte die Nicht-Muslime mit monotheisti­
schem Glauben weiterhin schlechter und trieben die Anhänger anderer 
Religionen gar in die Isolation und in den Krieg. Der dem Islam zugrunde 
liegende Egalitarismus und seine überschwengliche Begeisterung für die 
Gerechtigkeit verhinderten weder die Ausbeutung durch die Mächtigen 
noch die Tyrannei der Macht.

In seinen Beziehungen nach außen hielt das islamische System an der 
Religion als maßgebliches Kriterium der Identität und der Abgrenzung 
fest, indem es die Unterscheidung zwischen Islam und Nicht-Islam, zwi­
schen dem »Gebiet des Islam« {Dar al-Islam) und dem »Gebiet des Krie­
ges« {Dar al-Harb) institutionalisierte. Theoretisch war der Gegensatz 
unvereinbar. Historisch hatte er seinen Ursprung im Konflikt und in der 
Rivalität zwischen zwei Herrschaftsansprüchen -  dem von Byzanz und 
dem von Damaskus (und später Bagdad). Die theologischen Kontroversen 
zwischen der christlichen und der muslimischen Glaubensgemeinschaft, 
die durch diese Rivalität mindestens dreihundert Jahre lang genährt wur­
den, konnten den Dialog niemals wirklich voranbringen. Im Gegenteil, sie 
vertieften während des gesamten Mittelalters die Missverständnisse eher. 
Dennoch sei hier daran erinnert, dass dieser Gegensatz und diese Feind­
schaft oft auch überwunden werden konnten. In Bagdad, Cordoba, Toledo 
und Marrakesch ebenso wie in Barcelona, Palermo und an zahlreichen 
anderen Orten hatten jüdische, muslimische und christliche Künstler und 
Gelehrte Gelegenheit, sich zu begegnen und zusammenzuarbeiten. Zwi­
schen den sich gegenüberliegenden Ufern des Mittelmeers konnten Er­
kenntnisse aus Wissenschaft und Technik ausgetauscht und intensive Han­
delsbeziehungen gepflegt werden, auch wenn dies in der Geschichte, 
zumindest bis zum 13. Jahrhundert, für die Länder Westeuropas profitab­
ler war als für die muslimischen.

Die Welt des Islam entwickelte also, namentlich in seiner klassischen 
Periode, zur Zeit der prämodernen Kulturen sowohl im Geistesleben als 
auch in den sozialen, juristischen und ökonomischen Strukturen einen 
beträchtlichen Toleranzspielraum, den vielleicht größten, den die Welt bis 
dahin gesehen hatte. Allerdings müssen wir heute ebenfalls festhalten, dass 
es ihr aus Gründen, die es noch zu erforschen gilt, weder gelang, ihn zu 
bewahren, noch ihn weiter auszudehnen. Er sollte anderswo, und zwar in 
Europa, neue Impulse erhalten.
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Vom 12. bis zum 15. Jahrhundert konnte Europa seinen Rückstand in 
Wissenschaft und Technik auf holen und mit einer groß angelegten Han­
delsoffensive beginnen, da es zur größten Seemacht der Welt auf gestiegen 
war. Die vielschichtigen Ursachen, die dem europäischen Prozess der 
Modernisierung zugrunde liegen, sind noch immer Gegenstand von Dis­
kussion und Forschung und werden dies noch lange bleiben. Eines seiner 
markantesten Merkmale, das uns hier besonders interessiert, ist die Um­
kehrung des Verhältnisses zwischen Beständigkeit und Wandel, zwischen 
Kontinuität und Entwicklung. Das Tempo der Veränderung nahm rapide 
zu. Instabilität und sogar Krisen wurden zu einem wesentlichen Bestand­
teil des modernen Lebens. Die Dynamik der Gesellschaft basierte fortan 
auf dem Ideal unbegrenzten Fortschritts in Wirtschaft, Wissenschaft und 
Technik. Schritt für Schritt zerfiel in allen Bereichen des Geisteslebens und 
der sozialen Ordnung das Dogma einer monolithischen, unveränderlichen 
Wahrheit.

So wurde die Erweiterung des Toleranzspielraums ein absoluter Impe­
rativ. Die zur Notwendigkeit gewordene Toleranz etablierte und behaup­
tete sich durch die Festlegung von Rechten und Pflichten und die Aufstel­
lung von Spielregeln. Nur die wichtigsten seien hier aufgezählt: die 
Anerkennung der Gleichheit und der Würde aller Menschen; die Trennung 
von Kirche und Staat, zunehmend auch in weiten Teilen des gesellschaftli­
chen Lebens; der politische Pluralismus; die Teilung, Verteilung und ge­
setzliche Regelung der Macht durch die Einführung von Demokratie und 
Rechtsstaat; die Glaubens- und Meinungsfreiheit; die Förderung des kriti­
schen Denkens, der freien Initiative und der Kreativität als für die Gesell­
schaft lebenswichtige Werte und als Quelle der Aufwertung des Individu­
ums und, last but not least, die spezifische Organisation und Vermittlung 
von Wissen und Bildung. In gewisser Weise ist die Toleranz eine Erfindung 
der Moderne, und alle Gesellschaften der Vergangenheit waren im Kern 
intolerant.

Wie einst die neolithische Revolution, die sich von Mesopotamien aus 
über alle Kulturgebiete der nördlichen Hemisphäre erstreckt hatte, ten­
dierte auch die Revolution der Moderne mit ihrem Ursprung in Europa 
von Anfang an dazu, sich über die restliche Welt auszubreiten. Doch damit 
nicht genug: Aufgrund ihrer rationalistischen, universalistischen Ideologie

Toleranz als Imperativ der Moderne
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und des hohen Entwicklungsstandes des Welthandels zur Zeit ihrer Ent­
stehung, besaß die europäische Moderne fast von Beginn an einen globalen 
Charakter. Vom Ende des 18. Jahrhunderts bis zum Ende des 20. Jahrhun­
derts setzte sie sich, mit von Region zu Region unterschiedlichen Wechsel­
fällen und Konsequenzen, in der Welt als die einzig mögliche Grundlage 
des materiellen Überlebens der Menschheit durch. Das heißt jedoch nicht, 
dass sie überall auch gleichermaßen akzeptiert und übernommen worden 
wäre. Daraus ergeben sich zwei Problemkreise: Der erste bezieht sich auf 
die Schwierigkeiten und Widerstände bei der Übernahme der Grundele­
mente der Moderne. Der zweite betrifft die notwendige Herausbildung 
eines global orientierten Bewusstseins und Verantwortungsgefühls.

Der Prozess der Erweiterung des Toleranzspielraums ist seinem Wesen 
nach unsicher, da er stets auf die entgegengesetzte Tendenz des Konserva­
tivismus und der Beschränkung von Freiheiten stößt. Hinzu kommt das 
enorme Tempo der Veränderungen und die radikale Neuheit der im Zu­
sammenhang mit der Moderne auftretenden Probleme. Die Epoche, in der 
wir leben, birgt für alle Gesellschaften eine Fülle von Gefahren, die die 
errungenen Freiheiten bedrohen und den Toleranzspielraum wieder redu­
zieren können. Dazu gehören die Wertekrise im Gefolge des Individualis­
mus, die Verknöcherung bzw. Aushöhlung der Demokratie, die Domi­
nanz des Profitdenkens unter dem Deckmantel des Liberalismus, die 
Kontrolle der Wirtschaft und der Medien durch eine Minderheit, die 
Unterordnung wissenschaftlicher Arbeit unter ökonomische Interessen 
und die exzessive Vermarktung des künstlerischen und literarischen Schaf­
fens.

Für die westlichen Gesellschaften ergeben sich diese Probleme aus dem 
natürlichen Lauf ihrer Geschichte. Normalerweise stehen ihnen eine ganze 
Reihe von Mechanismen zu ihrer Lösung zur Verfügung. Die nicht-west­
lichen Gesellschaften dagegen haben in ihrer jüngsten Geschichte eine 
wesentlich komplexere Entwicklung erfahren, deren natürlicher Verlauf 
durch äußere Kräfte brutal gehemmt und umgelenkt wurde. Obwohl diese 
Gesellschaften in die großen Wirtschaftskreisläufe und Kommunikations­
netze eingebunden sind, bleibt die Übernahme von Kernprinzipien der 
Moderne für sie doch bruchstückhaft und problematisch. Zwar gibt es dort 
die gleichen Schwierigkeiten wie in den westlichen Gesellschaften, doch 
werden sie durch den Modernisierungsrückstand noch verschärft. Da es zu 
ihrer Behebung zudem oftmals an geeigneten Mechanismen fehlt, wachsen
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sie weiter an, verhärten sich und erscheinen am Ende unlösbar. Nicht 
umsonst findet man in einer Zeit, da die westlichen Gesellschaften eine 
lange Periode des Friedens erleben, die bereits seit dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs andauert, in den nicht-westlichen Gesellschaften die stärksten 
Spannungen, die meisten Bürgerkriege und, um auf eine Tragödie aus 
jüngster Zeit zu verweisen, die größten Brutstätten des Terrorismus.

Der Islam und die Herausforderung der Moderne

Nahezu alle islamischen Gesellschaften liegen in diesen Spannungs- und 
Krisengebieten. Den Islam oder die islamische Kultur für diese Situation 
verantwortlich zu machen, wie einige böswillige und verantwortungslose 
Stimmen es tun, ist blanker Unsinn. Zunächst schon deshalb, weil der 
starre, in sich geschlossene und zeitlose Islam, den sie beschwören, einzig 
und allein in ihrer Phantasie existiert. Zum anderen weil, wie wir bereits 
gesehen haben, die Geschichte zeigt, dass die islamischen Gesellschaften 
zur Zeit des klassischen Islam bis zum Vorabend der Moderne selbstbe­
wusst den damals vielleicht größten Toleranzspielraum boten. Wenn die 
Geschichte helfen kann, die heutige Situation besser zu verstehen, sollte 
man den entscheidenden Wendepunkt betrachten, an dem die islamischen 
Gesellschaften Ende des 14., Anfang des 15. Jahrhunderts standen, als sie 
mit der neuen Macht Europa konfrontiert wurden. Wie haben sie diese 
Konfrontation interpretiert und erlebt? Wie haben sie darauf reagiert? Wie 
und unter welchen Bedingungen haben sie sich seither entwickelt? Die 
Forschungen, die dazu bisher im Westen durchgeführt wurden, geben 
keine befriedigende Antwort, und von seiten der islamischen Gesellschaf­
ten müssen solche Untersuchungen -  von wenigen Ausnahmen abgese­
hen -  überhaupt erst in Angriff genommen werden. Die Zahl der bis 
heute offenen Fragen ist beträchtlich. An dieser Stelle seien nur zwei der 
wichtigsten hervorgehoben. Die erste wurde seit Beginn des 20. Jahrhun­
derts immer wieder gestellt: Warum war ausgerechnet Japan -  ein Land, 
das denkbar weit von Europa entfernt liegt -  in der Lage, die Kernprin­
zipien der Moderne zu übernehmen, die muslimischen Gesellschaften, die 
zum großen Teil an den europäischen Kontinent grenzen, jedoch nicht? 
Hatten diese doch offensichtlich die meisten Trümpfe in der Hand: ständige 
Kontakte und Handelsbeziehungen mit Europa; ein gemeinsames Erbe in 
Religion und Wissenschaft; ein reformistischer Geist, der grundsätzlich
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zu dem der Reformation passte, in der Max Weber eine der wesentlichen 
Grundlagen für die Entwicklung des Kapitalismus sah; ein Entwicklungs­
stand von Wissenschaft und Technik sowie von Handel und Verwaltung, 
der dem der europäischen Staaten bis zum 15. Jahrhundert und vielleicht 
noch darüber hinaus ebenbürtig, wenn nicht gar überlegen war; und 
schließlich, was weniger bekannt ist, die faktische Trennung von politi­
scher Macht und Religion, die von Europa unter dem Begriff der Trennung 
von Kirche und Staat erst viel später übernommen wurde und ein entschei­
dender Faktor seiner Entwicklung werden sollte.

Obwohl die Religion des Islam theoretisch alle Lebensbereiche und 
somit auch den der Politik abdeckte, gab es in der Geschichte unter den 
Begriffen al-siyasa oder al-Mulk doch schon sehr früh ein Gebiet, das 
davon ausgenommen war und auf dem die islamischen Rechtsgelehrten, 
die Ulemas, nichts zu sagen hatten. Das wird auch durch eine Überliefe­
rung des Propheten bestätigt, in der es heißt: »Das Kalifat nach mir wird 
noch dreißig Jahre währen; danach wird die weltliche Macht herrschen.« 
Diese Überlieferung wurde bis zum Ende des Mittelalters von Jahrhundert 
zu Jahrhundert weitergegeben, um den Machtbereich des Sultans zu legi­
timieren. Dies ist vielfach belegt in den arabischen Chroniken des Mittel­
alters, in den Fürstenspiegeln und insbesondere in Ibn Khalduns funda­
mentalem Werk Muqaddima \  das eine Herrschaftsform beschreibt, in der 
die weltliche und die geistliche Macht deutlich getrennt sind. Dieses Werk 
zeigt ferner, dass das Grundproblem für die islamischen Gesellschaften 
damals nicht in der Neigung der Religion bestand, die Staatsmacht zu 
beherrschen, sondern im Gegenteil eher darin, dass die Religion dieser 
untergeordnet war. Das erklärt sich ganz einfach daraus, dass die Religion 
der Politik damals weit voraus war, wenn es um Gleichheit, Menschenwürde 
und Gerechtigkeit ging.7

Die zweite Frage lautet: Warum ist es angesichts der jahrhundertealten 
Rivalität zwischen der christlichen und der muslimischen Welt dieser nicht 
gelungen, als Reaktion auf den mächtiger werdenden Westen unverzüglich 
eine konkurrierende Kultur zu entwickeln, mit der sie dessen Offensive 
erfolgreich hätte widerstehen können? Schließlich verfügten die islami­
schen Gesellschaften auch in dieser Beziehung über beträchtliche Vorteile: 
Vom 7. Jahrhundert bis zum ausgehenden Mittelalter hatte der Islam neben 
nicht weniger starken Zivilisationen wie der byzantinischen, der indischen 
und der chinesischen eine eigenständige und rege Kultur entfalten können.
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Bis zum 15. Jahrhundert, und vielleicht sogar noch darüber hinaus, stand 
das Kräfteverhältnis in der Welt zudem eher zugunsten der islamischen 
Staaten.

Im Grunde berühren diese beiden Fragen auch das Wesen der Moderne. 
Die Antwort auf die erste, die hier nur eine provisorische sein kann, muss 
vor allem soziale und religiöse Aspekte berücksichtigen. Ursprünglich gab 
es zwei große Tendenzen, deren Auswirkungen zwar zunächst kaum spür­
bar waren, sich dann jedoch zunehmend in ihrer ganzen Schädlichkeit 
offenbarten: Die muslimischen Gesellschaften vertrauten zunächst blind 
auf ihr ideologisches, juristisches, wirtschaftliches und soziales System, 
was einen extremen Konservativismus und eine Beschränkung ihrer Krea­
tivität zur Folge hatte. Ferner ließen sie das allmähliche Erstarken eines 
politischen Autoritarismus zu, der mit einer wachsenden Blockade der 
gesellschaftlichen Wandlungsfähigkeit einherging sowie mit einer Schwä­
chung des intellektuellen Kosmopolitismus und mit dem zunehmenden 
Druck seitens mystischer Bewegungen und Bruderschaften, die die musli­
mischen Gesellschaften zur Passivität verurteilten -  und all dies ange­
sichts eines neuen Rivalen, der Flexibilität und Kreativität zum Prinzip 
seiner Existenz erhoben hatte.

Doch auch ein eher subjektiver Gesichtspunkt soll hier nicht außer acht 
gelassen werden: Dass die muslimischen Gesellschaften die in Europa 
entstandene Revolution der Moderne nicht sogleich übernommen haben, 
liegt gerade daran, dass sie nicht weit genug von ihr entfernt waren. Das 
christliche Europa war das Alter ego der muslimischen Welt und umge­
kehrt. Die Demut, die Japan nach einer langen Zeit der Abschottung unter 
Beweis stellte, als es von Europa zu lernen begann, war für die muslimi­
schen Staaten und ihre Gesellschaften unannehmbar. Die Elemente, die sie 
seit Beginn des 18. Jahrhunderts zunächst vereinzelt und dann seit Anfang 
des 19. Jahrhunderts verstärkt übernahmen, wie etwa militärische Struktu­
ren, Waffentechnik und sogar einige Aspekte der Industrieproduktion, 
überstiegen nie die Logik und das Niveau des mittelalterlichen Austauschs. 
Selbst später, als die muslimischen Gebiete okkupiert wurden, hielten sie 
an ihrem Leitmotiv fest: »Importieren, was uns nützlich ist, ohne an das 
Wesentliche zu rühren.« Nur wenige haben begriffen, und dies bis in die 
heutige Zeit, dass die Moderne ein unteilbares Ganzes ist und dass sich das 
Wesentliche nur retten lässt, wenn man bereit ist, eine Phase des totalen 
Verlusts und des Wiederaufbaus zu durchlaufen.
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Europa für seinen Teil sah in den islamischen Staaten seinen ärgsten 
Rivalen, zunächst einmal deshalb, weil es in seinen Expansionsbestrebun­
gen mit ihren Gebieten liebäugelte, und ferner, weil beide im Handel 
ebenbürtige Konkurrenten waren. Seit Europa begann, sich als aufstrebende 
Macht wahrzunehmen, erklärte es sich im Verlauf ebendieser Bewusstwer- 
dung begeistert als dem kulturellen Erbe der Griechen und Römer ver­
pflichtet, leugnete jedoch jeden Einfluss anderer Kulturen, insbesondere 
den des Islam. Und noch ein weiterer wichtiger Aspekt sei hier erwähnt: 
Die europäische Moderne entwickelte sich auf der Grundlage eines Kampfes 
gegen die politischen, religiösen und ethischen Werte des Mittelalters. 
Daher erschien der Islam, nachdem er für das christliche Europa im Mit­
telalter »das Andere« schlechthin verkörpert hatte, den Europäern des 17., 
18. und 19. Jahrhunderts -  also Reisenden, Händlern und Gelehrten -  
als die Inkarnation von Relikten des Mittelalters oder sogar noch archai­
scherer Epochen. Dafür ist der Orientalismus bis in die jüngste Vergangen­
heit ein beredtes Zeugnis.

Die ebenfalls nur provisorische Antwort, die man auf die zweite Frage 
geben kann, lautet, dass die Revolution der Moderne durchaus auch an­
derswo und vielleicht einige hundert Jahre später hätte stattfinden können, 
in China, zum Beispiel, oder in einem islamischen Land, denn sie geht 
keineswegs nur auf die Entwicklung zurück, wie sie sich in Europa voll­
zog, das heißt, sie ist auch das Ergebnis aller seit Jahrtausenden angehäuf­
ten Errungenschaften der Agrarkulturen. Außerdem hatte die in Europa 
entstandene Moderne, wie bereits ausgeführt, nahezu von Anfang an eine 
globale Dimension -  teils dank der vorangegangenen kulturellen Verein­
heitlichung durch den Islam in einem großen Teil der Welt und wegen des 
nunmehr weltweit verzweigten Handelsnetzes, teils wegen der neuen Werte, 
vor allem des Rationalismus und des Profitdenkens, die der Wind der 
Reformen in Europa mit sich gebracht hatte. Daraus folgt, dass es nach der 
großen Umwälzung in Gestalt der Moderne unwahrscheinlich ist, dass 
anderswo in der Welt eine Kultur entsteht, die mit der in Europa begrün­
deten Moderne konkurrieren könnte.

In Wahrheit ist schon der Gedanke an eine solche Möglichkeit absurd 
und stellt einen Widerspruch in sich dar. Wie die Erfahrung der ehemaligen 
Ostblockstaaten im nachhinein gezeigt hat und in gewisser Weise auch der 
Widerstand des Islam, ist das Streben nach einer bipolaren oder multipo­
laren Globalisierung widersinnig, da sie dann keine Globalisierung mehr
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wäre. Das heißt nicht, dass die Globalisierung zwangsläufig zu Uniformie­
rung führt. Ganz im Gegenteil: Wir wissen heute, dass eine lebenswerte, 
bewohnbare globalisierte Welt Vielfalt und freie Entfaltung von Unter­
schieden zulassen muss. Freiheit und Toleranz sind dafür die unabdingba­
ren Voraussetzungen.

Die heutige Situation in den islamischen Gesellschaften

Die islamischen Gesellschaften leiden heute an zweierlei: Zunächst an einer 
diffusen Frustration, weil es ihnen nicht gelungen ist, die große Umwäl­
zung der Moderne richtig zu interpretieren und sich ihr aktiv anzuschlie­
ßen; und ferner daran, dass sie noch immer die größten Schwierigkeiten 
haben, die Grundelemente dieser Umwälzung zu integrieren, nachdem sie 
gegen ihren Willen und zu einem hohen Preis unter deren Einfluss geraten 
sind. Für diese Gesellschaften ist es folglich von vitalem Interesse, nach den 
Gründen dafür zu suchen, weshalb sie sich -  nach zwei Jahrhunderten 
ergebnisloser Versuche, zögerlicher Maßnahmen und einer Abhängigkeit 
von der Außenwelt, die seit der Entkolonialisierung kaum nachgelassen, 
sondern lediglich neue, weniger sichtbare Formen angenommen hat -  
heute immer noch in einer Situation der Unentschlossenheit, der Orientie­
rungslosigkeit und der Unsicherheit befinden. Diese Analyse obliegt be­
sonders der heutigen Generation der muslimischen Intellektuellen, doch 
sie bezieht sich -  nicht anders als in Afrika, in China oder in Indien -  auf 
die Moderne an sich, die alle Menschen gleichermaßen betrifft, unabhängig 
davon, wo sie leben. Eine solche Ursachenforschung ist von dem amerika­
nischen Historiker M.G.S. Hodgson, dem viel zu früh verstorbenen und 
leider zu wenig bekannten Autor einer Geschichte des Islam und des 
unvollendeten Versuchs einer Weltgeschichte, erfolgreich begonnen 
worden und sollte nun mit Energie und Beharrlichkeit weitergeführt 
werden.8

An dieser Stelle seien zwei Hauptursachen genannt, die -  neben den 
historischen Gründen, die wir oben erörtert haben -  unseres Erachtens 
zu der aktuellen Situation in den islamischen Gesellschaften geführt haben. 
Die erste, innerstaatliche, hat einen höchst politischen Charakter und 
betrifft die gewöhnliche Staatsführung. Gezwungen, sich in die globalen 
Prozesse von Wirtschaft und Kommunikation einzugliedern, sehen die 
islamischen Gesellschaften ihre sozialen und ökonomischen Strukturen,
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ihre Bildungssysteme, ihre kulturellen Organisationsformen, ihre Werte 
und sogar ihre Sprachen einem zunehmenden Zerfall ausgesetzt. Beson­
ders in den vergangenen vierzig, fünfzig Jahren, in der Zeit nach der 
»Entkolonialisierung«, ist es zu einer bisweilen brutalen Beschleunigung 
der gesellschaftlichen Umstrukturierung gekommen, durch die ländliche 
Gebiete entvölkert wurden und neue soziale Schichten mit habgierigen 
Privilegierten entstanden, die, obwohl verschwindend klein an Zahl, alle 
Bereiche von Wirtschaft und Politik kontrollieren, während die Mehrheit 
der Bevölkerung nun sich selbst überlassen und zunehmend mittellos ist. 
Da diese Staaten aber lediglich auf ihre Sicherheit und ihren Fortbestand 
bedacht sind, können oder wollen sie nicht auf diese sozialen und gesell­
schaftlichen Umwälzungen reagieren, indem sie sie etwa aktiv lenken, ihre 
zerstörerischen Auswirkungen abschwächen oder Reformen auf den Weg 
bringen.

Gestärkt durch die technische, militärische und ökonomische Hilfe aus 
dem Westen, saniert durch die Kredite, die ihnen die internationalen 
Finanzinstitute oder die westlichen Staaten bereitwillig gewähren, und 
gestützt auf die riesigen Erdölvorkommen, über die einige von ihnen 
verfügen, fühlen sich die islamischen Staaten stark genug, sich die dringend 
erforderlichen sozialen, politischen und ökonomischen Reformen erspa­
ren zu können. Schlimmer noch: Sie haben der Mehrheit ihrer Bevölkerung 
das Tor zur Zukunft verschlossen, da sie so lebenswichtige Sektoren wie 
Erziehung und Ausbildung weitgehend vernachlässigen. Anstatt ihre Völ­
ker zu Meinungsfreiheit und mehr Demokratie zu führen, lassen sie sie in 
Unwissenheit, übertragen ihnen keine Verantwortung und geben einem 
Verständnis von der Kultur und der Religion des Islam den Vorzug, das 
einer tief konservativen Geisteshaltung verhaftet ist und dem es an Aufge­
schlossenheit und Kreativität mangelt.

Eine zweite, sich direkt aus der ersten ableitende innere Ursache für die 
Orientierungslosigkeit, die Unsicherheit und den Mangel an Freiheit, die 
die islamischen Gesellschaften heutzutage prägen, ist die tragische Schwä­
che der Zivilgesellschaft und der Schicht der Intellektuellen. Früher war die 
Zivilgesellschaft in den meisten islamischen Ländern auf zwei Gebieten 
organisiert: In der Gesellschaftspolitik stützte sie sich auf die Familie, die 
Clans und gelegentlich auf Berufsvereinigungen. Und auf dem Gebiet der 
Religion verstand sie sich als allumfassende Gemeinschaft, ohne jedoch 
Zwischenformen wie etwa Bruderschaften oder Zaouias auszuschließen.



84 Abdessalam Cheddadi

Als Sprecher und Vertreter gegenüber dem Staat traten das Familienober­
haupt oder der Clanälteste auf, die Leiter der Berufsverbände, individuell 
oder gemeinschaftlich die Ulemas, die Heiligen und die religiösen Refor­
matoren. Heute sind diese Strukturen zerstört oder haben ihre frühere 
Bedeutung verloren, wenn auch hier und dort zuweilen versucht wird, sie 
-  mit fragwürdigen politischen Zielen -  künstlich wiederzubeleben. 
Folglich hat die Zivilgesellschaft keine Fürsprecher und Repräsentanten 
mehr, die stark genug wären, sich gegen die Allmacht des Staates zu 
behaupten. Politische Vereinigungen, Gewerkschaften und andere Grup­
pen versuchen unter großen Schwierigkeiten, sich durchzusetzen, stoßen 
jedoch immer wieder auf die Schwerfälligkeit und die Schikanen der Be­
hörden und vor allem auf den Mangel an finanziellen und personellen 
Mitteln, die weitgehend von den Regierungsorganisationen beansprucht 
werden.

Die Intellektuellen, die die Nachfolge der Ulemas, der Heiligen und der 
religiösen Reformatoren antreten müssten, haben mit einer ganzen Reihe 
von Handicaps zu kämpfen. Zunächst leiden sie unter der Schwäche des 
Bildungssystems und der kulturellen Einrichtungen, durch die der Analpha­
betismus und die Unwissenheit der Mehrheit der Bevölkerung aufrechter­
halten wird. Da sie zudem unter prekären Bedingungen leben und arbeiten 
müssen, sinkt ihre gesellschaftliche Anerkennung. Allzu oft fehlt es ihnen 
für ihre Arbeit an Informations- und Dokumentationsmaterial, da es nur 
wenige Bibliotheken gibt, die zudem denkbar schlecht ausgestattet sind, 
und da die Informationen auf allen Ebenen und in allen Bereichen schlecht 
verwaltet, schlecht archiviert und schwer oder gar nicht zugänglich sind. 
Gelingt es einem Intellektuellen trotzdem, etwas zu schreiben, steht er vor 
schier unlösbaren Problemen, es zu veröffentlichen, und all seine Bemü­
hungen werden materiell und moralisch nur spärlich belohnt. Aber noch 
ein viel gravierenderes Hindernis macht ihnen zu schaffen: die strikte 
Trennung zwischen der Rolle der Intellektuellen in Wissenschaft, Kunst 
und Literatur auf der einen Seite und der Staatsmacht auf der anderen. 
Diese hat die reichen und vielschichtigen Verbindungen zwischen den 
Aufgaben der Intellektuellen und denen der Politik, die wesentlich zur 
Entwicklung der Gesellschaft beitragen, längst aus den Augen verloren. 
Gestützt auf eine beschränkte technokratische Sicht und dem Glauben 
verhaftet, seine Funktionsfähigkeit durch den Rückgriff auf die »Expertise« 
des Auslands aufrechterhalten zu können, zeigt der Staat für die einhei­
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mischen Intellektuellen lediglich dann Interesse, wenn sie ihm die ideolo­
gische Unterstützung liefern können, auf die er in Religion und Politik 
angewiesen ist und die er zur Abschottung seines Bildungssystems 
braucht.

Die Rolle der Intellektuellen ist also über die Maßen herab gemindert 
und instrumentalisiert worden. Die Human- und Sozialwissenschaften 
sind praktisch völlig verdrängt, die Philosophie außer Gefecht gesetzt. 
Studien zur Kultur des Islam, falls es sie denn gibt, werden zumeist nach 
traditionellen Methoden betrieben, ohne eine Öffnung gegenüber anderen 
Kulturen und Zivilisationen. Kostspielige Forschungen auf dem Gebiet 
der exakten Wissenschaften, die als wenig profitabel für eine noch immer 
zu schwache Ökonomie gelten, werden auf Bereiche beschränkt, die den 
enggefassten Bedürfnissen von Landwirtschaft und Industrie entsprechen. 
Da die Entscheidungsträger weder über ein hinreichendes Verständnis der 
mit den sozialen, wirtschaftlichen, politischen und kulturellen Umwälzun­
gen einhergehenden Erschütterungen der eigenen Gesellschaft noch der 
komplexen Realität der Außenwelt verfügen, agieren sie meistens äußerst 
schwerfällig, und dann improvisiert, so dass sich die Lage weiter ver­
schlechtert und die Probleme sich vervielfachen. Dabei nehmen die Ver­
antwortlichen Widersprüchlichkeiten ebenso in Kauf wie spektakuläre 
Kehrtwenden und vertrauen höchstens auf die Stimme ihrer eigenen kurz­
fristigen Interessen.

Diese Unkenntnis der tiefgreifenden Probleme, die den islamischen 
Gesellschaften in der Konfrontation mit der -  selbst auch in stetigem 
Wandel begriffenen -  Außenwelt zusetzen, verbunden mit der Zurück- 
drängung des Geisteslebens, mit der bewussten Aufrechterhaltung des 
Bildungsmangels und mit sozialen und politischen Benachteiligungen, hat 
die Entstehung islamistischer Strömungen begünstigt, die, erinnern wir 
uns, zunächst von oben geschaffen wurden. Abgesehen von den zahlrei­
chen inhaltlichen Schwachpunkten in ihren Doktrinen, von ihrer be­
schränkten Kenntnis des Islam, von ihrer nahezu vollständigen Ignoranz 
der modernen Gedankenwelt und Kultur, sind sie vornehmlich durch 
Intoleranz geprägt. Der Islam, den sie für ihre eigenen Zwecke zurechtge­
zimmert haben, räumt der engstirnigen Reglementierung sämtlicher Le­
bensbereiche breiten Raum ein und betont unter Missachtung der persön­
lichen Freiheit des Gläubigen und der wahren Religiosität nachdrücklich 
Verbote und Tabus. Die vielfältigen Facetten der reichen Kultur des Islam,
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die einst so typisch für ihn waren, werden schlicht ausgeblendet, und die 
politische Geschichte der muslimischen Gesellschaften wird ignoriert. Die 
verschiedenen islamistischen Strömungen besetzen den von den Intellek­
tuellen geräumten Platz, machen sich den allgemeinen Bildungsmangel und 
das Bedürfnis nach einer eigenen Identität zunutze, würzen ihr Vorgehen 
mit praktischen sozialen Maßnahmen und mit einer überkritischen Pole­
mik gegen die Regierung und gegen die wirtschaftliche und kulturelle 
Dominanz des Auslands und üben so eine große Verführungskraft nicht 
nur auf die einkommensschwachen und unterprivilegierten Bevölkerungs­
schichten aus, sondern in zunehmendem Maße auch auf Lehrer, Kleinun­
ternehmer, kleine und mittlere Beamte, Arzte und Ingenieure. Und wenn­
gleich die Machthaber in den islamistischen Strömungen potentielle 
politische Rivalen sehen, finden sie in ihnen faktisch doch Verbündete, bei 
denen es lediglich Exzesse zu vereiteln gilt.

Was nun die äußeren Ursachen für die aktuelle Situation in den islami­
schen Gesellschaften angeht, ist die wichtigste wohl das Ungleichgewicht 
zwischen dem Westen -  Japan eingeschlossen -  und dem Rest der Welt. 
Statistiken aller Art, die dieses Ungleichgewicht unter anderem auf wirt­
schaftlichem, technischem und wissenschaftlichem Gebiet belegen, sind 
hinlänglich bekannt und so beredt, dass hier nicht weiter auf sie eingegan­
gen werden muss. Die herrschende Ideologie hebt, wenn sie einmal nicht 
das grobschlächtige Thema vom »Kampf der Kulturen« aufs Tapet bringt, 
immer wieder nur Gegensatzpaare heraus und spitzt sie zu: Reich und 
Arm, Nord und Süd, der Westen und der Rest der Welt, Zivilisation und 
Barbarei. Da damit das Wesentliche des historischen Problems ausgeklam­
mert wird, nämlich die Komplexität und die Schwierigkeiten des Moder­
nisierungsprozesses und die ungleichen Zugangsmöglichkeiten zu den 
Grundlagen der Moderne, da so ferner nur oberflächlich auf die Fragen von 
Armut, Demokratie, Bildung und Kultur eingegangen wird und da man 
damit schließlich an der grundsätzlich verfehlten Auffassung des kulturel­
len Relativismus festhält, kann die aktuelle Globalisierungsdebatte nicht 
dem Universalismus gerecht werden, den die Revolution der Moderne in 
sich birgt. Eine Situation, die aus kontingenten historischen Prozessen 
hervorgegangen ist, wird so zu einer quasi natürlichen Realität erklärt. 
Modelle wie etwa Demokratie oder Liberalismus werden übergestülpt, 
ohne dass auch nur im entferntesten die Grundlagen geschaffen würden, 
die für ihr Funktionieren unabdingbar sind. So erscheint die Unfähigkeit



Toleranz im Islam 87

der nichteuropäischen Gesellschaften, sich der modernen Welt anzupas­
sen, ebenso eklatant wie unbehebbar, weil naturgegeben; ebenso erscheint 
das Ungleichgewicht in ihrem Verhältnis zum Westen als objektive, unver­
änderliche Realität und rückt so die Möglichkeit, den Abstand zwischen 
den beiden Welten zu verringern, in unendliche Ferne. Diese Tendenz 
wird durch das politische Machtstreben der Vereinigten Staaten noch 
verschärft.

Kernpunkt der Moderne ist die Freiheit des Denkens und des kreativen 
Handelns. Für alle Menschen, gleich, wo sie leben mögen, ist sie heute die 
Grundvoraussetzung für eine würdevolle Existenz, ja, die Lebensgrundla­
ge des Menschen schlechthin. Allerdings wird diese Freiheit durch die 
verschiedensten Kräfte bedroht. Ein durchaus normaler Prozess, könnte 
man meinen, denn war die Toleranz nicht schon immer ein Freiraum, über 
den im Laufe der Geschichte wieder und wieder neu verhandelt werden 
musste? Allerdings lässt sich an zwei Punkten ein Unterschied zu früher 
festmachen: Zum einen entwickelte sich die Toleranz im Sinne der Aner­
kennung eines Meinungspluralismus, wie wir gesehen haben, zu einem 
Grundelement der modernen Gesellschaft. Zum anderen wächst das Un­
gleichgewicht zwischen zwei Fraktionen der Menschheit: Auf der einen 
Seite sind die Verhandlungsbedingungen für mehr Toleranz gesichert, auf 
der anderen Seite fehlen sie völlig.

Am deutlichsten ist dies wohl in den islamischen Ländern sichtbar. Dort 
haben die Staaten in ihrer allzu großen Sorge um ihre Sicherheit und ihren 
Fortbestand noch nicht begriffen, dass ihr Schicksal von der Fähigkeit 
abhängt, soziale, politische, kulturelle und bildungspolitische Reformen 
auf den Weg zu bringen, die die heute für jede Gesellschaft unerlässlichen 
Freiheiten festschreiben. Sogenannte »islamistische« Bewegungen errich­
ten gegen ebendiese Freiheit Barrieren, die um so schwerer zu überwinden 
sind, als sie mit dem Schleier der Heiligkeit umgeben werden; zugleich 
drängen sie damit ihre Gesellschaften, bewusst oder unbewusst, in die 
Selbstisolation.

Paradoxerweise sind die Barrieren in den westlichen Gesellschaften 
keineswegs niedriger, was für die Zukunft der Welt viel folgenschwerer 
sein kann: Sie hemmen den für die Weltordnung von heute lebenswichti­
gen Wandel der Demokratie. Zum einen stößt er auf den erbitterten -
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wenn auch uneingestandenen -  Widerstand vor allem der ökonomischen 
Kräfte, die sich zusehends von nationalen Zusammenhängen lösen; zum 
anderen behindern die aus der Vergangenheit nachwirkenden Relikte des 
Eurozentrismus und globaler Machtansprüche die konsequente und legitime 
Ausweitung der Demokratie auf die ganze Welt.

Trotz all dieser Schwierigkeiten bleibt dennoch eine Hoffnung: dass das 
freiheitliche, schöpferische Potential der modernen Gesellschaft, das grö­
ßer ist als in jeder anderen Epoche der Menschheit zuvor, in den Dienst der 
Konsolidierung eines globalen Gewissens und einer globalen Verantwor­
tung gestellt wird.

Aus dem Französischen von Karin Krieger
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Shlomo Avineri
STAATSKUNST OHNE STAAT 

Ein jüdischer Beitrag zur politischen Geschichte?*

I

Am 18. Dezember 1744 unterschrieb Kaiserin Maria Theresia, die Herr­
scherin des Habsburger Reiches, einen Erlass, der die Ausweisung aller 
Juden aus Prag verfügte: Bis Ende Januar 1745 mussten sie die Stadt und 
bis Ende Juni auch ganz Böhmen verlassen haben und durften sich in 
keinem der Habsburger Erblande mehr ansiedeln.1

Jahrhunderte lang hatte die jüdische Gemeinde in Prag zu den größten, 
intellektuell führenden und reichsten in Europa gezählt, und die plötzliche 
Vertreibung -  der letzte Versuch vor der Französischen Revolution, Ju­
den von einer großen europäischen Stadt auszuschließen -  war nicht nur 
ein harter Schlag für die Prager Juden, sondern bedrohte auch die jüdische 
Lebensgrundlage und Sicherheit überall auf dem Kontinent. In den folgen­
den Monaten wurde von Juden aus praktisch ganz Europa eine intensive 
politische und diplomatische Kampagne zugunsten der jüdischen Gemeinde 
in Prag geführt. Diese Kampagne, die in die Zeit vor 1789 und vor Beginn 
der jüdischen Emanzipation fällt, lässt sich als beredtes Zeugnis für die 
Fähigkeit und Geschicklichkeit betrachten, mit der durch den Einsatz 
einer Vielzahl von Mitteln -  angefangen von humanitären und kommer­
ziellen Argumenten bis hin zu finanziellen Verlockungen und regelrech­
tem politischem Lobbyismus -  die Juden unter Zeitdruck und schwierig­
sten Kriegsbedingungen eine Entscheidung rückgängig zu machen 
verstanden, die doch von einer der mächtigsten Herrscherinnen Europas 
getroffen worden war. Im Folgenden will ich versuchen, die Umrisse 
dieser politischen Kampagne nachzuzeichnen; nur eine detaillierte Analyse 
der dabei verwendeten Methoden kann uns ein vollständiges Bild davon 
vermitteln, was es bedeutet, wenn Staatskunst von einem staatenlosen Volk 
ausgeübt wird: Einerseits handelt es sich dabei um die Fortsetzung einer 
als »Schtadlanut« (Fürsprache) bezeichneten traditionellen jüdischen Pra­
xis, andererseits werden hier zum ersten Mal moderne Mittel der Kommu­
nikation und Überredung zielgerichtet eingesetzt. Dabei werden Metho-
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den vorweggenommen, deren sich später die moderne jüdische Diplomatie 
bedienen wird, um den Zionismus und die Gründung des Staates Israel zu 
rechtfertigen.

Auch wenn sich die genauen Gründe für Maria Theresias Anordnung, 
die Juden aus Prag zu vertreiben, nicht zweifelsfrei ermitteln lassen, steht 
doch der historische Kontext fest: Es ist der Österreichische Erbfolgekrieg. 
Im Zuge dieses Krieges wurde Prag zweimal von feindlichen Streitkräften 
eingenommen: das erste Mal 1741-42 von einem bayrisch-sächsisch-fran­
zösischen Heer und dann, im Sommer 1744, von den Preußen.

Dass viele aus dem Adel und dem Bürgertum Prags den preußischen 
Einzug begrüßten, hat zumindest teilweise seinen Grund in alten antika­
tholischen und habsburgerfeindlichen Einstellungen, die ungeachtet der 
scheinbaren Erfolge der Gegenreformation in Böhmen nach wie vor exi­
stierten. Nachdem im November 1744 die Österreicher schließlich Prag 
zurückerobert hatten, wurden viele von denen, die den Preußen freundlich 
begegnet waren, verhaftet, wegen Hochverrats vor Gericht gestellt und 
hingerichtet. Damals kamen -  wie schon bei der ersten Besetzung Prags 
im Jahr 1741 -  Gerüchte auf, die Juden hätten die Preußen unterstützt. 
Als die Habsburger zurückkehrten, brachen in Prag antijüdische Unruhen 
aus; Berichten zufolge wurden zwanzig Juden umgebracht, mehr als hun­
dert verletzt und viele Geschäfte niedergebrannt und geplündert. Die 
ersten Gerüchte von einer bevorstehenden Vertreibung der Juden aus Prag 
kamen in Umlauf: Die jüdische Gemeinde schickte Gesandte nach Wien 
zur »Königin von Hagar« (was auf hebräisch Ungarn bedeutet -  Maria 
Theresia hatte noch nicht den kaiserlichen Titel erworben), denen die 
Herrscherin aber keine Audienz gewährte.

Dennoch ist es nicht klar, ob die Anschuldigung, mit den Preußen 
kollaboriert zu haben, der ausschlaggebende Grund für das Ausweisungs­
dekret war. Schon Jahre vor dem Erbfolgekrieg hatten Prager Bürger 
immer wieder Beschwerden gegen jüdische Kaufleute vorgebracht, mit 
dem Ergebnis, dass zu deren Überprüfung eine Königliche Kommission 
eingesetzt wurde. Einen Tag vor dem Ausweisungsdekret legte Graf Kins- 
ky, Chef der böhmischen Hofkammer, Maria Theresia ein Memorandum 
vor, in dem er explizit den institutioneilen Aufbau der jüdischen Gemein­
den kritisierte, der -  ihm zufolge -  für deren Zusammenhalt sorgte und 
es den Behörden schwer machte, Juden individuell gerichtlich zu verfolgen. 
Kinsky wandte sich aber eindeutig dagegen, die Juden aus Prag zu vertrei­
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ben: der politische und kommerzielle Schaden, der dadurch den Interessen 
der Habsburger zugefügt werde, überwiege bei weitem die Vorteile, die 
den christlichen Kaufleuten daraus möglicherweise erwüchsen. Die unmit­
telbaren Gründe für die Vertreibung bleiben also einigermaßen im Dun­
keln.

Wie dem auch sei, am 19. Dezember 1744, einen Tag nachdem das 
Ausweisungsdekret verkündet worden war, beschlossen die Oberhäupter 
der jüdischen Gemeinde zwei parallele Maßnahmen: In der traditionellen, 
tränenreichen Sprache der Klagelieder Jeremias wurden Mitglieder der 
Gemeinde beauftragt, zu beten und zu fasten und von Gott Barmherzig­
keit zu erflehen; gleichzeitig wurde ein Rundbrief an eine Reihe von 
Oberhäuptern anderer jüdischer Gemeinden verfasst, in denen diese gebe­
ten wurden, Fürsprache einzulegen.2

Dieser Brief ist ungeachtet seines konventionellen Wortlauts ein folgen­
reiches Dokument, weil er eine Art Schneeballsystem in Gang brachte. 
Geschrieben in einer Mischung aus biblischem Hebräisch und umgangs­
sprachlichem Jiddisch, fleht er die »Vornehmen von Judäa, die an den 
Höfen der Mächtigen Macht und Ansehen genießen«, an, sich für ihre 
Prager Brüder einzusetzen. Die Verfasser entschuldigen sich dafür, dass sie 
wegen des Zeitdrucks, der Dringlichkeit des Problems und des »Überma­
ßes an Seelenpein« keine persönlichen Anschreiben, sondern nur acht 
Abschriften des Rundbriefs hätten verfassen können; sie bitten die Emp­
fänger inständig, weitere Abschriften anzufertigen und sie an andere Ge­
meinden und Korrespondenten zu schicken. Die ursprünglichen Abschrif­
ten gingen an die jüdischen Gemeinden in Wien, Dresden, Frankfurt, 
Amsterdam, London und Venedig, außerdem an Wolf Wertheimer in 
Augsburg, den angesehensten Hofjuden der damaligen Zeit, sowie an 
Bendit Gumperz in Nimwegen.3

Der Rundbrief schildert in großer Ausführlichkeit die schrecklichen 
Qualen, die den Tausenden von Betroffenen, Frauen und Kinder einge­
schlossen, drohen, wenn sie vertrieben und mitten im Winter auf die Straße 
gejagt würden. Als unmittelbare Taktik schlagen die Verfasser des Rund­
briefs mit Rücksicht auf den Termindruck vor, nicht sofort auf eine An­
nullierung des Erlasses zu dringen, sondern um eine Verschiebung seines 
Vollzuges und die Einsetzung einer »Inquisitionskommission« zu bitten, 
die alle gegen die Prager Juden eventuell vorzubringenden Beschwerden 
prüfen solle. Da der Erlass bereits in fünf Wochen vollstreckt werden
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sollte, war den Oberhäuptern der Prager Juden klar, dass ein pragmatisches 
Vorgehen -  die Verschiebung -  mehr Aussichten auf Erfolg bot als der 
Versuch, den politischen Mächten, die hinter dem Ausweisungsdekret 
standen, geradewegs die Stirn zu bieten.

Es ist eindrucksvoll, zu sehen, wie prompt und rasch die ursprünglichen 
Abschriften des Rundbriefs -  befördert von Sonderkurieren -  mitten 
im Winter ihre Bestimmungsorte erreichten: Noch bevor der Dezember 
vorüber war, hielten alle acht Adressaten ihre Abschriften in Händen.

Unmittelbar nach Erhalt des Rundbriefs versammelten sich die Führer 
der kleinen jüdischen Gemeinde Wiens im Haus ihres inoffiziellen Ober­
haupts, des Barons d’Aguilar. Angesichts ihrer eigenen prekären Stellung 
(offiziell existierte in Wien keine jüdische Gemeinde) war ihnen klar, dass 
sie bei Maria Theresia vergeblich Protest einlegen würden, wenn dieser 
Protest nicht Hand in Hand ging mit Interventionen und Druck von 
außen; diese Einschätzung übermittelten sie ihren Korrespondenten.

Die meisten Empfänger des Rundbriefs aus Prag leisteten der Bitte 
Folge, weitere Abschriften anzufertigen und sie an weitere Adressaten zu 
senden: Benjamin Wolf aus Wien schickte eine Abschrift an die Gemeinde 
in Mantua; Wolf Wertheimer zeigte sich besonders eifrig bei der Versen­
dung von Abschriften an weitere Adressen -  unter anderem schickte er 
solche an seine Söhne in München, an seinen Stiefneffen Hirsch Oppen­
heim in Hildesheim, an seinen Schwiegersohn Meyer Katz, den Rabbi im 
Herzogtum Hannover, an seinen Schwager Eliahu Oppenheim in Ham­
burg, an Baruch Gumperz, den Rabbi in Schlesien, und an Feibush Bres­
lauer, den Rabbi der Aschkenasim-Gemeinde in London. Die Gemeinde 
in Kopenhagen erreichte eine Abschrift Anfang Januar 1745; am 22. De­
zember schickte Samuel Wertheimer aus Wien seinem Vater Wolf in Augs­
burg eine ausführlichere Darstellung (»Relation«) -  auch sie ein Gemisch 
aus Hebräisch und Jiddisch -  über die »schrecklichen Ereignisse in der 
Heiligen Gemeinde von Prag und dem ganzen Königreich Böhmen«. Von 
diesem Dokument, das unter dem Namen »Relation« bekannt ist, wurde 
eine ausschließlich hebräische Fassung angefertigt, so dass die sephardi- 
schen Gemeinden nicht mit dem für sie unverständlichen Jiddisch zu 
kämpfen hatten; die umgeschriebene Fassung erschien in der zweiten 
Hälfte des Januar in Venedig im Druck und wurde in zahlreichen 
Exemplaren an weitere jüdische Persönlichkeiten und Gemeinden ver­
schickt.
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Anfang Januar -  nur zwei Wochen, nachdem Maria Theresia das Aus­
weisungsdekret unterzeichnet hatte -  waren bereits Dutzende von jüdi­
schen Gemeinden überall in Europa darüber informiert und begannen, 
untereinander zu korrespondieren, Informationen auszutauschen, neue 
Vorgehensweisen vorzuschlagen und über Resultate, positive wie negative, 
zu berichten. So schrieb etwa die Hamburger Gemeinde ihrer spanisch­
portugiesischen Schwestergemeinde in Amsterdam, ein gemeinsames Vor­
gehen sei von entscheidender Wichtigkeit, weil »alle Glieder des Körpers 
darunter leiden, wenn eines von ihnen getroffen wird«, zumal wenn sich 
der Schlag gegen Prag, die jüdische Metropole (»ir va-em be-Israel«), 
richte.

Die umfangreiche Korrespondenz, die sich nun entspann, vermittelt den 
Eindruck, dass ohne institutioneile Entscheidungen -  da kein gesamteu­
ropäisches jüdisches Gremium existierte -  Wolf Wertheimer aus Augs­
burg zu einer Art Koordinator avancierte: Durch seine Beziehungen zum 
Wiener Hof und zu anderen Höfen wie auch durch seine finanzielle 
Stellung hatte er die für diese Rolle geeignete strategische Position inne, 
wobei hinzukam, dass er in Augsburg an der Frontlinie des noch immer 
andauernden Krieges lebte.

Es ist faszinierend, die rasche Abfolge von Schachzügen nachzuverfol­
gen, zu denen es jetzt kam:

-  In den Niederlanden erhält Bendit Gumperz in Nijmegen am 5. Januar 1745 den 
ursprünglichen Rundbrief; am selben Tag schreibt er an einen seiner Verwand­
ten in Amsterdam, der Amtsträger (»parnass«) in der dortigen Gemeinde ist, 
und bittet ihn dringend, bei den Generalstaaten vorstellig zu werden; außerdem 
schreibt er an eine Kontaktperson in Den Haag und an einen Korrespondenten 
in London, den er bittet, sich beim König von England (der gleichzeitig Kur­
fürst von Hannover ist) für die Prager Gemeinde zu verwenden.

-  In Amsterdam richten die portugiesische und die aschkenasische Gemeinde 
einen gemeinsamen Ausschuss (»Gedeputierte«) ein, der sich des Problems 
annehmen soll. Durch Vermittlung des dortigen Bankiers Tobias Boas trifft sich 
der Ausschuss am 31. Dezember (weniger als zwei Wochen nach der Unter­
zeichnung des Erlasses durch Maria Theresia!) mit Vertretern der Generalstaa­
ten, denen ein ausführliches Memorandum überreicht wird, das die (nie spezi­
fizierten) Vorwürfe gegen die Prager Juden für falsch und böswillig erklärt. Es 
wird darauf hingewiesen, dass die Vertreibung der jüdischen Kaufleute aus Prag 
die internationalen Handelsbeziehungen ernsthaft beeinträchtigen würde, und 
die Regierung der Vereinigten Niederlande wird dringend ersucht, durch ihren
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Gesandten in Wien zu intervenieren und im Namen der »Gerechtigkeit, Barm­
herzigkeit und Nützlichkeit« die Regierung des Habsburgerreiches um einen 
Aufschub beim Vollzug des Ausweisungsdekrets und um die Einsetzung einer 
Untersuchungskommission zu bitten. Die Generalstaaten kommen der Bitte 
nach, schicken eine Abschrift des Memorandums an Baron von Burmania, ihren 
Gesandten in Wien, und weisen ihn an, beim H of vorzusprechen und sich nach 
den Gründen für solch »eine außerordentlich nachteilige« Maßnahme zu er­
kundigen; außerdem weisen sie im Blick auf das niederländische Interesse an 
ungestörten Handelsbeziehungen zu Prag den Gesandten an, der Wiener Regie­
rung ihre »tiefe Besorgnis« wegen der Folgen mitzuteilen und sie deshalb 
dringend zu ersuchen, bei der Behandlung der Juden »Mäßigung an den Tag zu 
legen«. Der Brief der Generalstaaten wurde über die Amsterdamer jüdische 
Gemeinde durch einen eigenen Sonderkurier an zwei jüdische Oberhäupter in 
Wien geschickt und konnte auf diese Weise dem Botschafter rasch zugestellt 
werden.
Hier, wie in den folgenden Fällen, kann man sehen, dass trotz der winterlichen 
Verhältnisse und der schwierigen Verkehrsbedingungen des achtzehnten Jahr­
hunderts die jüdischen Gemeinden ihr eigenes, kommerzielles Kuriersystem 
nutzen konnten, um sicherzustellen, dass offizielle Botschaften so rasch wie 
möglich an ihren Bestimmungsort gelangten und nicht der Unzuverlässigkeit 
der normalen diplomatischen Verbindungswege zum Opfer fielen. Nachdem 
sie diese Intervention durch die Generalstaaten erwirkt hatten, setzten die 
»Gedeputierten« der jüdischen Gemeinde durch einen Rundbrief andere Ge­
meinden davon in Kenntnis, wobei sie auf weitere Initiativen drangen, vor allem 
in England.

Wolf Wertheimer, der Augsburg wegen der Kriegshandlungen in seiner Region 
nicht verlassen kann, unternimmt Folgendes:

-  Er schreibt an seinen Schwager Moses Kahn in Frankfurt, der Bankier des 
erzbischöflichen Kurfürsten von Mainz ist, und bittet ihn, den Kurfürsten 
aufzusuchen. Da dieser zugleich das Amt des Reichskanzlers innehat, stellt er 
bei jeder Wahl zum Kaiser einen wichtigen Faktor dar;

-  Von seinem Vater angewiesen, sucht Wolf Wertheimers Sohn Itzik, der in Fürth 
lebt, an der Spitze einer Abordnung den Bischof von Bamberg und W ürzburg 
auf, der zufällig auch der Bruder des erzbischöflichen Kurfürsten von Mainz ist 
und bei kurz zuvor unternommenen Bemühungen um eine Vermittlung zwi­
schen Bayern und Wien eine wesentliche Rolle gespielt hat;

-  Wolf Wertheimer schreibt an die Frankfurter Gemeinde und bittet sie dringend,
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eine Delegation zur jüdischen Gemeinde in Rom zu senden und den Versuch 
zu machen, eine Audienz beim Papst zu erlangen;

-  Er schreibt weiterhin an seinen Verwandten Hirsch Oppenheim, den »Faktor« 
(finanziellen Berater) des erzbischöflichen Kurfürsten von Köln, den Oppen­
heim dazu bringen soll, sich direkt bei Maria Theresia zu verwenden;

-  In einem anderen Brief an seinen Schwager Moses Kahn in Frankfurt schlägt 
Wolf Wertheimer diesem außerdem vor, nach Braunschweig zu reisen und sich 
an Alexander David, den Hofjuden des Herzogs von Braunschweig, zu wen­
den, damit dieser den Herzog sowie dessen Tante, die Mutter Maria Theresias, 
um Hilfe bittet; Alexander David solle versuchen, vom Herzog wie auch von 
dessen Tante Briefe an Maria Theresia zu beschaffen, in denen -  nach W ert­
heimers Vorstellung -  an die christliche Barmherzigkeit der Herrscherin ap­
pelliert und deutlich gemacht werden soll, welch großen Schaden jüdische 
Bankrotte in Prag vielen christlichen Kaufleuten zufügen würden. Darüber 
hinaus sollten die Briefe Maria Theresia auch warnend vor Augen führen, dass 
möglicherweise die Gesamtbevölkerung von Seuchen bedroht sein werde, 
wenn sich die vertriebenen Juden in alle Winde zerstreuten und den Unbilden 
des Winters ausgesetzt seien;

-  Am 1. Januar 1745 bittet Wertheimer den Hofjuden in Dresden, an den sächsi­
schen Kurfürsten, der zugleich König von Polen ist, heranzutreten und ihm 
einen Brief an Maria Theresia nahezulegen;

-  Am 4. Januar schickt Wertheimer einen Rundbrief an die jüdischen Gemeinden 
in Rom, Mantua, Venedig und Turin, in denen er diese Gemeinden auffordert, 
einen Trupp Kuriere und Läufer abrufbereit zu halten; die Turiner Gemeinde 
bittet er, beim König von Piemont-Sardinien, und die römische Gemeinde, bei 
der päpstlichen Kurie vorstellig zu werden; der venezianischen Gemeinde rät 
er, den venezianischen Senat und den dortigen päpstlichen Nuntius um Für­
sprache beim päpstlichen Nuntius in Wien zu ersuchen.

All das unternimmt Wertheimer in der Woche vom 29. Dezember bis zum 5. 
Januar, mitten im Winter und an den christlichen Festtagen, während ringsum 
Krieg tobt. Die Ergebnisse dieser Reihe von Aktivitäten können sich sehen 
lassen:

-  Am Abend des 3. Januar hat Moses Kahn aus Frankfurt eine Unterredung mit 
dem erzbischöflichen Kurfürsten von Mainz. Am nächsten Vormittag trifft der 
Erzbischof mit dem Wiener Gesandten an seinem H of zusammen und schreibt 
einen persönlichen Brief an Maria Theresia. Darin rät er zur Mäßigung bei ihrer 
Politik gegenüber den Juden in Prag: Wenn sie die Prager Juden vertreibe,
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werde das die internationale Stellung der Herrscherin beeinträchtigen; bezeige 
sie ihnen hingegen Milde, werde man sie allgemein als großmütige Fürstin 
hochschätzen. Der Brief wird vom Erzbischof Kahn übergeben; dieser schickt 
ihn durch einen Sonderkurier an Rabbi Berish Eschkeles in Wien, der die 
Anweisung erhält, ihn augenblicklich dem Mainzer Gesandten in Wien zuzu­
stellen, damit der ihn persönlich Maria Theresia überreichen kann.

-  Moses Kahn spricht außerdem mit Baron Ertlau, dem Hofrat des Erzbischofs 
von Mainz, der ihm verspricht, die Sache bei den Vertretern Hannovers und 
Sachsens am Mainzer H of zur Sprache zu bringen.

-  In Sachsen schickt die dortige jüdische Gemeinde eine Delegation an den Hof, 
um vor den nachteiligen Folgen einer Vertreibung der Prager Juden für den 
sächsischen Handel zu warnen -  besonders großen Schaden werde die Leip­
ziger Messe nehmen, einer der wichtigsten Brennpunkte für die internationalen 
Handelsbeziehungen des Königreichs. Der jüdischen Gemeinde in Sachsen 
gelingt es sogar, die (christliche) Kaufmannsgilde in Leipzig zu einem Schreiben 
sowohl an den sächsischen Kronrat als auch nach Wien zu bewegen, in dem vor 
den Auswirkungen gewarnt wird, die größere Bankrotte jüdischer Kaufleute in 
Prag auf den sächsischen Handel haben würden: Wie werde man die christlichen 
Kaufleute in solch einem Fall entschädigen?

-  Der sächsische Kronrat schreibt an seinen Gesandten in Wien, damit dieser 
gegebenenfalls die Sache bei den Regierungsstellen des Habsburgerreiches zur 
Sprache bringt.

-  Ein Versuch, den Kurfürsten von Sachsen -  der auch polnischer König ist -  
direkt zu kontaktieren, scheitert: Ein Juwelier, den man mit einem angemesse­
nen Geschenk nach Warschau schickt, wird nicht weit von Dresden ausgeraubt, 
und man nimmt Abstand von dem Versuch.

-  Am 1. Januar schicken die assoziierten Gemeinden von Altona, Hamburg und 
Wandsbeck (im Hebräischen bekannt unter dem Kürzel AHW) einen Rund­
brief an andere jüdische Gemeinden, in dem sie warnend erklären, die Vertrei­
bung aus Prag werde sich »weit schlimmer« auswirken, als die Vertreibung der 
Juden aus Spanien im Jahr 1492. Sie bringen auch den Senat der Reichsstadt 
Hamburg dazu, sich am 6. Januar in einem Brief direkt an Maria Theresia zu 
wenden und sie warnend darauf hinzuweisen, dass jede Schädigung der reichen 
und großen Gemeinde von Prag nachteilige Auswirkungen auf den Handel und 
Wandel im ganzen Reichsgebiet haben werde. Wie schon in anderen Fällen wird 
auch hier der Brief von der jüdischen Gemeinde in Hamburg durch einen 
Sonderkurier geschickt, diesmal an den Grafen Muskau in Wien, mit der Bitte, 
ihn der Gräfin Fuchs (der Frau des früheren Wiener Gesandten in Hamburg)
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zu überbringen, einer ehemaligen Erzieherin Maria Theresias; auf diesem Um ­
weg soll er ohne Kenntnisnahme durch die Minister in die Hände der Herrsche­
rin gelangen.

-  Am 8. Januar empfängt der König von England eine Abordnung der Londoner 
jüdischen Gemeinde, und am selben Tag weist Lordkanzler Harrington auf 
Anordnung des Königs den Gesandten in Wien an, sich mit dem Botschafter 
der niederländischen Generalstaaten zu beraten, um ihrer beider Vorgehens­
weise gegenüber der Wiener Regierung abzustimmen. Lord Harrington merkt 
in seinem Brief an, der König sei tief getroffen von dem »schrecklichen Unrecht, 
das unschuldigen Menschen zugefügt wird«.

-  Am gleichen Tag, dem 8. Januar, kommt eine jüdische Delegation mit dem 
König von Dänemark zusammen, der umgehend einen persönlichen Brief an 
Maria Theresia schreibt: Dies ist der einzige, direkt von königlicher Hand 
stammende Brief, der in dieser Sache verfasst wird.

-  Rabbi Jonathan Eibeschütz, der zu diesem Zeitpunkt das Rabbineramt in Metz 
bekleidet, schreibt ebenfalls an die jüdische Gemeinde in Rom und bittet sie 
inständig, beim Papst vorstellig zu werden, »mit dem, wie wir vernommen 
haben, unsere Glaubensbrüder in Italien bekannt sind. Es heißt, er sei unserem 
Volke wohlgesinnt; wer, wenn nicht er, sollte sich, seiner Frömmigkeit gemäß, 
für unser Volk verwenden?«

-  Der venezianische Senat bittet seinen Gesandten in Wien, die Frage bei H of zur 
Sprache zu bringen.

-  Die päpstliche Kurie weist den Nuntius in Wien an, er solle die Regierung des 
Habsburgerreiches dringend ersuchen, hinsichtlich der Prager Juden keine 
übereilten Schritte zu unternehmen und dem Gebot »Liebe deinen Nächsten!« 
treu zu bleiben.

-  Schließlich trifft am 13. April ein Sonderkurier aus Konstantinopel ein, mit einer 
Botschaft der Hohen Pforte, in der Maria Theresia inständig gebeten wird, die 
Prager Juden zu verschonen; wie es dazu kam, ist unklar, aber man darf wohl 
davon ausgehen, dass es sich dabei um das Ergebnis jüdischer Einwirkungen auf 
die Regierung des Osmanischen Reiches handelt.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass dank dieser hektischen Betrieb­
samkeit der Wiener Hof bereits Mitte Januar, nicht einmal einen Monat 
nach der Verkündung des Erlasses durch Maria Theresia, Interventionen 
zugunsten der Prager Juden von (unter anderem) folgenden Instanzen 
erhalten hatte: den Königen von England und Dänemark, den Generalstaa­
ten der Vereinigten Niederlande, dem Herzog von Braunschweig, dem
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erzbischöflichen Kurfürsten von Mainz, dem venezianischen Senat, dem 
Senat der Reichsstadt Hamburg, dem Hofrat von Sachsen, dem päpstlichen 
Nuntius in Venedig und sogar von Maria Theresias Mutter.

Maria Theresia beendete damals gerade eine ihrer vielen Schwanger­
schaften; wegen ihres Wochenbetts wurden erst Ende Januar 1745 wieder 
diplomatische Vertreter zu ihr vorgelassen. Dennoch erreichten die 
verschiedenen diplomatischen und persönlichen Vorhaltungen den Hof 
und führten, wie wir in Kürze sehen werden, zu einer Reihe von Bera­
tungen.

Die Aussetzung und schließliche Zurücknahme des Prager Auswei­
sungsdekrets war nicht weniger mit der internationalen Politik der Habs­
burger verquickt als seine ursprüngliche Verkündigung und wurde auf 
Grund komplexer Veränderungen in der politischen Gesamtlage erreicht. 
Am 20. Januar starb der bayrische Kurfürst, der als römisch-deutscher 
Kaiser amtierte. Maria Theresia begann mit einer großangelegten diploma­
tischen Kampagne, um die Wahl Franz von Lothringens, ihres Ehemannes, 
zum Kaiser des Heiligen Römischen Reiches deutscher Nation durchzu­
setzen. Dafür brauchte sie internationale Unterstützung und die Stimmen 
der neun Reichskurfürsten, zu denen die Kurfürsten von Sachsen und 
Hannover zählten -  der eine gleichzeitig König von Polen und der andere 
von England. Außerdem brauchte sie die Stimmen der kirchlichen Kurfür­
sten, insbesondere die des Erzbischofs von Mainz, der als Reichskanzler 
amtierte, und des Erzbischofs von Köln. Wir haben bereits gesehen, dass 
sich drei von den vieren auf unterschiedliche Weise für die Prager Juden 
einsetzten: Kein Zweifel, dass sich Wertheimer und seine Genossen ganz 
besonders um die Unterstützung dieser weltlichen und kirchlichen Fürsten 
bemühten, weil ihnen klar war, wie viel Gewicht den Betreffenden unter 
den Bedingungen der bevorstehenden Kaiserwahl zukam.

Anfang Februar war Maria Theresia bereits wieder in der Lage, den 
Vorsitz bei einer Versammlung am Hof zu führen, die als Geheime Mini- 
sterialkonferenz bezeichnet wurde. Dort wurden die von England/Hanno- 
ver, Polen/Sachsen und den Generalstaaten der Vereinigten Niederlande 
bezüglich der Prager Juden vorgebrachten Bedenken erörtert. Maria The­
resia bestand auf ihrem Recht, als Souveränin über ihre Untertanen ent­
scheiden zu können, wurde aber von ihren Ministern dazu überredet, 
hinsichtlich des Vollzugstermins Flexibilität zu zeigen; man beschloss eine 
Verschiebung um einen Monat.
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Sofort kam es zu erneuten Ersuchen um eine weitere Verschiebung und 
schließlich um die Annullierung des Dekrets: am 5. März durch den König 
von England, am 10. März durch die Generalstaaten, am 11. März durch 
den sächsischen Kronrat. Als Maria Theresia am Ende ihres Wochenbetts 
die von den Habsburgern hochgeschätzte Wallfahrtsstätte Maria Zell auf­
suchte, fielen eine Reihe von jüdischen Honoratioren aus Wien, denen es 
bis dahin nicht gelungen war, eine Audienz bei der Herrscherin zu erlan­
gen, die aber über ihre Reiseroute gut informiert waren, vor ihrer Kutsche 
auf die Knie und schafften es, ihr eine Petition zugunsten der Prager 
Glaubensbrüder zu überreichen. Der englische Gesandte lag ihr erneut in 
den Ohren, und so wurde die Ausweisung abermals vertagt -  zuerst bis 
Ende Juni und dann ohne terminliche Begrenzung. In der neuen politi­
schen Atmosphäre, die sich entwickelt hatte, wurde klar, dass der Widerruf 
des Erlasses nur eine Frage der Zeit war.

Unterdessen war eine umfassende diplomatische Kampagne in Gang 
gekommen, um die Wahl Franz von Lothringens zum Kaiser sicherzustel­
len, und bei diesen Bemühungen spielten die Erzbischöfe von Mainz und 
Köln eine maßgebliche Rolle. Am 2. Mai wurde der Friede von Füssen 
(auch als der Friede von Augsburg bekannt) unterzeichnet, der den öster­
reichischen Erbfolgekrieg beendete und die Wahl Franz von Lothringens 
garantierte: Nach dem Wittelsbacher Interregnum kehrte die Kaiserkrone 
wieder in habsburgische Hände zurück. Zehn Tage später wurde das 
Dekret zur Ausweisung der Juden aus Prag endlich sine die verschoben. So 
endete dieses Kapitel in der Geschichte der jüdischen Gemeinde Prags -  
und in der bis dato noch ungeschriebenen Geschichte der jüdischen inter­
nationalen Diplomatie.

Eine detaillierte Betrachtung der Schritte, die verschiedene jüdische 
Gemeinden und Persönlichkeiten unternahmen, um den Ausweisungsbe­
fehl rückgängig zu machen, legt Zeugnis ab von der Fähigkeit der Betref­
fenden, wirksam und gekonnt solidarisches Handeln zu organisieren. Un­
ter schwierigen winterlichen Bedingungen und inmitten eines Krieges, der 
in Mitteleuropa tobte, brachte eine Reihe von angesehenen Juden, die über 
keinen Staatsapparat und keine politische Macht verfügten, ein beachtli­
ches Aufgebot von Herrschern und Institutionen dazu, beim Habsburger 
Hof vorstellig zu werden und Druck auf ihn auszuüben. Dank eines 
Netzes von Verbindungen zu den Herrschenden und Mächtigen und 
mittels eigener Kuriere und Zwischenträger gelang einer Handvoll jüdi­
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scher Gemeindeoberhäupter und Finanzgrößen, binnen knapp zwei Wo­
chen das Problem auf die diplomatische Tagesordnung einiger der wichtig­
sten europäischen Herrscher und Machthaber zu setzen. Sie wussten, wie 
sie diejenigen erreichen konnten, auf die es ankam, und legten sich ihre 
Argumente klug zurecht, so dass ihre Appelle gleichermaßen das königli­
che (und christliche) Erbarmen, die Staatsräson und merkantilistische 
kommerzielle Interessen ansprachen. Ihr Vorgehen verrät eine eingehende 
Kenntnis der Politik der europäischen Höfe und ihrer dynastischen Aspi­
rationen.

Von den acht Kopien des ursprünglichen Appells der Prager Gemeinde 
wurden eifrig jede Menge Abschriften angefertigt; wie erwähnt, erschien 
eine andere Fassung des Rundbriefs sogar als Druck und fand ebenfalls 
Verbreitung. Sämtlicher Einfluss, über den jüdische Bankiers, »Faktoren« 
und Hofjuden verfügten, wurde in den Dienst der solidarischen Aktion 
gestellt -  die natürlich auch im eigenen Interesse geschah: Es liegt auf der 
Hand, dass die Vertreibung der Prager Juden, wenn sie vollzogen worden 
wäre, sich nicht nur für die direkt betroffene Gemeinschaft als eine 
menschliche und ökonomische Katastrophe erwiesen hätte -  sie hätte 
zugleich auch die relative Sicherheit bedroht, welche die Juden unter den 
Bedingungen des aufgeklärten Absolutismus des achtzehnten Jahrhun­
derts in einer Reihe von europäischen Ländern mittlerweile erlangt hatten. 
Wenn die jüdischen Honoratioren von Hamburg, Altona und Wandsbeck 
warnend erklärten, eine Ausweisung der Juden aus Prag könne sich als 
ebenso tragisch heraussteilen wie die Vertreibung der Juden aus Spanien, 
dann war das nicht einfach nur eine Dramatisierung und eine Anspielung 
auf ein historisches Ereignis, dem sich der iberische Charakter einiger ihrer 
eigenen Gemeinden verdankte, sondern sie wollten mit der Parallele die 
tatsächliche Gefahr vor Augen führen, dass sich mit bitteren Konsequen­
zen für das ganze Volk Israel historische Entwicklungen hin zu relativer 
Akzeptanz und Duldung auch wieder zerschlagen und umkehren konnten.

Viele der Methoden, die angewandt wurden, um das Prager Ausweisungs­
dekret rückgängig zu machen, entstammten der traditionellen »Schtad- 
lanut«: Die internationalen Dimensionen des Unternehmens freilich, der 
Einsatz rascher Kommunikationsmittel (gleich, ob Kurierpferd oder 
Druckerpresse), die wohlüberlegte Mischung aus Staatsräson und morali­
schen Argumenten, die Konzentration auf weltliche und geistliche Herr­
scher, die wichtig für das politische Geschehen rund um die dynastischen
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Interessen der Habsburger waren -  all das deutet auf den modernen 
Charakter des Vorganges hin und spricht dafür, dass hier in einer Art 
Probelauf und unter äußerem Druck eine neue Form von internationaler 
jüdischer Politik ausprobiert wurde, die traditionelle Verfahrensweisen 
und neue Methoden miteinander verband. Dieser ebenso eindrucksvolle 
wie weitreichende Versuch wurde unternommen, ohne dass man sich auf 
eine institutioneile Grundlage stützen konnte; er geschah vielmehr aus­
schließlich auf Basis improvisierter Kommunikationstechniken, die es er­
möglichten, mit überragender Genauigkeit, Systematik, Geschwindigkeit 
und Raffinesse Informationen zusammenzutragen und zu verbreiten. Da­
bei ist die Leichtigkeit, mit der die jüdischen Bittsteller zu den meisten der 
angesprochenen Herrscher Kontakt aufnehmen konnten, ein Hinweis auf 
die sich wandelnde Stellung der Juden in den europäischen Gesellschaften: 
Auch wenn sie angreifbar blieben und gefährdet waren, aus einer Stadt 
ausgewiesen zu werden, hatten diese Juden doch die Möglichkeit, darauf 
mit der Mobilisierung eines Netzes internationaler Beziehungen auf Basis 
einer tief verankerten Solidarität zu reagieren. Wie wir der umfangreichen 
Korrespondenz entnehmen können, waren solche Mobilisierungsversuche 
nicht frei von gegenseitigen Vorwürfen, kleinlichen persönlichen Rachege­
lüsten und anderen profanen menschlichen Regungen (und politischen 
Taktiken). Entscheidend aber war, dass das Unternehmen Erfolg hatte -  
und dies unter schwierigsten äußeren Bedingungen.

II

Die Damaskus-Affäre von 1840 wird gemeinhin als der Beginn jüdischer 
Politik in der Moderne angesehen. Die jüdischen Gemeinden und Ober­
häupter starteten eine europaweite Kampagne, machten politischen Druck 
und mobilisierten die internationale öffentliche Meinung, sowohl um eine 
Reihe von Juden in einer fernen Gemeinde vor dem Gefängnis und Schlim­
merem zu bewahren als auch um der Verbreitung einer alten Verleumdung 
der Juden entgegenzuwirken, die, wäre sie unwidersprochen geblieben, 
einen wesentlichen Rückschlag für die jüdische Emanzipation und die 
Aufnahme der Juden in die aufgeklärte, liberale europäische Gesellschaft 
bedeutet hätte.4 Die Prager Affäre, zu der es fast ein Jahrhundert früher 
gekommen war, wies schon viele Züge dieser Kampagne auf -  mit einem 
Unterschied: Jetzt, im neunzehnten Jahrhundert, konnte sich die Kampagne
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das Pressewesen zunutze machen, um ihre Absichten zu erreichen. Die 
Damaskus-Affäre ist der erste Fall, wo jüdische Aktivisten eine Pressekam­
pagne lancierten, indem sie sowohl in allgemeinen als auch in jüdischen 
Presseorganen Artikel schrieben, neue Zeitungen gründeten und Journali­
sten dazu überredeten -  und manchmal auch dafür bezahlten - ,  dass 
diese in Veröffentlichungen ihren Standpunkt vertraten.

In dieser Hinsicht unterschied sich 1840 von 1745, während man die 
anderen Charakteristika -  den Einsatz einflussreicher jüdischer Bankiers 
und Finanziers, den kombinierten Appell ans Humanitäre und ans Eigen­
interesse, die Schaffung eines Kommunikationssystems -  auch bereits bei 
der Prager Kampagne antrifft. Allerdings gab es einen weiteren wichtigen 
Unterschied, der sich aus der Verschiedenartigkeit der Politik in den bei­
den Jahrhunderten erklärt: Während sich die Prager Kampagne in den 
Kammern und Vorzimmern der Staatskanzleien und Höfe abspielte, wur­
de die Damaskus-Kampagne ebenso sehr im Raum der politischen Öffent­
lichkeit ausgetragen.5

Nicht zuletzt aus diesem Grund hat sich die Damaskus-Affäre der 
jüdischen Geschichtsschreibung als Wahrzeichen eingeprägt, das die Ent­
stehung einer modernen jüdischen Politik markiert (unter anderem führte 
sie zur Schaffung der Alliance Israelite Universelle)-, der Prager Auswei­
sungsbefehl hingegen ist fast völlig unbekannt, sogar unter Berufshistorikern, 
und findet in den Annalen der jüdischen Geschichte kaum Erwähnung.

Weitere dramatische Erscheinungsformen dieser Art von jüdischer Po­
litik im neunzehnten Jahrhundert wiesen den gleichen Charakter einer 
internationalen Kampagne auf, die öffentliche und private Aspekte mitein­
ander verband: Als auf dem Berliner Kongress von 1878 die Unabhängig­
keit Rumäniens daran geknüpft wurde, dass der neue Staat den jüdischen 
Bevölkerungsteilen der Fürstentümer Moldawien und Walachei Bürger­
rechte gewährte, steckte dahinter mindestens teilweise eine Kabinettspoli­
tik alter Schule, in der Bismarcks Bankier Gerson von Bleichröder (der 
auch bei der Finanzierung des Deutsch-Französischen Krieges von 
1870/71 mithalf) die Schlüsselrolle spielte.6 Das war ein wesentlicher Bei­
trag zur jüdischen Emanzipation -  und ein Beweis für die Fähigkeit 
einzelner Juden in Machtstellungen, ihre Macht und ihren Einfluss zugun­
sten weniger privilegierter jüdischer Gruppen einzusetzen. Einen ver­
gleichbaren Fall stellt auch die Weigerung des amerikanischen Bankiers 
Jacob Schiff dar, nach dem Pogrom von Kischinjow im Jahr 1903 die
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russische Anleihe zu unterzeichnen. Von hier führt eine direkte Linie zu 
den jüdischen -  beziehungsweise israelischen -  Bemühungen in den 
achtziger Jahren des zwanzigsten Jahrhunderts, die Sowjetunion in der 
Frage der Auswanderung russischer Juden unter Druck zu setzen.

Es bleibt freilich darauf hinzuweisen -  auch wenn das hier nicht näher 
behandelt werden kann - ,  dass für den Erfolg dieser Initiativen, die als 
leuchtendes Beispiel für die Macht der Machtlosen erschienen, manchmal 
ein hoher Preis gezahlt werden musste. Tatsache jedenfalls ist, dass die 
Machtlosen nicht nur moralische Argumente zu ihrer Verfügung hatten 
(hätten sie sich darauf beschränken müssen, wären sie wahrscheinlich 
ebenso gescheitert wie in vergleichbaren Fällen die Armenier und Kurden); 
der finanzielle Einfluss mächtiger jüdischer Bankhäuser spielte in diesen 
Fällen eine entscheidende Rolle.

Das allerdings forderte Reaktionen heraus. Nach dem Erfolg in der 
Damaskus-Affäre, der hauptsächlich den Rothschilds zu verdanken war, 
erschienen die ersten Pamphlete in Frankreich, in denen die Familie 
Rothschild als Les rois de l’epoque bezeichnet wurden; und der Erfolg des 
jüdischen Versuchs, die Presse im Sinne der Kampagne zu instrumentali­
sieren, führte zum ersten Mal zu dem Vorwurf, die Presse werde durch 
»die Juden« kontrolliert. Ganz ähnlich kam auch das Bemühen, die Unab­
hängigkeit Rumäniens von der Verleihung des Bürgerrechts an die Juden 
abhängig zu machen, der Agitation entgegen, die »den Juden« vorwarf, in 
der internationalen Politik die Fäden zu ziehen und der rumänischen 
Nation schaden zu wollen. Wie sich zeigte, vermochte es das unabhängige 
Rumänien, sich den meisten seiner Verpflichtungen hinsichtlich der recht­
lichen Gleichstellung der Juden zu entziehen, weil die internationale Staa­
tengemeinschaft es, wie gewöhnlich, versäumte, sich weiter der Sache 
anzunehmen. Dennoch diente die ganze Episode den rumänischen Antise­
miten als Argument. Desgleichen ist es auch zweifelhaft, ob Schiffs Wider­
stand gegen den russischen Kredit die Position der russischen Juden son­
derlich verbesserte -  wenngleich er mit zu dem überraschenden Erfolg 
beigetragen haben mag, der Herzls Zusammenkunft mit dem russischen 
Innenminister Graf Plehwe im Sommer 1903 beschieden war.7 Schwerlich 
bezweifeln aber lässt sich, dass Schiffs Intervention den russischen Antise­
miten Munition lieferte, zumal nach der Niederlage Russlands gegen Japan 
in den nachfolgenden Jahren: »Die Juden« wurden für die mangelhafte 
militärische Rüstung Russlands verantwortlich gemacht, und die ver­



104 Shlomo Avineri

schwommenen Anschuldigungen gegen Kuhn, Loeb und Co. (Schiffs 
Handelsbank) erwiesen sich auch im Zusammenhang mit den erfundenen 
Protokollen der Weisen von Zion als Nährboden für die antisemitischen 
Ressentiments in Russland. Damit soll nicht gesagt sein, dass jene Kam­
pagnen hätten unterbleiben sollen, sondern nur, dass es schwer fällt, Kosten 
und Nutzen zu bilanzieren.

Das bringt uns zur modernen Politik des Zionismus -  und, wenn man 
so will, des Staates Israel. Herzl mit seiner spärlichen Kenntnis der jüdi­
schen Geschichte wusste sehr wenig von der Geschichte der Schtadlanut 
oder ihrer modernen Spielarten: Unklar ist, ob er von der Damaskus-Affä­
re etwas wusste, und ganz gewiss hatte er keine Ahnung von dem Prager 
Ausweisungsdekret und seiner Geschichte. Und doch bewegten sich die 
diplomatischen Bemühungen, die er in der »Judensache« unternahm, in 
den Fußstapfen traditioneller jüdischer Politik: Als Redakteur der Wiener 
Neuen Freien Presse mit vielen politischen Kontakten, nutzte er seine 
Beziehungen zu den Herrschenden und Mächtigen und versuchte (nicht 
sonderlich erfolgreich), die jüdische Plutokratie für seine Ideen zu gewin­
nen, benutzte die Presse, um seine politischen Pläne bekannt zu machen, 
kombinierte im Umgang mit den verschiedenen Führungspersönlichkei­
ten, an die er sich wandte, humanitäre Argumente mit Appellen an die 
Staatsräson. Im Grunde stellten Herzls Bemühungen eine lange Abfolge 
von Misserfolgen dar: Dennoch schuf er, indem er seine Vorgehensweise 
in den Strukturen der Zionistischen Weltorganisation institutionalisierte, 
das Instrumentarium, das die zionistischen Erfolge von 1917 und 1947 
ermöglichte.

Vor diesem Hintergrund erwies sich Nahum Goldmann als wahrer 
Meister in der Kunst jüdischer Politik. Einerseits operierte er im institutio­
neilen Rahmen des Jüdischen Weltkongresses, der Jewish Agency und der 
Zionistischen Weltorganisation; und auch wenn der in der dunkelsten 
Stunde der Geschichte der Juden gegründete Jüdische Weltkongress kein 
großer Erfolg wurde, leistete er doch im Kleinen gute Arbeit, indem er 
während der Zeit des Nationalsozialismus Juden rettete. Andererseits war 
Goldmann aber auch imstande, die Grenzen der institutioneilen zionisti­
schen Politik zu überschreiten und seinen Charme, seine Beziehungen und 
seine gelegentliche Verfügung über unabhängige Finanzmittel zur Förde­
rung der Ziele der zionistischen Bewegung und im Interesse des jüdischen 
Volkes einzusetzen. Zwei Beispiele mögen dies belegen.
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Das eine zeigt, welche Rolle Goldmann bei den Bemühungen vor 1947 
spielte, internationale Unterstützung für einen unabhängigen jüdischen 
Staat in Palästina zu gewinnen -  Bemühungen, die schließlich zum Tei­
lungsbeschluss der UN-Vollversammlung vom 29. November 1947 führ­
ten. Neben der Zustimmung der USA war das sowjetische Einverständnis, 
das Andrej Gromyko zum ersten Mal in einer Rede vor der Außerordent­
lichen Vollversammlung der UN vom Mai 1947 zum Ausdruck brachte, 
als er Unterstützung für den Plan eines jüdischen Staates in Palästina 
signalisierte, ein entscheidendes Element in der damaligen internationalen 
diplomatischen Konstellation.

Vielen gilt die Rede Gromykos als eine überraschende und unvorherge­
sehene Wendung, was sie in vieler Hinsicht auch war: Die vielschichtigen 
Gründe für die sowjetische Unterstützung des Teilungsbeschlusses nach 
Jahrzehnten eines manchmal rabiaten Antizionismus sorgen bis heute für 
Streit unter den Gelehrten, sogar noch nach der (teilweisen) Öffnung 
früherer sowjetischer Archive. Was aber gelegentlich vernachlässigt wur­
de, obwohl zahlreiche einschlägige Dokumente zugänglich sind, ist das 
fortlaufende und anhaltende zionistische Bemühen, den Sowjets die zioni­
stische Sicht, die Zukunft Palästinas betreffend, näher zu bringen -  ein 
Anliegen, das anfänglich viele Fehlschläge hinnehmen musste und oft in 
einer Sackgasse endete, was angesichts der geopolitischen Gegebenheiten 
und der sowjetischen Ideologie schwerlich verwundern kann. Mit un­
glaublicher Hartnäckigkeit und allen Widrigkeiten zum Trotz verfolgten 
die Zionisten jedoch ihr Vorhaben auf jede nur erdenkliche Weise und 
schufen am Ende die Bedingungen für die sowjetische Kehrtwendung. 
Hierbei spielte Goldmann eine entscheidende Rolle und stellte einmal 
mehr seine Fähigkeit unter Beweis, gemäß der Tradition jüdischer Politik 
sämtliche Beziehungen spielen zu lassen.

Wie die jüngste Dokumentation israelisch-sowjetischer Beziehungen 
zeigt, wurden die ersten diesbezüglichen Versuche, die noch an Wahnwitz 
grenzten, 1941 von Dr. Chaim Weizmann, Präsident der Zionistischen 
Weltorganisation, unternommen. Auf dem Höhepunkt der deutschen Siege 
in Europa und während die Sowjetunion noch im Bunde mit dem natio­
nalsozialistischen Deutschland stand, bemühte sich Weizmann um ein 
Treffen mit dem sowjetischen Botschafter in London, Iwan M. Maiskij. In 
einem weitgehend wohlwollenden Bericht von der Begegnung8 erwähnt 
Maiskij, Weizmann spreche »ausgezeichnet Russisch, obwohl er Russland
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noy fünfundvierzig Jahren verlassen hat«; er behauptet, ohne mit der Wim­
per zu zucken, der Anlass für das Treffen sei ein Ersuchen Weizmanns 
gewesen, den Export von Orangen aus Palästina, denen wegen des Krieges 
in Europa ihre traditionellen Märkte verschlossen blieben, in die UdSSR 
zu gestatten, im Austausch gegen russische Pelzwaren (wer genau in Palä­
stina Mangel an russischen Pelzwaren litt, ließ Weizmann offen). Maiskij 
hört höflich zu und erwidert, ganz sowjetischer Diplomat: »Dazu kann ich 
nichts sagen, aber ich werde Erkundigungen einziehen.« »Fürs erste aller­
dings«, fügt er hinzu, »beschied ich ihn mit der Antwort, (...) große 
Hoffnungen dürfe man nicht in uns setzen, da wir normalerweise kein 
Obst aus dem Ausland importierten.« (Natürlich verlief dieser Tauschhan­
delsvorschlag im Sand.)

Dann aber, fährt Maiskij in seinem Bericht fort, »kam Weizmann im 
Zuge unserer Unterhaltung auf die allgemeine Lage in Palästina zu spre­
chen« -  und hier werden die diplomatischen Qualitäten Weizmanns 
deutlich, in der Art und Weise, wie er die Sorgen der Jewish Agency um 
das Schicksal der europäischen Juden und die Notwendigkeit, ihnen in 
Palästina eine Zuflucht zu eröffnen, zur Sprache bringt. Er besitzt die 
Kühnheit (wie Maiskij nachsichtig registriert), zu versichern, Deutschland 
werde »den Krieg nicht gewinnen« -  zu einem Zeitpunkt, wo Stalin noch 
mit Hitler verbündet ist! - ,  um dann zu erklären, selbst wenn Großbri­
tannien den Krieg gewinne, werde die jüdische Gemeinschaft in Palästina 
doch auch weiterhin Probleme mit den Briten haben -  da die Briten die 
Araber begünstigten. Als Maiskij wissen will, warum, bedient Weizmann 
(der große Anglophile) clever sowjetische Vorurteile, indem er erklärt, die 
meisten britischen Offiziere brächten kolonialistische und imperialistische 
Erfahrungen aus »Nigeria, dem Sudan, Rhodesien« mit und kämen deshalb 
gut mit den Arabern zurecht, die sich leicht mit dem kolonialen Schema 
von »ein paar Straßen, ein paar Gerichtshöfen, ein bisschen Missionarstä­
tigkeit, ein bisschen medizinischer Versorgung für die Bevölkerung« ab- 
fänden. Während das den Arabern reiche, sei es für die Juden, die das Land 
modernisieren und industrialisieren wollten, nicht genug. Das, behauptet 
Weizmann, schaffe strukturelle Spannungen zwischen der britischen Ko­
lonialverwaltung und der jüdischen Bevölkerung in Palästina.

Wie gesagt, aus dem Handel »Orangen gegen Pelzwaren« wurde nichts. 
Weizmann aber nutzte die Gelegenheit -  die sich damals nur äußerst 
selten ergab -  meisterhaft, um einem hochrangigen sowjetischen Vertre­
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ter einige der zionistischen Sorgen vorzutragen, die Maiskij dann pflicht­
bewusst an seine Vorgesetzten weiterleitete.

Die zionistischen Versuche, bei den Sowjets Gehör zu finden, gewannen 
an Elan, nachdem das nationalsozialistische Deutschland im Juni 1941 
seinen Angriff gegen die Sowjetunion gestartet hatte. Bereits am 17. Juli 
1941 kamen in Washington Dr. Emanuel Neumann und einer seiner Kol­
legen im Auftrag des Notkomitees für Zionistische Angelegenheiten mit 
dem sowjetischen Botschafter in den USA Konstantin A. Umanskij (er war 
wie auch Maiskij Jude) zusammen. Bei dem Treffen, das laut Neumann in 
»einer freundlichen und geradezu herzlichen Atmosphäre« stattfand, he­
ben die jüdischen Vertreter hervor, dass »die jüngsten Entwicklungen« 
(gemeint ist der deutsche Einmarsch in die Sowjetunion) »allem Anschein 
nach die Chance für eine Verbesserung der Beziehungen« zwischen Beauf­
tragten der jüdischen Organisation und der sowjetischen Regierung böten. 
Sie wollten deshalb eine Reihe von humanitären Problemen zur Sprache 
bringen -  vor allem das schwere Los der jüdischen Flüchtlinge aus Polen, 
manche von ihnen zionistische Aktivisten, die in der Sowjetunion festge­
halten würden; Neumann bittet darum, dass amerikanisch-jüdischen 
Hilfsorganisation erlaubt wird, diesen wie auch anderen Juden in der 
UdSSR Hilfe zukommen zu lassen. Es ist klar erkennbar, dass Neumann 
und seine Kollegen begriffen hatten, welche neuen Chancen die veränderte 
geopolitische Situation bot. Die Antwort des Botschafters weckte Hoff­
nung: Er bat um ein detailliertes Memorandum. Als freilich der Zionismus 
und seine Ideen angesprochen wurden, hielt es Umanskij jedoch für »bes­
ser, sich nicht auf eine Diskussion dieses Themas einzulassen«.9

Die Bemühungen, bei sowjetischen Repräsentanten Gehör zu finden, 
werden fortgesetzt: Am 9. Oktober 1941 trifft David Ben-Gurion,Vorsit­
zender der Jewish Agency in Palästina, der damals in London festsitzt, den 
sowjetischen Botschafter Maiskij und berichtet ihm, welche Kriegsan­
strengungen die jüdische Gemeinschaft in Palästina für »den gemeinsamen 
Sieg« unternimmt; er bittet um die Erlaubnis, eine kleine Delegation nach 
Moskau zu schicken, um das sowjetische Volk von den Leistungen der 
jüdischen Gewerkschaftsbewegung in Palästina in Kenntnis zu setzen.10

Im Januar 1942 kommt Eliahu Epstein (Elath), der Vertreter der Jewish 
Agency in Istanbul, mit dem sowjetischen Botschafter in Ankara, Sergej A. 
Winogradow, zusammen. Aus dem langen, ausführlichen Bericht über die 
beiden Begegnungen, die Epstein an den Leiter der Politischen Abteilung
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der Jewish Agency in Jerusalem, Moshe Shertok (Sharett) schickt,11 wird 
deutlich, dass die Gespräche weit über die Behandlung unmittelbar anste­
hender Probleme hinausreichten. Epstein berichtet über die Unterstützung 
der tapferen Gegenwehr, die die Sowjetunion Hitler leistet, durch den 
Yishuv, die jüdische Gemeinschaft in Palästina; er erwähnt, wie viele Juden 
freiwillig in die britische Armee eintreten und spricht -  zum ersten Mal 
-  die Tatsache an, dass die palästinensischen Araber, die in der Vorkriegs­
zeit die Unterstützung der Sowjetunion genossen, eine pronationalsoziali­
stische Wendung vollzogen haben: »Der Krieg hat klar erwiesen, wer am 
Sieg der Demokratie und der fortschrittlich gesinnten Menschheit interes­
siert ist und wer ein faschistisches Regime und eine nationalsozialistische 
Herrschaft auch im Osten anstrebt.« Epstein kritisiert sodann die, wie er 
es nennt, »fehlgeleitete politische Orientierung« hin auf jene Kreise in 
Palästina und den benachbarten Ländern, die sich rasch als Agenten und 
Spießgesellen des Nazismus entlarvt haben; außerdem führt er Näheres 
über das »klerikale, reaktionäre soziale Milieu des [Jerusalemer] Mufti und 
seiner Bande« aus. Epstein berichtet, dass der Botschafter »mir aufmerk­
sam zuhörte«. Dass einige seiner Argumente bei Winogradow ankamen, 
konnte er daran erkennen, dass dieser Epsteins Äußerung über die »fehl­
geleitete« sowjetische Orientierung mit der Bemerkung kommentierte: 
»War das nicht eine trotzkistische Sache?«

Dieses unablässige Bemühen, den Repräsentanten der Sowjetunion -  
und durch sie auch der sowjetischen Regierung -  die zionistischen Argu­
mente nahezubringen, ist historisch bedeutsam; es lässt klar erkennen, dass 
die zionistische Führung sich dessen bewusst war, dass die Kriegssituation 
eine neue Chance bot. Bis dahin war die sowjetische Führung über den 
Zionismus und die Lage in Palästina nur durch palästinensisch-arabische 
Mittelsleute oder -  schlimmer noch -  durch jüdische antizionistische 
Kommunisten aus Palästina, Europa und der Sowjetunion selbst infor­
miert. Hier konnten nun zum ersten Mal hochrangige Zionisten den So­
wjets direkt statt durch die verzerrende Brille der Araber oder jüdischer 
Antizionisten ihre Sicht von den zionistischen Aktivitäten in Palästina 
zugänglich machen.

Am 2. März 1942 übermittelt Weizmann Maiskij in London ein viersei­
tiges Memorandum über den Stand der jüdischen Gemeinschaft in Palästina 
und die Ziele des Zionismus.12 Darin gibt sich Weizmann größte Mühe, 
herauszustreichen, dass »die grundlegenden Aspekte der sowjetischen
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Sozialphilosophie [auch] in dem nationalen System verwirklicht sind, das 
in Palästina von der zionistischen Bewegung aufgebaut wird« -  nämlich 
»Gemeinwohl anstelle von individuellem Profit (...), Gleichstellung von 
körperlich und geistig Arbeitenden sowie (...) vollste Entfaltungsmöglich­
keiten für das geistige Leben und die Arbeiterschaft«. Was er mit der 
Herausstreichung dieser Punkte bezweckt, liegt auf der Hand: Er will dem 
gängigen (meist von jüdischen Kommunisten propagierten) Bild des Zio­
nismus als einer reaktionären, bürgerlichen Bewegung entgegenwirken. 
Aus Weizmanns Memorandum geht auch hervor, dass er damit auf eine 
Nachfrage Maiskijs reagiert, die Aufnahmefähigkeit Palästinas betreffend. 
Augenscheinlich beschränkten sich die in Moskau insgeheim angestellten 
Überlegungen, wie man sich in der Nachkriegswelt gegenüber dem Zionis­
mus verhalten sollte, nicht nur auf ideologische Fragen, sondern waren 
auch praktischer und pragmatischer Natur. Wenn, was die Araber und die 
Antizionisten behaupteten, stimmte, dass Palästina bereits übervölkert 
war, dann hatte es wenig Sinn, den Zionismus zu unterstützen. Diese 
sowjetische Sorge erklärt, warum die Frage der Aufnahmefähigkeit Palä­
stinas in Weizmanns Memorandum wie auch bei den nachfolgenden zio­
nistischen Begegnungen mit sowjetischen Vertretern eine so prominente 
Rolle spielte.

Die Treffen gehen weiter:

-  Im Mai 1942 kommt Weizmann in Washington mit dem sowjetischen Botschaf­
ter Maxim M. Litwinow zusammen.

-  Eliahu Epsteins Gespräche in der Türkei führen dazu, dass im August 1942 zwei 
Mitglieder der sowjetischen Botschaft in Ankara Palästina besuchen und mit 
führenden Juden Zusammenkommen, unter ihnen Yitzhak Ben-Zvi, der Vorsit­
zende des Nationalausschusses der Palästinensischen jüdischen Gemeinschaft 
(Vayad Leum t).^

-  Im Januar 1943 trifft Shertok Maiskij in London und übergibt ihm ein von ihm 
erbetenes Memorandum zur Frage der Ansiedlung von Flüchtlingen in Palä­
stina nach dem Krieg.15

-  Im März 1943 kommen Epstein und Eliezer Kaplan, der Schatzmeister der 
Jewish Agency, in Ankara mit Botschafter Winogradow zusammen.16
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-  Im gleichen Monat treffen sich Shertok und Goldmann in Washington mit 
Botschafter Litwinow.17

-  Am 27. Mai übermittelt Goldmann Edvard Benes, dem Präsidenten der tsche­
choslowakischen Exil-Regierung in London, vor dessen Zusammentreffen mit 
Stalin in Moskau ein längeres Memorandum zur jüdischen Bevölkerung Palä­
stinas, zum Zionismus und vor allem zur Aufnahmefähigkeit Palästinas. Gold­
mann gelingt es, in das Memorandum die schlaue Bemerkung einzuschleusen, 
die Zionisten fänden mehr Verständnis für ihre Pläne bei nichtjüdischen Kom­
munisten als bei Kommunisten jüdischer Herkunft. Goldmann bittet Benes, 
von dem Memorandum soviel wie möglich seinen sowjetischen Gesprächspart­
nern, nach Möglichkeit Stalin selbst, zu übermitteln, und mit ihnen vor allem 
die Frage zu erörtern, wo die jüdischen Überlebenden aus Osteuropa (von dem, 
was unter der deutschen Besatzung geschieht, gibt es mittlerweile schon hin­
länglich Informationen) nach dem Krieg eine Heimat finden sollen, unter 
Hinweis auf Palästina als einzig vorstellbaren O rt für eine Ansiedlung.18

-  Im September 1943 trifft Goldmann zum ersten Mal mit dem neuen sowjeti­
schen Botschafter in Washington, Andrej Gromyko, zusammen.19 Auf seine 
routinierte Art erklärt Goldmann, er habe nichts Bestimmtes zu besprechen, 
sondern wolle einfach den Kontakt hersteilen. Er verweist auf die Zusammen­
künfte Litwinows, des Vorgängers von Gromyko, mit Weizmann wie auch mit 
Ben Gurion. Ihm sei klar, sagt er, dass die Sowjetunion erst viel später Entschei­
dungen über ihre Politik nach dem Krieg treffen werde, er schlage aber vor, 
Gromyko über die zionistischen Überlegungen auf dem Laufenden zu halten, 
so dass Moskau, wenn die Zeit für Entscheidungen gekommen sei, über die 
erforderlichen Informationen verfüge. In seinem Bericht an die zionistische 
Führung schildert er Gromyko als einen »jüngeren, ruhigen Menschen, sehr 
vorsichtig, aber entgegenkommend«.

-  Im Kontext dieser Vorgänge unternimmt Maiskij im August 1944 seine Reise 
nach Palästina -  als der höchste sowjetische Vertreter, der bis dahin das Land 
besucht hat. Ausgegeben wird der Besuch als Zwischenaufenthalt auf Maiskijs 
Reise von Großbritannien in sein Heimatland; streng im Einklang mit dem 
sowjetischen Protokoll laufen alle seine Kontakte über den britischen Hoch­
kommissar -  durch ihn erhielt Ben Gurion die offizielle Aufforderung zu 
einem Treffen. Auf jüdischer Seite wurde Ben Gurion von Eliezer Kaplan 
begleitet: Der erste Teil des Treffens fand in Anwesenheit des britischen Ver­
waltungschefs statt, aber dann wurde Maiskij in einen nahegelegenen Kibbuz 
geführt. Wieder ging es hauptsächlich um die Aufnahmefähigkeit des Landes, 
und Ben Gurion berichtete der Führung der Jewish Agency, von seiner vorhe­
rigen Begegnung mit Maiskij in London habe er den Eindruck mitgenommen, 
Maiskij habe Zweifel daran gehegt, dass die Kibbuzim der Beschreibung ent-
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sprächen: Jetzt, sagt Ben Gurion, habe er sich mit eigenen Augen davon über­
zeugen können. Maiskij erklärte Ben Gurion, nach Kriegsende müsse die So­
wjetunion neue politische Entscheidungen treffen, weil »nach dem Krieg die 
Juden ein ernstes Problem darstellen werden, das gelöst werden muss«. Deshalb 
fragte er Ben Gurion ziemlich ausführlich über die Ansiedlungspläne der Je- 
wish Agency für die Nachkriegszeit aus; er bat darum, ihm weiteres Material 
zukommen zu lassen. Ben Gurion gewann den entschiedenen Eindruck, dass 
Maiskij »ein ernsthaftes politisches Interesse an der Frage hat, ob Palästina als 
Lösung für das jüdische Problem nach dem Krieg in Betracht kommt«.20

-  Im gleichen Monat, am 15. August 1944, reist Goldmann nach Mexico City, um 
seinen sowjetischen Bekannten Umanskij, den früheren Botschafter in den 
USA, zu besuchen, der jetzt Botschafter in Mexiko ist. Angeregt hat das 
Treffen Umanskij, der Goldmann erklärt, er wolle eine Reihe von Fragen mit 
ihm erörtern, »nicht als Botschafter, sondern als jemand, der sich als Russe und 
als Jude für gewisse Fragen interessiert«. Nach dieser zweifach überraschenden 
Gesprächseröffnung vertraut er Goldmann an, er wisse zwar nicht, ob die 
Sowjetunion schon so weit sei, eine offizielle Position zu beziehen, dennoch 
aber glaube er, »dass die Überlegungen in Richtung auf die Unterstützung eines 
jüdischen Staates in Palästina gehen«. Das restliche Gespräch dreht sich um das 
Flüchtlingsproblem im Nachkriegseuropa sowie um die Orientierung eines 
künftigen unabhängigen jüdischen Staates in Palästina.
Umanskij ist zu diesem Zeitpunkt zwar auf einen Randposten abgeschoben, 
scheint aber nach wie vor gute Verbindungen nach Moskau zu haben und zeigt 
sich im Gespräch mit Goldmann erstaunlich offen. Das scheint zugleich die 
erste Andeutung von sowjetischer Seite gewesen zu sein, dass die Sowjetunion 
geneigt sein könnte, die Gründung eines jüdischen Staats zu unterstützen.

Zu keiner Zeit seit der Oktoberrevolution wurden offizielle Vertreter der 
Sowjetunion so nachhaltig vertraut gemacht mit den zionistischen Vorstel­
lungen im Blick auf sowohl die faktische Situation als auch die künftige 
Entwicklung in Palästina. Die arabische Unterstützung der Nazis im 
Zweiten Weltkrieg und die Erkenntnis der Sowjetunion, dass es in Osteu­
ropa ein »jüdisches Problem« nach dem Krieg geben werde, sind als 
Grundthemen der Gespräche klar erkennbar und werden von den zioni­
stischen Gesprächspartnern geschickt eingebracht und eingesetzt -  wie 
auch mit großer Ausführlichkeit auf die sowjetischen Zweifel hinsichtlich 
der Aufnahmefähigkeit Palästinas eingegangen wird. Gromykos Rede im 
Jahr 1947 war offensichtlich das Ergebnis jahrelanger interner sowjetischer 
Vorarbeiten, über die wir im Einzelnen nach wie vor nicht genug wissen.
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Wir wissen aber, dass Material für diese vorbereitenden Arbeiten in den 
vorangegangenen Jahren von diversen sowjetischen Diplomaten gesam­
melt worden war -  in London, Washington und Ankara. Mit großer 
Geduld geführte Diskussionen, die angeblich allgemeinen Besprechungen 
der Weltlage dienten (darin war unter anderem Goldmann Meister), halfen 
der sowjetischen Führung dabei, sich mit den erforderlichen detaillierten 
Informationen zu versorgen, und trugen zur Überwindung Jahrzehnte 
alter antizionistischer Positionen bei, die bis dahin die ausschließliche 
Grundlage für ihre politischen Überlegungen gebildet hatten. Die Fort­
schritte, die während des Krieges dieser Teil der zionistischen Diplomatie 
erzielte, stellte gewiss nur einen Nebenschauplatz der zentralen Bemühun­
gen dar, die auf Großbritannien und die Vereinigten Staaten gerichtet 
waren und dem Holocaust auf dem europäischen Kontinent folgten; den­
noch resultierten sie in einem der größten Triumphe des Zionismus auf 
dem Weg zu einem unabhängigen Israel -  nämlich in der sowjetischen 
Unterstützung für die Teilung Palästinas und die Gründung des israeli­
schen Staates. Goldmann war an dem ganzen Prozess maßgeblich beteiligt 
-  und das mag, zumindest zum Teil, erklären, warum er auch nach 1948 
für die sowjetische Diplomatie eine so wichtige Figur blieb.

Auch wenn sich all dies nach der Gründung Israels im Jahr 1948 änderte, 
besteht doch eine klar erkennbare Kontinuität zwischen der traditionellen 
staatenlosen Diplomatie der Juden und den zionistischen Bemühungen -  
ungeachtet dessen, dass die Zionisten geltend machen, zwischen der Politik 
der »Exilzeit« und der modernen, national orientierten Diplomatie gebe es 
einen tiefen Einschnitt. Die Bemühungen, die Ausweisung der Juden aus 
Prag im Jahr 1745 zu verhindern, haben mit den Kontakten zu den Sowjets 
in den vierziger Jahren des zwanzigsten Jahrhunderts vieles gemein: Beides 
sind Lehrstücke darüber, wie Machtlose Macht ausüben können. Dieses 
Kapitel in der Geschichte der Diplomatie im Allgemeinen und der jüdi­
schen Staatskunst im Besonderen zu schreiben, bleibt eine Aufgabe für 
künftige Historiker.

Aus dem Englischen von Ulrich Enderwitz
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Anmerkungen
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Aleksander Smolar
POLEN: DIE RADIKALEN AN DER MACHT

Das politische Leben der letzten Jahre in Polen ist faszinierend und beun­
ruhigend zugleich. Polen ist ein Staat, der stolz sein darf auf seine zahlrei­
chen Erfolge, ein Staat, der eine besonders problembeladene Transforma­
tionsperiode hinter sich hat, in der Demokratie und Marktwirtschaft er­
folgreich eingeführt wurden, ein Staat, der einen mehr als respektablen 
Platz in der internationalen Gemeinschaft gefunden hat. Ein Staat aber 
auch, der all diese Errungenschaften heute aufs Spiel zu setzen scheint, 
indem er sich in ein gefährliches politisches Abenteuer stürzt.

Die rechtsgerichteten Kräfte, die bei den Parlaments- und Präsident­
schaftswahlen im Herbst 2005 an die Macht gelangten, sind unmittelbar aus 
den demokratischen Oppositionsströmungen hervorgegangen, die das 
nach dem Sieg über das kommunistische Regime entwickelte polnische 
Transformationsmodell von Beginn an scharf kritisiert haben. Ihre Identi­
tät bildete sich in politischer ebenso wie in wirtschaftlicher und sozialer 
Hinsicht an der Ablehnung dieses Modells. Um die aktuelle politische Lage 
in Polen zu verstehen, ist es daher wichtig, die entscheidende Epoche der 
Transformation näher zu untersuchen.

Das Transformationsmodell der Radikalen 
und warum es keine Chance hatte

Erst mit dem Sieg der Kaczynski-Brüder 2005 kam die radikale Rechte 
wirklich an die Macht. Warum ließ dieser Sieg so lange auf sich warten? Die 
Radikalen hegten ganz andere Vorstellungen vom Weg der revolutionären 
Umgestaltung der polnischen Gesellschaft als die Gemäßigten, die nach der 
Niederlage des Kommunismus die Macht übernommen hatten. Nach Mei­
nung der Radikalen bestand die Voraussetzung für die Schaffung eines 
demokratischen Staates, für die Einführung der Marktwirtschaft und für 
die Annäherung an den Westen in der Beseitigung sämtlicher Reste kom­
munistischer Herrschaft und in einer klaren Abrechnung mit der Vergan-
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genheit. Tadeusz Mazowiecki sagte in seiner Antrittsrede als Ministerprä­
sident jene denkwürdigen Sätze, die man ihm und anderen Gemäßigten 
dann oft vorgeworfen hat: »Die Regierung, die ich bilde, trägt keine 
Verantwortung für die ererbte Hypothek. (...) Wir ziehen einen dicken 
Strich unter die Vergangenheit. Wir werden nur das verantworten, was wir 
getan haben, um Polen aus der jetzigen Krise zu helfen.« Damit hatte er 
eine Politik des Übergangs angekündigt, die auf einem friedlichen und 
evolutionären Wege umgesetzt werden sollte. Die Radikalen aber verlang­
ten einen radikalen Bruch mit der Geschichte vor 1989. Bemerkenswert 
sind die Äußerungen von Jaroslaw Kaczynski, der zwei Jahre später schil­
derte, was man im Herbst 1989 -  als die Provinzen des kommunistischen 
Imperiums eine nach der anderen untergingen -  hätte tun sollen und was 
die Gemäßigten versäumt hätten: »Man hätte den Kommunismus in Polen 
angreifen und gänzlich vernichten müssen. Deshalb ist [unsere] Konzeption 
der >Beschleunigung<, des endgültigen Bruchs mit dem >Runden-Tisch<- 
Abkommen entstanden. Man hätte entschiedene Maßnahmen ergreifen 
müssen: die Vereinigte Polnische Arbeiterpartei (PZPR) illegalisieren, den 
Repressionsapparat übernehmen, die Chefs der Staatssicherheit und der 
Partei verhaften, die Archive des Zentralkomitees, des Innenministeriums 
und des Verteidigungsministeriums versiegeln. Man hätte den Prozess 
sofort stoppen sollen, der es der Parteinomenklatur ermöglichte, sich 
staatliches Eigentum anzueignen, man hätte das geraubte Eigentum syste­
matisch zurückfordern müssen.«1

Jan Olszewski hat 1991 in seiner Antrittsrede als Ministerpräsident (sein 
Kabinett sollte nur ein halbes Jahr regieren) die bekannten Sätze formu­
liert: »Das Volk erwartet von uns heute eine Antwort, eine endgültige 
Antwort auf die Frage, wann es mit dem Kommunismus in Polen vorbei 
sein wird. Ich wünschte mir, dass die Bestätigung der von mir vorgeschla­
genen Regierung durch das Parlament der Anfang vom Ende des Kommu­
nismus in unserem Vaterland sein wird.«2 Diese Worte fielen zweieinhalb 
Jahre, nachdem die Opposition die -  wenn auch »halbdemokratischen« -  
Wahlen gewonnen hatte, also lange nachdem die Mazowiecki-Regierung 
gebildet worden war, nach der Wahl Lech Walesas zum Präsidenten, ganz 
zu schweigen vom Fall der Berliner Mauer und der längst vollzogenen 
wirtschaftlichen und schließlich auch gesellschaftlichen Revolution in Polen.

Für die Radikalen steht bis heute die politische Macht im Mittelpunkt. 
Die Wirtschaft ist in den Hintergrund gerückt, und zwar so weit, dass
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Olszewski damals wie die Kaczynskis heute für dieses Ressort bedenken­
los Liberale ins Kabinett geholt haben.

Bis heute halten die Radikalen die nach 1989 verfolgte Politik für ver­
hängnisvoll. Jaroslaw Kaczynski sagte vor kurzem auf dem Kongress der 
Partei »Recht und Gerechtigkeit« (PiS,); »In Polen ist der postkommunisti­
sche Staat schlechthin entstanden, sozusagen ein postkommunistisches 
Monstrum. Ein Monstrum, in dem die Nomenklatura die gesellschaftliche 
Vorherrschaft errang, die sich sehr schnell zur politischen Vorherrschaft 
weiterentwickelte und die Wiedereroberung der Macht einleitete. Ein 
Monstrum mit einem hohen Maß an Pathologien, wie sie das vergangene 
System hinterlassen hatte. Die Nomenklatura gedieh im neuen System 
bestens und schaffte parallel zur offiziellen Ordnung ein alternatives Steue­
rungssystem aus verschiedenen Institutionen, insbesondere solche, die et­
was mit der Güterverteilung zu tun haben, denn eben um diese Güterver­
teilung ging es insbesondere.«3 Die Abrechnung mit der Vergangenheit 
hatte also damals wie heute eine grundlegende praktische Bedeutung: Sie 
soll die innere Sicherheit garantieren und die pathologische Symbiose von 
Kommunismus und Kapitalismus, von Demokratie und postkommunisti­
scher Mafia verhindern.

Moralische Aspekte und das Verlangen nach Gerechtigkeit bildeten und 
bilden für die Radikalen -  nach der Machtfrage -  das zweite Argument 
für eine entschiedene Dekommunisierung und Lustration. Um das Kapitel 
der Vergangenheit abzuschließen und den bitteren Erfahrungen von Gene­
rationen einen Sinn zu verleihen, soll die moralische Ordnung der Welt 
und die klare Unterscheidung zwischen Wahrheit und Lüge, Gut und Böse 
wiederhergestellt werden. Für die Radikalen hat die Notwendigkeit einer 
moralischen und juridischen Abrechnung mit der Vergangenheit auch eine 
wichtige politische Dimension. Die Systemtransformation kann in ihren 
Augen nur dann gesellschaftliche Legitimität gewinnen, wenn sie auf einem 
Gerechtigkeitsgefühl basiert. Andernfalls werde die Sehnsucht nach dem 
Kommunismus über den demokratischen Geist obsiegen. Dieser Überzeu­
gung liegt die Einsicht zugrunde, dass Übergangsgesellschaften hohe Ko­
sten zu tragen haben: Arbeitslosigkeit, Senkung des Lebensstandards, dra­
stischer Anstieg der sozialen Ungleichheit, Gefährdung der Existenz­
grundlage von Millionen Menschen.

Jaroslaw Kaczynski erklärte 1994 in einem Interview, wie man in der 
schwierigen Zeit des Übergangs hätte handeln müssen, »in der alles durch­
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einander gerät, Arbeitslosigkeit entsteht, der Lebensstandard sinkt etc. (...) 
Wir, die wir die >Zentrumsallianz< (PC) bildeten, gingen von folgender 
gesellschaftlichen Diagnose aus: Man darf die Gesellschaft nicht ruhigstel­
len, denn das würde zur Apathie führen, vielmehr muss man ihr etwas 
bieten, da sie großen ökonomischen Belastungen ausgesetzt ist und sich 
moralisch ungerecht behandelt fühlt. Einerseits muss man (...) eine große 
Reformbewegung für die Privatisierung initiieren. (...) Andererseits muss 
man dieser Gesellschaft im Rahmen der laufenden Maßnahmen möglichst 
rasch und möglichst viel in der moralischen Sphäre anbieten. Das ist 
durchaus möglich, weil es viele Gründe für die gesellschaftliche Frustration 
gibt, die nichts mit der Wirtschaft zu tun haben.«4 In der kritischen Zeit 
der Transformation war es schwierig, der Gesellschaft wesentliche Verbes­
serungen zu versprechen. Die Radikalen wandten sich daher der Politik, 
der Geschichte, der Moral und der Gerechtigkeit zu. Sie griffen die Kon­
zeption des Rechtsstaates unter den Bedingungen einer postkommunisti­
schen Gesellschaft frontal an. Mit der Anerkennung des bestehenden 
Rechts verteidige man das vom alten System ererbte Unrecht, so die 
Radikalen. »Mazowiecki und sein Lager«, sagte Jaroslaw Kaczynski im 
selben Interview, »redeten ständig vom Rechtsstaat, obwohl dieses Recht 
dem Unrecht diente.« Die heutigen permanenten Angriffe des Regierungs­
lagers auf das Verfassungsgericht, dem vorgeworfen wird, die alte Ord­
nung und das formale Recht gegen das gesellschaftliche Gerechtigkeitsge­
fühl zu verteidigen, setzen im Grunde genommen die Strategie vom 
Anfang der 90er Jahre fort.

Warum haben die Radikalen den Kampf um das Transformationsmodell 
verloren? Warum blieben sie so lange eine Randerscheinung? Diese Frage 
muss man beantworten, will man den Wahlsieg und die Rückkehr der 
Kaczynski-Brüder in die große Politik verstehen. Ein Grund für ihren 
damaligen Misserfolg ist sicher, dass ihre Ideen und Strategien die Empfin­
dungen in der Gesellschaft der frühen 90er Jahre völlig verfehlten. Dies 
zeigt der verbale, die Grenze des Grotesken überschreitende Radikalismus 
des damaligen stellvertretenden Vorsitzenden der »Zentrumsallianz«, 
Adam Glapinski, der während des Wahlkampfs 1993 sagte: »Die dritte 
Besatzung -  nach der deutschen und der sowjetischen -  hält an. Die 
Besatzung der geheimen und offenen Agenten der kommunistischen poli­
tischen Polizei.«5 Ab und zu zeigte die Parteispitze aber auch Einsicht in 
die Gründe, warum die eigene Strategie unzeitgemäß war. Ludwik Dorn,
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heute Vizepremier und Innenminister, hatte in den Zeiten der politischen 
Isolation der Radikalen geschrieben: »Seit 1989 haben wir eine ziellose, 
träge und apathische Revolution.« Als »kollektiven Sinn« der polnischen 
Gesellschaft bezeichnete er die Gier, Vermögen anzuhäufen. Die Regie­
rung charakterisierte er als »Bastard-Korporatismus« (analog zum Ba­
stard-Feudalismus). Es sei eine Gesellschaft entstanden, die auf der Basis 
quasikorporativer Verträge funktioniere. In der Folge komme es zu einem 
Autonomieverlust des Staates gegenüber der Zivilgesellschaft. »Während 
das Ziel der Dissidenten darin bestanden hatte, eine Zivilgesellschaft auf­
zubauen, besteht das Grundproblem von heute im Autonomieverlust des 
Staates zugunsten einer nach den Gesetzen des Bastard-Korporatismus 
organisierten Gesellschaft.« Das ist nicht die Analyse eines Extremisten, sie 
ist auch nicht irrational. Sie belegt, dass es für die Radikalen im damaligen 
Polen in der Tat keinen Platz gab. Die Hauptgründe dafür lagen aber in 
etwas anderem: Die Hypothesen, auf die sich die Strategie der Radikalen 
stützte, hatten nichts mit der polnischen Wirklichkeit zu tun, und zwar in 
zweierlei Hinsicht:

Zum ersten stellte sich heraus, dass Polen seine Sicherheit und seine 
Stellung in der Welt festigen, sich an die NATO, an Amerika und die 
Europäische Union binden konnte, ohne eine innere Revolution zu voll­
ziehen, wie die Radikalen sie forderten. Wer sieht heute noch in der neuen 
Verfassung eine Gefährdung der nationalen Sicherheit? Die internationale 
Stellung Polens, seine Autorität und seinen Einfluss in der unmittelbaren 
Umgebung verdankt Polen vor allem dem engen Bündnis mit den USA zu 
Beginn des Irak-Krieges (dessen entschiedener Gegner ich war und bin), 
dem EU-Beitritt und auch seinem offenen politischen Engagement für die 
Orange Revolution in der Ukraine. Den heutigen Zustand der polnischen 
Außenpolitik will ich hier nicht bewerten. Es genügt, Jaroslaw Kaczynski 
zu zitieren, der Anfang Juni 2006 verkündete: »Das Außenministerium 
wurde zurückerobert«. Dieser Brückenkopf wurde von einer Partei 
»zurückerobert«, die seit vergangenem Herbst regiert und über eine Macht 
verfügt, die bisher keine Partei nach 1989 errungen hat! Dass ihre Außen­
politik heute eher Misserfolge vorzuweisen hat, ist die Folge fehlender 
Flexibilität, einer auf Konfrontation angelegten Haltung, einer Politik 
falsch verstandener Würde, mangelnden Verhandlungsgeschicks und man­
gelnder Fähigkeit, Verbündete zu gewinnen.

Auch die zweite, wichtigere Annahme der Radikalen hat sich als falsch
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erwiesen. Sowohl die Kaczynskis als auch z.B. Olszewski nahmen an, dass 
es nicht gelingen könne, Polen im Zuge der Transformation ohne eine 
begleitende Sinnstiftung durch das unvermeidliche »Tal der Tränen« (Ralf 
Dahrendorf) zu führen. Angesichts steigender Arbeitslosigkeit, sichtbarer 
Armut und drastisch anwachsender sozialer Ungleichheit, angesichts des­
sen, dass die Helden der polnischen So/zW^rnosc-Revolution nicht nur ihrer 
Arbeit sondern auch ihrer Würde beraubt worden waren, fasste die Sozio­
login Hanna Swida-Ziemba in einem Interview die Enttäuschung so zu­
sammen: »Die Menschen sollten sich als Helden dieser Transformation 
und nicht als Bettler um soziale Absicherung verstehen.«6 In der Tat ließ 
in den entscheidenden Ubergangsjahren die Arroganz der Macht, ihre 
Unfähigkeit, Ursachen und Notwendigkeit der Systemtransformation zu 
erklären, viele denken: Nicht nur, dass sie uns betrogen haben, jetzt belei­
digen sie uns auch noch, indem sie uns eine Homo sovieticus-Mentalität 
unterstellen.

Nach Ansicht der Radikalen war die anwachsende politische und gesell­
schaftliche Krise nicht durch Aufrufe zur Selbstbereicherung, zu individu­
eller Anstrengung und zum Karrieremachen zu kurieren. Zur Illustration 
zwei Beispiele: Die Privatisierung der ersten staatlichen Unternehmen war 
von der Losung begleitet: »Erkenne die Kraft deines Geldes!«; die Frei­
heitsunion, die führende Transformationspartei im Parlament, verschrieb 
den Bürgern Clintons Parole: »Es ist die Wirtschaft, Dummkopf!«. Solche 
Losungen belegen deutlich genug die damalige Verblendung der techno­
kratischen Elite. Auf diese Weise, so die Radikalen, lasse sich das Gerech­
tigkeitsgefühl nicht beschwichtigen, das wachsende Gefühl der Entfrem­
dung nicht überwinden -  in einer Zeit, in der eine Umfrage nach der 
anderen zeigte, dass die Gesellschaft glaubte, von der Systemtransformation 
profitierten vor allem die alten und neuen Eliten -  auf Kosten der Arbei­
ter und Bauern. Was also war zu tun, um das Gerechtigkeitsgefühl zu 
befriedigen? Eine Forderung der Radikalen war Dekommunisierung und 
Lustration, um den Staat zu säubern und den Rechten der Opfer der alten 
Ordnung Genüge zu tun. Eine andere war der Kampf um die Erinnerung, 
mit dem Ziel, die Verantwortung der Kommunisten für den Zustand des 
Landes aufzuzeigen. Von daher rührt übrigens die Beliebtheit des aus dem 
Deutschen übernommenen Begriffs der »Geschichtspolitik« bei den Radi­
kalen.

Man kann also sagen, dass die Radikalen nach 1989 klar erkannt haben,
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welches Drama die Transformation für einen Großteil der Gesellschaft 
bedeuten würde. Dennoch haben sie den Kampf um die Führung damals 
verloren. Zum einen hätte ihr Weg unvermeidlich zurück in die Vergan­
genheit, zu Konflikten und zur Infragestellung oder zumindest Verzöge­
rung der Transformation geführt. Zum andern stellte sich heraus, dass die 
Gemäßigten sehr wohl imstande waren, das umzusetzen, was Politiker der 
radikalen Rechten, aber auch viele westliche Experten für unmöglich hiel­
ten, nämlich die gleichzeitige Einführung demokratischer und marktwirt­
schaftlicher Reformen. Darauf werden wir im Folgenden näher eingehen. 
Der Preis ihres Erfolgs ist, wie sich heute zeigt, allerdings hoch: Es ist ein 
tief sitzendes Gefühl gesellschaftlicher Entfremdung entstanden, das Ver­
trauen in die demokratischen Institutionen ist gesunken und die Bedeu­
tung radikaler Parteien ist gewachsen -  entscheidende Faktoren, die zur 
politischen Wende vom Herbst 2005 führten.

Die Dilemmata der Transformation und 
warum das Modell der Gemäßigten trotzdem Erfolg hatte

Bleiben wir noch ein wenig bei der Problematik des wirtschaftlichen und 
politischen Übergangs in Polen nach 1989. Sie ist auch aus theoretischer 
Perspektive sehr interessant. Sowohl in Polen als auch bei vielen führenden 
westlichen Experten herrschte die Meinung, wirtschaftliche Liberalisie­
rung (d.h. die Transformation der Planwirtschaft in eine Marktwirtschaft) 
und Demokratisierung (d.h. die Transformation eines Einparteiensystems 
in ein pluralistisches, liberales, demokratisches System) könnten nicht 
gleichzeitig durchgeführt werden. Der Gedankengang der Skeptiker war 
einfach: Die Wirtschaftsreformen ziehen hohe gesellschaftliche Kosten 
nach sich, d.h. bringen Arbeitslosigkeit, Armut, Zukunftsangst und gesell­
schaftliche Destabilisierung mit sich und können eine Verbesserung der 
materiellen Lage erst nach einigen Jahren in Aussicht stellen. Zugleich 
ermöglicht es die Demokratie gesellschaftlichen Kräften und Gruppen, die 
sich von den Reformen bedroht fühlen, sich zu organisieren, um diese zu 
blockieren. Viele sagten eine Katastrophe voraus, wenn das Prinzip der 
Gleichberechtigung der Bürger in einer demokratischen Gemeinschaft auf 
Marktkräfte trifft, die Ungleichheit und -  nach der relativen Gleichheit in 
der kommunistischen Zeit -  ein subjektives Gefühl starker Ungerechtig­
keit schaffen. Besonders in Polen schien dies Sprengstoff zu sein, denn
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diejenigen, die den höchsten Preis für die Modernisierung zahlten, waren 
zugleich jene, die zusammen mit der Solidarnosc wesentlich zum Unter­
gang des alten Systems beigetragen hatten.

Von der Vielzahl der damaligen pessimistischen Prophezeiungen führen 
wir hier eine von links und eine von rechts an. Der namhafte polnisch-ame­
rikanische Soziologe Adam Przeworski schrieb 1990: »Sobald die anti­
kommunistische Euphorie verflogen sein wird und es zur politischen 
Organisierung von Interessenkonflikten kommt, wird die Politik in Ost­
europa eine Form annehmen, die für den >armen Kapitalismus* kennzeich­
nend ist. Es gibt keinerlei Gründe dafür, warum die Verhältnisse in Bulga­
rien, Ungarn oder Polen andere werden sollten als in Argentinien, Chile 
oder Brasilien (...) Die Faktoren, die die Demokratie begünstigen, werden 
sich gleichzeitig zuungunsten wirtschaftlicher Reformen auswirken, wie 
sie in Ungarn, Polen und Jugoslawien bereits im Gange sind und von 
anderen Ländern ins Auge gefasst werden. Diese Reformen versprechen 
nicht nur radikal zu werden -  nichts Geringeres als der Übergang vom 
Sozialismus zum Kapitalismus -, sondern auch außerordentlich schmerz­
haft. Und die Erfahrung anderer Länder lehrt, dass solche Reformen unter 
demokratischen Verhältnissen schwer zu bewerkstelligen sind. Sie mobili­
sieren den Widerstand derjenigen, die am meisten zu verlieren haben: Das 
sind die Manager der geschützten oder subventionierten Firmen, die Ar­
beiter, die vor der Entlassung stehen, und die zahllosen Menschen, die den 
Abbau der Aufwendungen für Einkommenssicherung und Sozialleistun­
gen fürchten.«7 Przeworski war nicht der einzige Experte, der damals 
prophezeite, Polen würde schließlich zusammen mit anderen Ländern aus 
der Region in der Dritten Welt landen.

Und der britische Philosoph John Gray (inzwischen kein begeisterter 
Anhänger von Frau Thatcher mehr) schrieb damals: »Die menschlichen 
und sozialen Kosten des Übergangs zur Marktwirtschaft sind für die 
meisten postkommunistischen Länder so hoch, dass es an Wahnsinn gren­
zen würde anzunehmen, er könnte im Rahmen liberal-demokratischer 
Institutionen vollzogen werden.«8 Er hielt die Rekonstruktion des Staates, 
die Herstellung der Ordnung, das Erzwingen von Respekt vor dem Gesetz 
für vorrangig. Das unterschied ihn nicht von den Ansichten vieler unserer 
Liberaler zu Anfang der 1990er Jahre. Mehr oder weniger offen zweifelten 
sie daran, dass grundlegende Wirtschaftsreformen im Rahmen der Demo­
kratie durchgesetzt werden könnten.
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Damit stellt sich die Frage: Warum erreichten die Gemäßigten nach 1989 
dennoch einen großen historischen Erfolg -  allem Pessimismus zum 
Trotz, und obwohl sie ihre Strategie nie ordentlich formuliert hatten? In 
ihren Kreisen dominierten eine pragmatische Sprache, relativ billige mora­
lische Prinzipien und der Technokratismus eines Leszek Balcerowicz. Es 
stand keinerlei politische Sprache für die Interpretation dessen zur Verfü­
gung, was sich vollzog. Und trotzdem siegte die intuitive Strategie der 
Gemäßigten! In der wissenschaftlichen Literatur, in der zeitgenössischen 
Publizistik und in den Äußerungen der Politiker lassen sich zahlreiche 
Erklärungen dafür finden, warum es zu keinem Zusammenstoß der Logik 
der Marktwirtschaft mit der Logik der politischen Demokratie gekommen 
ist. Gehen wir auf einige Argumente genauer ein.

Ein wichtiger Faktor und zugleich Startkapital der Reformer war die in 
Polen besonders starke Ablehnung des alten Systems. Der »reale Sozialis­
mus«, der seinen Bürgern allgemeine Misere, leere Regale, Hyperinflation 
und den Kriegszustand von 1981 beschert hatte, war eine große Chance für 
die Reformer. Seine Niederlage trug dazu bei, alles zu kompromittieren, 
was auch nur im Entferntesten an sozialistisches Gedankengut gemahnte. 
Der Liberalismus wurde so für viele Jahre unangefochtener Monopolist auf 
dem Ideenmarkt. Zwar entfachte er keinen Enthusiasmus, aber die Gegen­
kräfte hatten kein glaubwürdiges Programm, das die Menschen hätte mo­
bilisieren und ihnen hätte Hoffnung geben können. Die postkommunistische 
Linke, die in den Jahren von 1993 bis 1997 und von 2001 bis 2005 die Macht 
übernahm, konnte keine ideologische Alternative anbieten und setzte das 
liberale Reformprogramm schlicht fort. Durch ihren »Verrat« am Sozialis­
mus zugunsten von Demokratie und Markt blockierte die Linke para­
doxerweise den Zusammenschluss der Reformgegner und trug dazu bei, 
den nostalgisch zurückblickenden Teil ihrer Klientel in die Gesellschaft 
einzubinden.

Auch das Chaos auf der Ebene der Erkenntnis und der Werte, die 
komplexen Prozesse von Zerfall und Neuformierung und die Herausbil­
dung gesellschaftlicher Interessen trugen wesentlich dazu bei, den gesell­
schaftlichen Widerstand gegen den Wandel zu neutralisieren. Ironischer­
weise rechtfertigte die alte marxistische Allgemeinbildung die schlimmsten 
Aspekte der Transformation. Stephen Holmes beschrieb das »kognitive 
Vermächtnis« des Marxismus als »Stoßdämpfer«, der »die mit einer neuen 
Situation verbundenen Ängste mildert und das öffentliche Verlangen nach
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paranoiden Narrativen der Schuldzuweisung mindert«.9 Die marxistische 
Darstellung des »Raubtierkapitalismus« beschrieb die schlimmsten Aus­
wüchse zu Beginn der Transformation gar nicht so schlecht.

Widerstand und Unzufriedenheit wurden auch durch das verhältnismä­
ßig niedrige Niveau der gesellschaftlichen Erwartungen gedämpft. Nach 
dem Kommunismus waren utopische Ideen ohne Chance. Die Menschen 
akzeptierten die Systemtransformation voller Hoffnungen, sie waren viel­
leicht entmutigt oder zornig, aber sie erwarteten keine Wunder von den 
Regierenden.

Zweifellos spielte bei der Aufrechterhaltung der gesellschaftlichen und 
politischen Stabilität des Landes die Angst vor dem Gespenst der Gewalt 
eine wichtige Rolle. Rufen wir uns in Erinnerung, dass in allen postkom­
munistischen Ländern, sogar dort, wo der gesellschaftliche Preis der System­
transformationen ungleich höher war als in Polen, die einzigen ernsthaften 
gesellschaftlichen Unruhen, Aufstände oder Bürgerkriege nicht mit gesell­
schaftlichen oder politischen, sondern mit nationalen, ethnischen oder 
religiösen Fragen zusammenhingen.

Zur Stabilisierung der polnischen Systemtransformation trug auch we­
sentlich bei, dass unsere Hoffnungen sich auf den Westen richteten und 
Polen immer stärker in die euroatlantische Welt hineinwuchs. Das Ziel 
einer geradezu mythischen »Rückkehr nach Europa« zähmte noch die 
radikalsten Teile der Elite, denn ihnen war bewusst, dass es außer der 
eigenen Gesellschaft noch weitere -  ausländische -  Instanzen gab: die 
Regierungen der USA und der EU-Staaten, der Europarat und die Welt­
bank, der Internationale Währungsfonds und die Europäische Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung. Erst nach dem Erfolg des EU-Beitritts 
fühlte sich die neue rechte Elite sicher genug, ihre Oppositionshaltung 
oder gar Feindschaft gegenüber der EU zu manifestieren, ohne auf die 
gesellschaftliche Stimmung zu achten. Polen ist heute als EU-Mitglied 
paradoxerweise unabhängiger von der EU als während der Assoziati­
onsphase, in der es die ihm gestellten Bedingungen respektieren musste.

Es gab auch ambivalente Stabilisierungsfaktoren der Transformation. 
Dazu zählt die Atomisierung der Gesellschaft, ein Erbe aus der kommuni­
stischen Zeit. Sie reichte in Polen -  wie die Soziologen zeigen können -  
tiefer als in anderen Ländern der Region und drückte sich im geringen 
gegenseitigen Vertrauen der Polen untereinander und im noch geringeren 
Vertrauen in die Mächtigen aus sowie im schwachen Organisationsgrad
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der Gesellschaft -  trotz einer starken katholischen Kirche und trotz der 
So/zWrfrnosc-Tradition. Die Unfähigkeit, sich auf kollektive Aktivitäten 
einzulassen, gepaart mit der Angst vor der Zukunft und dem Gefühl der 
Alternativlosigkeit gegenüber den Reformen, führten zu einer »Diffusion 
der Konflikte«. Die gesellschaftlich kostspieligen Reformen konnten also 
auch deshalb durchgesetzt werden, weil der Spielraum für die Opposition 
gegen sie, den die demokratischen Institutionen boten, nicht voll in An­
spruch genommen wurde.

Ein weiterer Stabilisierungsfaktor negativen Typs war die Entpolitisie­
rung der Entscheidungsprozesse. Die Reformentwürfe waren nicht das 
Ergebnis einer breiten gesellschaftlichen Debatte, in der die verschiedenen 
Gruppeninteressen verhandelt und die unterschiedlichen politischen Kräf­
te miteinander konfrontiert worden wären. Vielmehr waren sie Resultate 
einer voluntaristischen Politik der Elite, die von westlichen Experten bera­
ten wurde (die Rolle von Jeffrey Sachs kann man hier gar nicht überschät­
zen, sie wird von unseren Transformationshelden absichtlich verschwie­
gen). Obwohl die demokratischen Institutionen formal ihre Funktionen 
wahrnahmen, konnten die Regierungen ihre Entscheidungen treffen, ohne 
von der Öffentlichkeit und den politischen Kräften kontrolliert zu werden. 
Karol Modzelewski, einer der wichtigsten und verdientesten Vertreter der 
Opposition vor 1989, später radikaler, linker Kritiker der eingeschlagenen 
Politik, schrieb klar und illusionslos: »Die Y&der-Solidarnosc von 1989, die 
nicht länger durch die Aktivität, den Druck, die Kontrolle und die Interes­
sen ihrer gesellschaftlichen Basis gestört wurde, gleichzeitig aber über eine 
immer noch enorme Autorität verfügte, konnte sich für den Balcerowicz- 
Plan entscheiden und ihn verwirklichen.«10 Generell war die Unterent­
wicklung der politischen Sphäre eine wesentliche Voraussetzung für die 
»Entscheidungsfreiheit« der Eliten in den postkommunistischen Ländern. 
Es war die Schwäche der Parteien, der gesellschaftlichen Organisationen, der 
Interessengruppen und sozialen Bewegungen, die den Mächtigen in den 
neuen Demokratien einen enormen Spielraum verschaffte, auch in Polen.

Die erwähnten Faktoren erklären zumindest teilweise, warum wir es 
nicht mit dem befürchteten Teufelskreis von Selbstzerstörung zu tun be­
kommen haben, hervorgerufen durch die Gleichzeitigkeit von Demokra­
tisierung und ökonomischer Liberalisierung; sie erklären, warum es mög­
lich war, die demokratischen Einrichtungen unter den schwierigen 
Bedingungen des Übergangs aufrechtzuerhalten, ja sie sogar zu stärken.
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Für die Anfangsphase können wir von einem »demokratischen Theater« 
der Elite sprechen, die die Demokratie nicht in Frage stellte, obwohl es hier 
und da Versuchungen dazu gab. Solange der demokratische Gehalt der 
demokratischen Institutionen schwach war, lag die tatsächliche Macht und 
Initiative bei der modernisierenden, pro-westlichen neuen Elite. Dieser 
Dualismus erlaubte es, eine echte ökonomische und gesellschaftliche Re­
volution zu vollziehen und dabei die demokratischen Institutionen beizu­
behalten und mit der Zeit zu stärken.

Fassen wir zusammen: Der Erfolg der polnischen Transformation be­
ruht auf der Kompromittierung des Kommunismus, der Faszination durch 
den Westen und der Abhängigkeit von ihm, der Demobilisierung und 
Entfremdung der Gesellschaft und der Entpolitisierung von Entscheidun­
gen, die mit Sachzwängen begründet und breit akzeptiert wurden. Die 
Radikalen hingegen scheiterten, weil sie dem Volk ein revolutionäres Spek­
takel spendieren wollten, ohne dass sie einen überzeugenden Entwurf in 
der Tasche gehabt hätten. Unter Berufung auf die Geschichte wollten sie 
der Gesellschaft eine Spaltung in Exkommunisten und ihre Verbündeten 
auf der einen Seite und gute Polen auf der anderen aufzwingen, während 
die Menschen sich auf den täglichen Existenz- und Uberlebenskampf 
konzentrierten, davon träumten, die Wunden der Vergangenheit verheilen 
zu lassen, und jegliche Gewalt, auch verbale, verabscheuten. Einer eben 
befreiten Gesellschaft wollten sie eine rigoristisch interpretierte katholi­
sche Ethik überstülpen.

Die Rückkehr der Radikalen

Dass sich die überwiegend positive Einstellung der polnischen Gesellschaft 
gegenüber dem Gesellschaftswandel nach 1989 in den letzten Jahren ver­
ändert hat, hat vielfältige Gründe.

Die großen Erfolge der vergangenen Jahre gelten heute als selbstver­
ständlich, und niemand stellt sie in Frage. Auch die massive Befürwortung 
des EU-Beitritts zeigt, dass die Politik der vergangenen Jahre weitgehende 
Zustimmung findet. Damit einher geht jedoch eine pessimistische Wahr­
nehmung von Staat, Verwaltung, politischer Klasse und Justizapparat. Das 
politische System wird als zutiefst bürgerfern wahrgenommen. Hohe Ar­
beitslosigkeit, wachsende Einkommensunterschiede und allgemeine Kor­
ruption verstärken dieses Gefühl.
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Die zahlreichen Staatsaffären der letzten drei Jahre trugen zum Zusam­
menbruch der aus der KP hervorgegangenen Linken bei und verschafften 
radikalen Kräften mit pararevolutionärer Programmatik Auftrieb. Das gilt 
für die Partei »Recht und Gerechtigkeit« (PiS) der Brüder Kaczynski, aber 
auch für die zwei kleineren, dafür radikaleren Formationen, die den Wan­
del nach 1989 und den EU-Beitritt rundweg ablehnen: die populistische 
»Selbstverteidigung« (Samoobrona) und die traditionalistische, katho­
lisch-nationalistische »Liga Polnischer Familien« (LPR). Nach sechs Mo­
naten PiS-Minderheitsregierung bilden diese drei Formationen heute ge­
meinsam die Regierung, die damit über eine solide Mehrheit im Parlament 
verfügt.

Diejenigen Parteien aber, die seit den Tagen des »Runden Tisches« die 
Modernisierung des Landes vorangetrieben haben, fegte der Wähler von 
der politischen Bühne oder dezimierte sie so, dass sie nur noch ein Dasein 
am Rande fristen. Davon betroffen sind vor allem die »Wahlaktion Solida­
rität« (AWS), die »Demokratische Partei« (früher Freiheitsunion) und die 
postkommunistische »Allianz der Demokratischen Linken« (SLD). Poli­
tisch führend sind heute die Partei »Recht und Gerechtigkeit« (PiS) und die 
liberalkonservative »Bürgerplattform« (PO) in der Opposition. Die mar- 
ginalisierte SLD auf der Linken, die LPR und die »Samoobrona« auf der 
Rechten sowie die kleine Bauernpartei PSL vervollständigen das Bild. Von 
diesen Parteien reklamiert nur die moralisch diskreditierte SLD die Refor­
men der Vergangenheit für sich, während die PiS, die LPR und die Sa­
moobrona sie radikal ablehnen. Die zweitgrößte Parlamentsfraktion PO 
trat zu den Wahlen mit den radikal kritischen Parolen der Jahre nach 1989 
an -  obwohl nicht wenige PO-Führer an den Reformen beteiligt waren - ,  
nuancierte ihre Position indes nach den Wahlen. Insgesamt kann man also 
sagen, dass die polnische Politik heute von Parteien beherrscht wird, die 
den in den Jahren 1989-2005 erfolgten Wandel ablehnen, auch wenn die 
Brüder Kaczynski nicht umhin können, einigen Errungenschaften dieser 
Zeit zumindest verbal Tribut zu zollen.

Im Übrigen hat sich ihre Kritik im Laufe der Zeit nicht unerheblich 
verändert. Anfang der 1990er Jahre konzentrierten sie sich auf den Um­
gang mit dem kommunistischen Erbe. Ihr Hauptargument war, dass die 
Kommunisten mangels eines klaren Bruchs mit der Vergangenheit »ihr 
kollektives Machtmonopol gegen individuelle Eigentumstitel einzutau­
schen« vermochten. Sie hätten es verstanden, die Mechanismen der Demo­
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kratie und der Marktwirtschaft für sich auszunutzen. Sie hätten die öffent­
liche Verwaltung unter ihre Kontrolle gebracht und in Armee, Polizei, 
Medien und Wirtschaft Schlüsselpositionen besetzt. Wer aber keine Bezie­
hungen zur Nomenklatura besessen hätte, der hätte ungleich geringere 
Chancen gehabt. Zwar hat diese Kritik am kommunistischen Erbe nach 
wie vor einen hohen Stellenwert, doch der Schwerpunkt der Angriffe 
verlagerte sich auf die Fehlentwicklungen der Transformationsperiode, 
vor allem in den Bereichen Wirtschaft, Recht und Institutionen. Die Kritik 
richtet sich nicht mehr nur gegen die postkommunistische Elite und die mit 
ihr verhandelten Unternehmerkreise, sondern auch gegen die aus der 
demokratischen Opposition hervorgegangene Elite, die den Transfor­
mationsprozess der neunziger Jahre maßgeblich gestaltete.

Die neueste Akzentverschiebung geht in Richtung Antimodernismus. 
Deutlich wird diese Tendenz am Kulturtraditionalismus, an der Betonung 
besonders enger Beziehungen zum national-konservativsten Teil der ka­
tholischen Kirche, am erklärten Krieg gegen freizügige Sitten, an den 
Versuchen, die künstlerische und die Meinungsfreiheit im Namen des 
gesunden Volksempfindens einzuschränken. Aber auch in der Wirt­
schaftspolitik ist eine antiliberale Orientierung anzutreffen, etwa in der 
Reserve gegen Privatisierungen oder in der Befürwortung von Steuerer­
leichterungen. Auch die argwöhnische Haltung gegenüber der Europäi­
schen Union gehört in diesen Zusammenhang.

Die Kritik der regierenden Rechten am Polen der Jahre 1989-2005 stellt 
einen Angriff auf die Fundamente der freiheitlichen Demokratie in Polen 
dar. Glaubt man der PiS und ihren Verbündeten, gründet die polnische 
Demokratie auf wirtschaftlicher und sozialer Ungleichheit. Das Entwick­
lungsmodell eines egoistischen Kapitalismus habe der Volksgemeinschaft 
geschadet, den Gemeinsinn zerstört und zur Verbreitung antisozialer Hal­
tungen beigetragen. Gegen die wachsende Kriminalität und Sozialpatholo­
gien aller Art zu verteidigen seien nicht in erster Linie die Individuen und 
Minderheiten, sondern die Nation, und zwar durch eine Stärkung des 
Staates. Er stehe in der Verantwortung, den Augiasstall auszumisten und 
mit dem kommunistischen Erbe der sündhaften Jahre nach ‘89 aufzuräu­
men. Vorrangig nötig sei eine Stärkung traditioneller Wertvorstellungen 
und eine Stärkung des staatlichen Repressionsapparats zur Bekämpfung 
von Delinquenz und Wirtschaftskriminalität. Dabei werden folgende 
Maßnahmen ins Auge gefasst: die Schaffung polizeilicher Sondereinheiten
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zur Korruptionsbekämpfung, die jedweder parlamentarischer Kontrolle 
entzogen sein sollen, die Bildung einer mit nahezu unbegrenzten Ermitt­
lungsbefugnissen ausgestatteten Sonderkommission zur Aufklärung von 
Amtsmissbräuchen in den letzten 16 Jahren, auch im Bereich der Privati­
sierungen, die Schaffung eines Untersuchungsausschusses zur Entwick­
lung des Bankenwesens seit 1989 -  er könnte sich rasch in eine Anklage­
instanz gegen die zurückliegenden Reformen auswachsen -  und die 
Schaffung einer Sonderkommission für die öffentlichen und privaten Me­
dien, um deren Objektivität zu untersuchen.

Die Philosophie der neuen Machthaber fußt auf einer antiliberalen 
Grundeinstellung. Die Hypertrophie der Menschen- und Bürgerrechte, 
die Schaffung von politisch unabhängigen Institutionen, die gesetzlich 
geregelte Einschränkung staatlicher Handlungsfreiheit -  all dies lähme den 
Staat und seine Fähigkeit zur Bekämpfung sozialpathologischer Symptome. 
Daher auch die systematischen Anstrengungen, zahlreiche institutioneile 
Errungenschaften der letzten 16 Jahre wieder zurückzunehmen.

Die Verteidigung der Menschenrechte mobilisiert heute nicht mehr so 
viel Energie wie früher. Symbolisch dafür steht die Ernennung eines Juri­
sten zum Sprecher für Bürgerrechte, der offen für die Wiedereinführung 
der Todesstrafe eintritt, die Menschenrechte als »Opium fürs Volk« be­
zeichnet und sich hinter die Regierung stellt, wenn sie Demonstrationen 
der Homosexuellen für Gleichbehandlung verbietet, weil diese angeblich 
die öffentliche Ordnung stören.

Der Verfassungsentwurf der PiS sieht die Abschaffung des Geldpoliti­
schen Beirats vor, eine unabhängige Institution, die diesen sensiblen Be­
reich vor den Launen und Fluktuationen der Exekutive schützt. Ersatzlos 
gestrichen werden soll auch der Rundfunk- und Fernsehrat, der über die 
Unabhängigkeit der Medien wacht. Darüber hinaus ist ein Gesetzesent­
wurf in Arbeit, der die Autonomie der Beamtenschaft abschaffen will, die 
bislang vor einer Politisierung der Verwaltung schützte.

Mit Verleumdungskampagnen gegen bekannte Persönlichkeiten, darun­
ter Juristen, Journalisten und einige Bischöfe, die es wagten »Radio Maria« 
zu kritisieren, sucht man das Vertrauen zu zerstören, das diese Gruppe bei 
weiten Teilen der Bevölkerung besitzt. In die Schusslinie gerät, wer immer 
sich dafür einsetzt, Machtbefugnisse der Regierung zu begrenzen. In vielen 
Bereichen instrumentalisiert die Regierung das Justizwesen, um ihre Ziele 
durchzusetzen. So kündigte Kaczynski unumwunden an, dass das Verfas­



Polen: Die Radikalen an der Macht 129

sungsgericht mit politisch genehmen Juristen besetzt werden soll, was in 
ein bis zwei Jahren dazu führen wird, dass diese Institution, die immerhin 
der Garant rechtsstaatlicher Verhältnisse ist, vollständig unter der Kon­
trolle der Regierung stehen wird.

Mit ihren engen Beziehungen zu den konservativsten und nationali­
stischsten Kreisen der katholischen Kirche, die in »Radio Maria« ihr Pro­
pagandaorgan haben, stellt die Regierung die Trennung zwischen Kirche 
und Staat in Frage, die Anfang der 1990er Jahre friedlich vollzogen und von 
der Mehrheit der Bevölkerung gutgeheißen wurde. Sogar im polnischen 
Episkopat sorgt diese Politik für Beunruhigung, befürchtet man doch eine 
Politisierung der Kirche und eine mögliche Spaltung. Dies erklärt auch die 
deutlichen Stellungnahmen der Kirchenführung gegen das politische En­
gagement von »Radio Maria«, indirekt also auch gegen die regierende 
Partei, die den Rundfunksender als Machtmittel einsetzt und damit die 
innerkirchlichen Spannungen schürt und die Einheit der Kirche gefährdet. 
Denselben Zweck verfolgte ein Schreiben des Vatikan, welches das politi­
sche Engagement der katholischen Medien zum Gegenstand hat und das 
von vielen als Kritik an »Radio Maria« und den mit diesem Sender verbun­
denen Kreisen der polnischen Kirche verstanden wird.

Obwohl nun in Amt und Würden, tragen die Radikalen in vielerlei 
Hinsicht noch immer die Züge einer Oppositionspartei, die die Unzufrie­
denheit der Bevölkerung ausnützt und die Situation des Landes bewusst in 
apokalyptischen Farben malt. Indem sie dem Liberalismus die Vision eines 
»solidarischen Polen« entgegensetzt, appelliert die PiS an tief verwurzelte 
Traditionen und das Bedürfnis nach Gemeinschaft und Sicherheit. Sie 
weckt alte Ängste, die mit der problembeladenen und mitunter tragischen 
Geschichte der Nachbarschaft zu Deutschland und Russland Zusammen­
hängen. Sobald von diesen beiden Ländern die Rede ist, werden Vokabeln 
des Misstrauens, der Verdächtigung und der Konfrontation bemüht. Die 
PiS und ihre Verbündeten kalkulieren mit dem Nationalstolz und der 
Identifikation der Polen mit ihrem Staat. Das Handeln der PiS und der von 
ihr kontrollierten Institutionen ist durch einen Patriotismus geprägt, der 
auf einer sehr traditionellen Auffassung nationalstaatlicher Souveränität 
beruht und vor allem über die öffentlichen Medien vermittelt wird. Mitun­
ter schlägt dieser Patriotismus in offenen Nationalismus um.

Die regierende PiS ist ausgesprochen europaskeptisch. Obwohl sie 
durchaus weiß, dass Polen der größte Nutznießer der EU-Hilfe ist, zählt
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sie in Europaangelegenheiten den tschechischen Staatspräsidenten und 
EU-Skeptiker Vaclav Klaus zu ihren Verbündeten. Die Beziehungen zwi­
schen Polen und Brüssel haben sich nach dem EU-Beitritt Polens deutlich 
verändert. Wie bereits erwähnt, besaß die EU vor dem Beitritt der Neumit­
glieder paradoxerweise viel weitreichendere Kontrollmöglichkeiten über 
deren Politik als heute und konnte die Transformationen in Politik, Wirt­
schaft und Recht besser überwachen. Ein Teil der politischen Klasse emp­
fand dies als Demütigung, sollte der Regimewechsel von 1989 doch die lang 
ersehnte nationale Souveränität bringen. Nach dem Beitritt aber hatte es 
die EU mit Vollmitgliedern zu tun, auf die sie nicht mehr so viel Druck 
ausüben konnte. Die radikaleren Teile der politischen Klasse erlebten dies 
als Befreiung, was beispielsweise in der Ablehnung der EU-Verfassung 
zum Ausdruck kam. Noch deutlicher zeigte sich dies in innenpolitischen 
Fragen. Als die PiS mit den »Samoobrona«-Populisten und den LPR-Ex- 
tremisten die Regierung bildete, konnte sie davon ausgehen, dass die ande­
ren EU-Mitglieder nicht mit einem Boykott reagieren würden. Der un­
glückliche Ausgang der Sanktionen gegen Österreich, als Kanzler Schüssel 
mit Haiders Populisten eine Koalitionsregierung eingegangen war, ist noch 
in lebhafter Erinnerung.

Der jüngste Machtwechsel in Warschau gibt Anlass zur Beunruhigung. 
Wie sich Polen in den kommenden Jahren entwickeln wird, ist schwer zu 
sagen. Wie sollte man Voraussagen für die fernere Zukunft wagen, wo 
bereits die ersten Monate der Amtszeit der Radikalen so viele Probleme 
aufwerfen? Hervorstechende Merkmale dieser Regierung sind ihr Verbal­
radikalismus, ihre unermüdlichen Angriffe auf verschiedene Gruppen der 
Gesellschaft, die Ankündigung alles entscheidender Veränderungen bei 
gleichzeitiger Untätigkeit im wirtschaftlichen und sozialen Bereich. Letz­
tere erklärte sich aus der Tatsache, dass die PiS lange keine parlamentari­
sche Mehrheit besaß. Seit dem 5. Mai 2006 hat sich dies geändert. Nicht 
vorhersehbar ist auch, welche Lösung die Spannung finden wird zwischen 
-  auf der einen Seite -  der trotz aller Misslichkeiten wachsenden Zufrie­
denheit der Polen mit ihrem individuellen Schicksal, ihrem Land und 
seiner Integration in die EU, und -  auf der anderen Seite -  einer 
Regierung aus Parteien, deren Legitimität und Programm in der Ableh­
nung eben jener Veränderungen wurzeln, die zu diesen positiven Ergebnis­
sen geführt haben.

Die derzeit regierenden Parteien haben die Wahl: Entweder sie finden
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sich mit der polnischen Wirklichkeit ab, oder aber sie träumen ihren Traum 
vom unbefleckten, stets rebellischen Polen weiter, das sich weder durch die 
Anwesenheit von »Kommunisten« noch durch die Vorherrschaft des We­
stens mit seinen postmodernen, relativistischen, postchristlichen Werten 
beeindrucken lässt. Viele Polen mögen diesen Traum noch eine Weile mit 
ihrer Regierung teilen -  bis sie ihre Gefolgschaft aufkündigen und wieder 
auf den ebenso beschwerlichen wie notwendigen Weg der Mäßigung und 
Modernisierung zurückkehren.

Warschau, im Juni 2006

Übersetzt aus dem Französischen von Bodo Schulze (Einführung und 
letztes Kapitel) und aus dem Polnischen von Ewa Czerwiakowski und 
Ruth U. Henning (Mittelteil)
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Woj riech Orlinski 
EX ORIENTE HORROR 

Osteuropa-Stereotypen in der Populärkultur

Im folgenden möchte ich mich mit einigen verbreiteten Stereotypen über 
Osteuropa beschäftigen, wie sie die populäre Kultur hervorgebracht hat. 
Zwar gerät man hier sofort in die missliche Lage, dass es weder eine 
eindeutige und allgemein akzeptierte Definition von »populärer Kultur« 
noch eine von »Osteuropa« gibt. Dennoch meine ich, dass der Gegenstand 
interessant genug ist, um sich auf dieses Terrain unbestimmter Begriffe und 
unklarer Definitionen vorzuwagen.

Nirgends in Europa findet man heute eine europäische populäre Kultur. 
Es gibt nur eine französische, polnische, deutsche oder ungarische -  und 
natürlich die globale populäre Kultur. Zwischen dem Globalen und dem 
Lokalen gibt es kein Mittleres, das als spezifisch europäisch zu bezeichnen 
wäre. Hier und da werden Versuche unternommen, diese Lücke zu füllen, 
etwa wenn die European Broadcasters Union sich bemüht, eine Art »Eu­
rositcom« auf die Beine zu stellen, mit bislang allerdings geringem Erfolg.

Die Amerikaner haben eine populäre Kultur, die sie als Amerikaner eint. 
In Europa dagegen gibt es bei den Polen Klischees über die Deutschen, bei 
den Deutschen solche über die Franzosen, bei den Franzosen über die 
Briten und bei diesen über die Spanier und so fort; und dann gibt es 
natürlich noch zahlreiche weltweit verbreitete Stereotypen. Was das für die 
kulturelle Identität Europas heißt, ist bislang kaum untersucht worden.

Ich kann hier nicht näher auf die zahlreichen Theorien zur populären 
bzw. Massenkultur eingehen. Meine Auffassung von populärer Kultur 
gleicht vermutlich am ehesten derjenigen, die eine unter dem Namen 
»Tabloid-Collective« bekannt gewordene Gruppe amerikanischer Wissen­
schaftler in einem Manifest zum Ausdruck gebracht hat. Sie erklären darin, 
dass in ihren Augen »Massenkultur alles andere als nur ein Hort falschen 
Bewusstseins ist, vielmehr ist sie ebenso sehr ein Quell kollektiver Energie, 
welche zur Überwindung eben jenes falschen Bewusstseins beitragen 
könnte«.2 Auch ich versuche hier, der falschen Alternative zu entgehen
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zwischen einem kulturpessimistischen Fatalismus, der die populäre Kultur 
manipulationstheoretisch begreift, und jener allzu optimistischen Ansicht, 
nach der die populäre Kultur nichts weiter bezwecke als Spaß und Unter­
haltung für die Massen. Die populäre Kultur kann beides sein: das Problem 
und die Lösung, denn nichts ist dem Dilemma, das aus den Klischees der 
Massenkultur erwächst, eher gewachsen als eine sich selbst reflektierende, 
selbstironische Massenkultur.

Die Erfindung Osteuropas und Mitteleuropas

Nachdem Karl XII., König von Schweden, im frühen 18. Jahrhundert die 
Herrschaft über Polen errungen hatte, wendete er sich seinem letzten 
großen Gegner zu, Peter dem Großen. Er wollte ihn mit einem direkten 
Angriff auf Moskau besiegen. Doch verirrte er sich mit seiner riesigen 
Armee in dem unerforschten Gebiet zwischen Polen und Russland -  der 
Ukraine -  und wurde schließlich bei Poltawa von Peter geschlagen.

Diese Niederlage ging nicht zuletzt auf einen Mangel an Wissen über die 
Geographie der östlichen Mitte Europas zurück. Karl XII. schien über­
rascht, dass zwischen Polen und Russland noch etwas Anderes existiert -  
zumindest legt das sein berühmter Biograph, Voltaire, nahe. In seinem 
Buch über die Erfindung Osteuropas sieht Larry Wolff in Voltaire den 
Haupturheber dieses geopolitischen Konzepts.3

Lange Zeit verlief die Hauptteilungslinie Europas zwischen Norden 
und Süden. So wie man heute in Warschau auf der Straße jede Diskussion 
mit dem universalen Argument beenden kann: »So macht man es im 
Westen« (wobei mit »es« praktisch alles gemeint sein kann -  vom richti­
gen Tanzstil in Nachtclubs bis zur korrekten Form des Regierens), so 
konnte man vor 400 Jahren »den Süden« ins Feld führen. Denn die Wiege 
der europäischen Kultur stand im Mittelmeerraum -  zerstört und wie­
deraufgebaut von den Barbaren aus dem Norden. In Anerkennung der 
Größe des Südens strebten die nördlichen Herrscher danach, »römische 
Kaiser« zu werden oder hatten zumindest den Ehrgeiz, dass ihre Städte als 
das Rom, Venedig oder Konstantinopel des Nordens angesehen wurden. 
Diese Nord-Süd-Teilung war lange Zeit wichtiger als die Ost-West-Tei- 
lung, die das Auseinanderbrechen des Christentums nach sich zog.

Im 17. Jahrhundert begann sich diese Topologie zu ändern. Die Triumphe 
des Osmanischen Reiches ließen die Bedeutung des Südens verblassen -
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nun kamen die Barbaren aus dieser Richtung. Mit dem Sieg Russlands 
gegen die Tataren wiederum entstand eine neue europäische Supermacht 
im Osten. Man kann behaupten, dass Europa in der Epoche der Aufklä­
rung begann, sich entlang der Ost-West- statt der Nord-Süd-Achse zu 
differenzieren.

Während die französischen Philosophen Osteuropa absteckten, arbeite­
ten deutsche Kartographen an der Entdeckung eines anderen Kontinents, 
den sie Mitteleuropa nannten. Der Begriff tauchte um 1800 auf und sollte 
nach dem Wiener Kongress rasch an Bedeutung gewinnen. Inspiriert von 
der Philosophie der Aufklärung wollte Fürst Metternich in diesem Mittel­
europa einen säkularen, auf die Prinzipien der Vernunft gegründeten Staat 
schaffen, den die Habsburger als aufgeklärte und milde Herrscher regieren 
sollten (und sei es unter Einsatz von Zensur und Überwachung). So ent­
stand in der Mitte Europas ein Vielvölkerreich.

Bekanntlich konnte es den nationalistischen Revolutionen von 1848 
noch standhalten, um sich 1918 in eine ganze Reihe von Nationalstaaten 
aufzulösen. Metternichs Idee aber hat bis heute überlebt. Man braucht nur 
durch die Straßen von Krakau, Prag oder Bratislava zu gehen, um zu sehen, 
wie die Erinnerung an die Zeiten der k.u.k. Monarchie gepflegt wird. Und 
ungeachtet dessen, dass die Polen, Tschechen oder Kroaten einst von der 
Herrschaft der Habsburger befreit wurden, gewinnt ihre Nostalgie für sie 
immer wieder Oberhand.

In seinem einflussreichen Essay »Mitteleuropa: Anekdote und Ge­
schichte«4 wiederholte der tschechische Kritiker Josef Kroutvor die ver­
breitete Anklage, dass es nicht die »unterdrückten« slawischen Minderhei­
ten waren, die Metternichs Reich im Stich ließen -  in Wahrheit sei es von 
Österreich selbst verraten worden, das nicht in der Lage gewesen sei, sich 
selbst zu verstehen. Dieser Essay wurde 1981 geschrieben, als in Europa 
alles entweder dem Westen oder dem Osten zugeordnet war -  dazwi­
schen gab es nur die Mauer und den Todesstreifen. Wer auf der östlichen 
Seite dieser bestbewachten Grenze in Europa lebte, hatte gute Gründe, für 
Metternichs Mitteleuropa zu schwärmen.

Nach dem Fall des Eisernen Vorhangs 1989 erlebte das Konzept eine 
Metamorphose und diente fortan der Bezeichnung der neuen EU-Mit- 
gliedsstaaten. Ob damit nur die mittlerweile Beigetretenen gemeint sind, 
oder auch Kandidaten bzw. Bewerber wie Rumänien oder die Ukraine, 
bleibt allerdings offen.
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Die Opposition »Ost« vs. »Mitte« lässt sich nicht auf Geographie redu­
zieren, nicht einmal auf Geopolitik. Wie wir gesehen haben, wurde der 
Begriff »Osteuropa« im Zuge der Aufklärung geprägt und unterstellte der 
mit ihm umschriebenen Region einen irrationalen Charakter. Der Begriff 
»Mitteleuropa« hingegen sollte die Domäne einer vernunftgeleiteten He- 
gemonialmacht bezeichnen.

Schreckt man vor Trivialpsychologie nicht zurück, so könnte man die 
mitteleuropäische Seele als zerrissen zwischen östlichem Es und westli­
chem Uberich beschreiben. Unser Uberich mahnt uns, die Gesetze zu 
befolgen, die Straßen sauber zu halten und wichtige Entscheidungen nach 
rationalen Kriterien zu treffen. Unser Es hingegen flüstert uns ein, dass 
alles, was man zum Glück braucht, ein Fläschchen Wodka und ein Glas 
saure Gurken sei und man ganz gut ohne das westliche Getue um Gesetz 
und Vernunft auskomme. Dieses Dilemma ist der Grund für unsere spezi­
fisch mitteleuropäische Neurose.

Die Identitätskrise der neuen EU-Mitglieder hat auch direkte politische 
Folgen. Wir waren Metternichs Vision eines säkularen und auf Vernunft 
gegründeten Gemeinwesens verschiedener Nationalitäten niemals so nahe 
wie heute. Und doch können wir uns nicht recht mit der EU anfreunden 
(paradoxerweise übrigens am wenigsten Österreich). 1989 gingen wir in 
Osteuropa zu Bett und wachten in Mitteleuropa auf -  geopolitisch ein 
weiter Weg, auch wenn wir uns nicht von der Stelle gerührt haben. Man 
sollte sich nicht darüber wundern, dass solche gleichermaßen lange wie 
überstürzte Reisen eine Art geopolitisches Jetlag auslösen und ein allge­
meines Gefühl der Desorientierung.

Die vorliegenden Überlegungen konzentrieren sich auf ein Mittel-/Ost- 
europa, das die neuen, ehemals kommunistischen Mitgliedsländer der EU 
und deren beitrittswillige Nachbarn umfasst, mit Ausflügen in das uner­
schlossene Territorium, auf dem Karl XII. seine mutigen Schlachten schlug 
und unterging. Wir werden aber auch erfundene Länder bereisen, die 
kulturelle Stereotypen in Reinform verkörpern.

Anzumerken bleibt, dass die Stereotypen hier deskriptiv dargestellt 
werden, ohne darauf einzugehen, ob sie nun Ausdruck eines Vorurteils 
sind oder nicht. Denn viele Klischees der Populärkultur sind so etwas wie 
eine »self-fulfilling prophecy«. Irgendwann wird es irrelevant, ob ein be­
stimmtes Klischee irgendeine Verankerung in der Realität besitzt oder ein 
bloßes Phantasieprodukt ist. Was würde geschehen, wenn etwa eine popu­
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läre Fernsehshow rund um die Welt das Klischee verbreitete, alle Schwei­
zer trügen gelbe Hosen? Früher oder später würden Schweizer Hotels oder 
Restaurants ihren Angestellten die Auflage erteilen, gelbe Hosen zu tragen, 
um aus der Beliebtheit der Sendung Kapital zu schlagen. Und am Ende 
würden ausländische Besucher der Schweiz Fotos von Ureinwohnern in 
ihrer traditionellen gelben Beinkleidung mit nach Haus bringen.

Wer meint, dieses Beispiel sei zu weit hergeholt, der denke nur an das 
Tourismusgeschäft, das im heutigen Rumänien von der Popularität der 
Vampirgeschichten um Graf Dracula profitiert. Obgleich der Bram Sto­
kers Phantasie entsprungene vampiristische Graf in Wirklichkeit nichts mit 
Vlad Dracula, dem geschichtlich verbürgten mittelalterlichen Herrscher 
Transsylvaniens, zu tun hat (an keiner Stelle wird er in der Erzählung 
»Vlad« genannt, und auch seine berüchtigten Grausamkeiten, darunter das 
Pfählen als bevorzugte Hinrichtungsmethode, werden nicht erwähnt), 
stößt man rund um Kronstadt bei jedem Schritt auf Draculas Spuren.

Aus Stokers Notizen und frühen Manuskripten wissen wir, dass er 
eigentlich die Steiermark zur Geburtsstätte des blutdürstigen Grafen aus­
ersehen hatte, der anfangs einfach »Graf Vampir« heißen sollte. Durch 
Zufall stieß Stoker auf eine Notiz zum »Woiwoden Dracula«, mit der 
Erläuterung, dass Dracula in der Sprache der Ortsansässigen »Teufel« 
bedeute. So erhielt Graf Vampir einen neuen Namen und wurde samt Sarg 
tausend Kilometer weiter nach Osten verfrachtet. Hätte Stoker irgendei­
nen anderen Ort der Handlung ausgesucht, so würde der Dracula-Touris- 
mus heute eben dort boomen -  und vielleicht wären sogar etliche Touri­
sten aus der Schweiz in gelben Hosen unter den zufriedenen Besuchern.

Angst vor dem Osten

Beim Betreten einer Wiener Bank fiel mein Blick unlängst auf einen Hin­
weis in mehreren osteuropäischen Sprachen, versehen mit den Fahnen der 
entsprechenden Länder, darunter, gewissermaßen als netter Willkom­
mensgruß, die meines eigenen Landes. Daneben ein Satz in polnischer 
Sprache, der besagte: »Unser Sicherheitstresor wird automatisch kontrol­
liert und überwacht. Unsere Angestellten können ihn nicht von sich aus 
öffnen«. Da es in dieser Bank ansonsten keinerlei Hinweise auf Polnisch, 
Tschechisch oder Russisch gab, war dies ein ziemlich eindeutiger Hinweis
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darauf, mit welcher Art von Besuchern aus unseren Ländern die Bank 
rechnet.

Schon im 18. Jahrhundert malte man sich im Westen die Bewohner 
Osteuropas als ungehobelte Kerle, wilde Tiere oder übernatürliche Unge­
heuer aus. Eines der bekanntesten Abenteuer, von denen der Baron von 
Münchhausen aus Russland berichtet, erzählt, wie sein Pferd vom Hinter­
teil her bei lebendigem Leibe von einem Wolf verschlungen wird (der dann 
den Schlitten des Barons weiterzieht).

Die Angst vor dem Grauen, das aus dem Osten kommt, kennzeichnet 
auch einige osteuropäische Popkultur-Produktionen. So unterstreicht 
etwa Victor Bocan, der Chefdesigner des Computerspiels Operation 
Flashpoint, in dem es um einen russischen Überfall auf ein kleines fiktives 
Land geht, in einem Interview, dass ihn Zombies, Ghuls oder Riesen 
weniger interessieren als russische Offiziere, die »wirklich üble Kerle« sein 
können5 Die Entwickler eines anderen, in Polen angesiedelten Computer­
spiels, Gorky 17, gehen noch weiter. Dieses von der polnischen Software­
schmiede Metropolis entwickelte Spiel wurde unter dem bezeichnenden 
Namen Odium auf den US-Markt gebracht. Die Geschichte spielt im Jahr 
2009, kurz nach der Aufnahme Polens in NATO und EU (beides schien 
zum Zeitpunkt der Entwicklung des Spiels in den späten 90er Jahren einer 
noch fernen Zukunft anzugehören; auf den Markt gebracht wurde das 
Spiel allerdings im Jahr des Beitritts Polens zur NATO). Spezialeinheiten 
der NATO-Truppen sollen eine geheime russische Militäranlage nahe 
einer polnischen Kleinstadt namens Lubin auskundschaften, die den Ko­
denamen »Gorky 17« trägt, und entdecken dabei, dass die Experimente der 
Russen auf dem Gebiet der Genetik und Bewusstseinskontrolle einen Zoo 
von Monstren hervorgebracht haben, einschließlich etlicher Zombies und 
Riesen, die in Operation Flashpoint leider fehlen.

Gorky 17 war auf dem internationalen Markt so erfolgreich, dass zwei 
weitere Folgen entwickelt wurden (eigentlich Vorläufer, denn durch die 
vorzeitige Aufnahme Polens in die Nato waren die Autoren gezwungen, 
Lücken in der Logik ihrer Geschichte zu stopfen). Es ist interessant zu 
sehen, dass die polnischen oder tschechischen Spieledesigner, wenn sie den 
globalen Markt anpeilen, derartige Klischees bewusst und ohne jeden 
Skrupel einsetzen.

Eines der witzigsten Beispiele für das Spiel mit den Ängsten vor dem 
Osten bietet ein fiktiver Reiseführer mit dem Titel »Molwanien -  Land
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des schadhaften Lächelns«6, den drei Australier geschrieben haben, die als 
Produzenten von Fernsehkomödien unter dem Namen Working Dog 
Group bekannt geworden sind. Das Buch ist wie ein veritabler Reiseführer 
aufgemacht, mit Informationen über Geschichte und Kultur des Landes, 
Landkarten, Fotos und nützlichen Hinweisen zu Essen und Unterkunft.

Die Reise durch Molwanien erweist sich indessen als regelrechter Hor­
rortrip. Das Muster ist immer das gleiche: Zuerst wird eine Touristenat­
traktion beschrieben, und dann machen die Autoren mit ein paar abschlie­
ßenden Sätzen daraus einen grausamen Scherz. So schildern sie etwa die 
Schönheit der Vzingta-Schlucht und erwähnen in diesem Zusammenhang 
eine »spektakuläre Drahtseilbahn«, die »leider nicht mehr in Betrieb« sei, 
man könne aber eine Gedenktafel besichtigen, »die den letzten 23 Passagie­
ren gewidmet ist«.

Dieses Muster wird in dem Buch dermaßen oft wiederholt, dass nur der 
immense Einfallsreichtum der Verfasser den Leser davor bewahrt, sich 
schon nach wenigen Seiten zu langweilen: »In der Regel ist das Essen in 
molwanischen Gaststätten recht billig (...); allerdings sollten Sie die Spei­
sekarte sorgfältig auf Extras untersuchen wie z.B. einen zehnprozentigen 
Servicezuschlag (20 %, wenn Sie Besteck wollen) (...). In einigen größeren 
Städten müssen Sie außerdem damit rechnen, einen Zuschlag für einen 
Kellner mit Schnurrbart zu zahlen.« Oder: »Abgesehen davon, dass Gyro- 
rik eine der ältesten Städte Molwaniens ist, ist es auch die am gründlichsten 
multikulturelle des Landes, da hier Menschen aus Polen, der Slowakei, 
Ungarn, Estland und der Ukraine in der Zentralen Justizvollzugsanstalt 
einsitzen (Besichtigung montags bis freitags (...). Gyroriks berühmter 
Kernreaktor ist einer der ältesten in Europa; einige Risse stammen noch aus 
den 1960ern.«

Die Komik beruht natürlich auch darauf, dass die osteuropäischen Horror­
geschichten nur einen Teil der Doppelbödigkeit ausmachen. Denn parodiert 
werden hier auch touristische Ratgeber, die sich auf Abenteuerreisen 
spezialisieren, wie sie auch Fernsehserien wie Lonely Planet oder Let’s Go 
zugrunde liegen. Am besten wird diese Haltung von einem der apokry­
phen Mitautoren des Buches verkörpert, der den Namen Philippe Miseree 
trägt und das Werk Eine unnötig mühselige Reise verfasst hat. Dessen 
lapidare Kommentare tragen sehr zum Witz des Buches bei, etwa: »Im 
Zimmer eines schäbigen Hotels in Lutenblag (Hauptstadt Molwaniens, 
Anm. d. Red.) entdeckte ich einmal beim Erwachen, dass Diebe mir die
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Brieftasche, die Kamera und eine Niere gestohlen hatten -  es war eine 
Reise, die ich nie vergessen werde.«

Auf der Rückseite des Reiseführers wird für weitere Ratgeber in der 
Reihe der Jetlag Travel Guides. Wohin Sie nie reisen wollen geworben, 
darunter zum Beispiel einer für Takki Tikki, eine Insel Französisch-Poly­
nesiens, »beliebtes Reiseziel von Sonnenanbetern und Atomwissenschaft­
lern«. Erst vor kurzem haben die Autoren mit Phaic Tan einen Nachfol­
geband herausgebracht, der auf einem anderen komischen Effekt aufbaut, 
nämlich auf dem Gegensatz zwischen der Überfülle an Informationen über 
buddhistische Tempel und ähnliche Sightseeing-Attraktionen, die sich in 
Reiseführern über Südostasien zuhauf finden, und jener Art von Dienstlei­
stungen, die nicht wenige Touristen aus dem Westen in den dortigen 
Ländern in Anspruch nehmen.

Aus welchem Grund haben die Verfasser von Molwanien das Land in 
Osteuropa situiert? Tom Gleisner, einer der drei Autoren, beantwortet 
diese Frage so: »Die Anfänge Molwaniens gehen auf eine Reise zurück, die 
wir drei vor mehr als zehn Jahren nach Portugal unternahmen. Vielleicht 
war es ja ein Zufall, aber jedes Denkmal, jede Sehenswürdigkeit, die wir uns 
anschauen wollten, war wegen Bauarbeiten geschlossen. Irgendwann ha­
ben wir uns Informationen für fiktive Reiseführer ausgedacht wie etwa: 
Einige Baugerüste an diesem Dom gehen auf das Mittelalter zurück. Uns 
allen war es nicht gleich klar, aber das war der Beginn unserer Begeisterung 
für Reiseführer. Als wir schließlich das Buch zu schreiben anfingen, be­
schlossen wir, unser fiktives Reiseziel in Osteuropa anzusiedeln, weil wir 
uns sagten, dass ohnehin kein Leser den genauen Verlauf der Ländergren­
zen in dieser Gegend der Welt kennen würde.«7

Paradoxerweise kam die Anregung zu dem Molwanien-Führer also von 
Portugal, einem Land im äußersten Westen Europas. Tatsächlich wird der 
erfahrene Reisende erkennen können, dass die meisten Fotos des Buches 
auf der iberischen Halbinsel bzw. in Süditalien aufgenommen wurden. 
Gleisners Bemerkung über die geographische Vagheit Osteuropas erinnert 
an das erwähnte Schicksal Karls XII., dessen Armee sich in jenem karto­
graphisch unerschlossenen Gebiet verlor.
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Als Voltaire die Biographien von Karl XII. und Peter dem Großen nieder­
schrieb, war sein Antrieb keineswegs ein bloß wissenschaftliches Interesse 
an der Geschichte, zumindest nicht vorrangig. Voltaire war vor allem 
Philosoph. Er hatte Osteuropa nicht als eigenständige Größe im Blick, 
sondern als einen Gegenstand, an dem er seine eigenen politischen Vorstel­
lungen von aufgeklärtem Absolutismus darstellen konnte, sah er doch in 
Peter und Katharina vollkommene Verkörperungen des »roi-philosophe«.

In diesem Zusammenhang galt seine Polemik vor allem Jean-Jacques 
Rousseau, der ebenfalls ein starkes Interesse an Osteuropa bekundete. 
Anders als Voltaire verachtete Rousseau den Absolutismus und sprach sich 
stattdessen für die republikanische Regierungsform aus. Das Scheitern der 
polnischen Adelsrepublik unter dem Druck des absolutistischen Russland 
entzweite die beiden Philosophen. Allerdings bleibt anzumerken, dass 
Rousseau, als er mit seinen Considerations sur le Gouvernement de Pologne 
eine Huldigung der polnischen Republik schrieb, Polen überhaupt nicht 
kannte, so wenig wie Voltaire, ungeachtet seiner Lobpreisungen des russi­
schen Absolutismus, je in Russland war. Für beide waren diese Länder 
weniger geographische Größen auf der Landkarte als vielmehr Metaphern 
für Demokratie einerseits und Absolutismus andererseits. Indem sie über 
Osteuropa schrieben, meinten sie in Wirklichkeit Frankreich.

Voltaire und Rousseau spielten beide eine wichtige Rolle bei der Her­
ausbildung des westlichen Selbstverständnisses als einer Zivilisation der 
Vernunft. Und damit hatten sie auch einen beträchtlichen Anteil daran, 
dass die Spaltung in »Ost« und »West« von dem Gegensatz »irrational -  
rational« überlagert wurde. Als sich dann im Westen die Massenkultur 
ausbreitete, war diese Kluft schon so etwas wie eine feststehende Tatsache.

Wenn der Westen über den Osten spricht, redet er letztlich indirekt und 
in verhüllender Form von sich selbst, denn die auf Osteuropa gemünzten 
Klischees sind größtenteils Projektionen westlicher Utopien, Träume oder 
Albträume. In diesem Kontext bedeutet »Polen« dann soviel wie »demo­
kratisches Frankreich« und Russland kann für das »aufgeklärte absolutisti­
sche Frankreich« stehen.

Ein weiteres Beispiel ist das schon erwähnte Transsylvanien von Bram 
Stoker. In dessen Erzählung reist der junge Anwalt Jonathan Harker gen 
Osten, in der Hoffnung, ein lukratives Grundstücksgeschäft mit dem
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geheimnisvollen Grafen Dracula abschließen zu können. Am Ende befin­
det er sich in Gefangenschaft, dem Verführungszauber weiblicher Vampire 
ausgeliefert. Mutig widersteht er ihren Verlockungen und entkommt, Graf 
Dracula aber gelangt auf einem Schiff nach England, dessen Passagiere und 
Mannschaft bei der Ankunft tot sind (ausgenommen ein untoter Passagier 
in einem Sarg voll Erde aus Transsylvanien). Es folgen eine Menge Grusel­
geschichten auf englischem Boden, doch schließlich nimmt alles ein gutes 
Ende, als es nämlich Jonathan unter der Leitung des furchtlosen Professors 
Van Heising gelingt, Dracula zurück in sein Schloss im Osten zu jagen und 
ihn dort ein für alle Mal zu erledigen.

Die über das ganze Buch verteilten sexuellen Anspielungen machen 
überdeutlich, dass es dabei nicht um Osteuropa geht, sondern um die 
unbewussten Ängste und Träume der viktorianischen Gesellschaft, um 
den Westen und die Leichen, die er selbst im Keller hat. Noch deutlicher 
wird dies in der Filmversion des Buches, welche Friedrich Wilhelm 
Murnau im Jahre 1922 unter dem Titel »Nosferatu« auf die Leinwand 
brachte; in dem Film kommt Graf Nosferatu am Ende nach Bremen.

Siegfried Kracauer hat zeigen können, dass die deutschen Horrorfilme 
aus der Zeit des Expressionismus die Ängste der deutschen Mittelschichten 
während der Weimarer Republik zur Darstellung brachten,8 Ängste, die 
schließlich dazu führten, dass sie blindes Vertrauen in Adolf Hitler setzten, 
der als eine Art Van Heising erschien, welcher die Ungeheuer aus dem 
Osten wieder dorthin zurückzutreiben und schließlich in ihrer eigenen 
Behausung zu töten versprach. In der Tat ist die weitgehende Parallele 
zwischen der Bildsprache, die Murnau in seinem Film einsetzt, um Grauen 
hervorzurufen, und der Sprache der Nazi-Propaganda nicht zu übersehen 
(man denke zum Beispiel an die Ratten in den Straßen der idyllischen 
deutschen Stadt).

Stokers Dracula und Murnaus Nosferatu zeigen das Klischee des Grau­
ens aus dem Osten in Reinkultur. Beschreiben lässt es sich etwa folgender­
maßen: Der Held, ein junger und naiver Mann aus dem Westen, lädt eine 
Person aus dem Osten zu sich ein oder nimmt seinerseits eine Einladung 
an und reist dorthin (oder beides). Etwas Schreckliches geschieht, und den 
jungen Mann ereilt ein furchtbares Missgeschick, das auch andere (westli­
che) Protagonisten bedroht. Zum Glück kann der junge Mann unter 
Anleitung eines erfahrenen und umsichtigen Vertreters der westlichen 
Zivilisation alles wiedergutmachen, was er an Schaden angerichtet hat.
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Zur Zeit des Kalten Krieges wurde dieses Schema in der James-Bond-Serie 
der Spionagefilme wiederholt durchgespielt, in denen Agent 007 die Rolle 
des erfahrenen Abgesandten aus dem zivilisierten Westen spielte und die 
westlichen Demokratien den Part des »jungen Naiven« zu übernehmen 
hatten, der törichterweise Flüchtlingen aus dem Osten -  etwa Max Zorin 
oder Auric Goldfinger -  die Einreise gestattet und ihnen sogar das Ge­
schäftemachen erlaubt, wo doch jedem sofort klar ist, dass diese Geschäfte 
nichts anderes als ein Deckmantel für Aktivitäten des sowjetischen Ge­
heimdienstes oder einer irgendwie antiwestlichen, terroristischen Organi­
sation (SPECTRE) sind.

Der naive Westler muss nicht zwangsläufig ein junger Bursche sein. In 
dem James-Bond-Film Golden Eye etwa spielt diese Rolle ein älterer 
Admiral der Royal Navy, der es auf die schöne russische Spionin Xenia 
Onatopp abgesehen hat. Zum sichtbaren Vergnügen seiner Mörderin wird 
der Admiral denn auch während des Liebesakts ins Jenseits befördert 
(gewiss wäre auch der arme Jonathan so geendet, wäre er in Draculas 
Schloss dem verführerischen Zauber der weiblichen Vampire erlegen).

Irgendwann tritt zum Schluss immer ein Van Heising als Sieger auf den 
Plan: Wieder einmal ist die westliche Zivilisation gerettet! Letztlich be­
diente sich sogar ein Voltaire dieses Klischees, wenn er etwa die Hoffnung 
hegte, dass die Herrscher des barbarischen Russlands dank ihrer deutschen 
Wurzeln sozusagen die Rolle eines Van Heising übernehmen und das Land 
von allen Übeln würden befreien können.

Macht man sich dieses Muster klar, dann ist leicht einzusehen, warum 
die Autoren des Reiseführers über Molwanien diese Gegend als Schauplatz 
ihres Buches gewählt haben. Immer noch scheint Osteuropa jene Touristen 
aus dem Westen am besten zu bedienen, die stets auf der Suche nach dem 
ultimativen Kick sind, der auch mal tödlich enden kann. In Wirklichkeit 
könnte derlei natürlich ebenso gut in Italien passieren, das wäre aber kein 
solcher Spaß, weil dann nicht jene Klischees mobilisiert würden, die wir 
alle im Kopf haben.

Wenn ich »wir« sage, dann meine ich auch uns, die wir in Osteuropa 
leben. Auch wir begreifen den Witz und lachen über ihn, weil wir jederzeit 
annehmen, es gehe dabei, wie Majakowski sagen würde, »nicht um uns, 
sondern um unsere Nachbarn«. Polen würden sich einreden, »Molwanien« 
sei das derzeitige Weißrussland, Tschechen würden es vielleicht in der 
Slowakei ansiedeln und die Ungarn würden vermutlich sagen, es ähnele
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doch sehr Rumänien. Wir alle kennen die »Angst vor dem Osten«, ist sie 
doch tief in unserer eigenen populären Kultur verankert. Die Urgründe 
dieser Angst lassen sich bis in die frühen Zeiten regelmäßig wiederkehren­
der Invasionen von Barbaren aus dem Osten zurückverfolgen.

So fiktiv sie sein mögen, haben die populären Osteuropa-Stereotypen 
doch nicht zu übersehende reale politische Auswirkungen auf den derzei­
tigen Zustand der Europäischen Union. Denn was war die Erweiterung der 
Unionsgrenzen anderes als das Resultat einer Einladung, die der naive 
Westen gegenüber dem Osten ausgesprochen hat? Wirtschaftswissen­
schaftler und Politiker sagen uns, dass die Erweiterung eine vernünftige 
Sache ist, aber die unbewusste Angst all jener, die mit Spionagefilmen und 
Vampirgeschichten groß geworden sind, verlangt ihren Tribut.

Um die Londoner Times zu zitieren: »Von den Franzosen auf dem 
Brüsseler Gipfel war gestern ein Seufzer der Erleichterung zu hören, als 
absehbar war, dass Präsident Chirac seine Schlacht gegen das Monster 
gewonnen hatte, das sein Land bislang terrorisiert hatte. Das Monster trägt 
den Namen Bolkestein-Richtlinie (...) Der Holländer Frits Bolkestein, ein 
Mitglied der aus dem Amt geschiedenen Kommission, hatte nichts weiter 
als die Idee, eine 45-Jahre-alte Verpflichtung in die Tat umzusetzen, der- 
zufolge die europäischen Grenzen für das Dienstleistungsgewerbe, das 
mittlerweile 70 Prozent der europäischen Wirtschaftskraft ausmacht, zu 
öffnen sind. (...) Linken Opponenten der Richtlinie war es gelungen, sie 
als einen Vorboten der Hölle des Sozialdumping zu verteufeln. Nach 
Ansicht der breiten Bevölkerung hätte dies eine Invasion billiger Klempner 
aus Polen, unter Tarif arbeitender Elektriker aus Litauen und Chirurgen 
aus Slowenien zur Folge gehabt, die französische Fachkräfte aus ihren Jobs 
vertrieben hätten.«

Wer jemals versucht hat, in Warschau einen zuverlässigen Klempner 
ausfindig zu machen, kann über die Vorstellung einer Horde polnischer 
Installateure auf Invasionstrip nach Frankreich nur müde lächeln. Zumal 
wenn man bedenkt, dass sie alle einigermaßen fließend französisch spre­
chen müssten, um dort zurechtzukommen -  wo es schon schwer genug 
ist, einen zu finden, der korrekt Polnisch spricht. Die Angst der Franzosen 
vor den polnischen Klempnern ist nicht rationaler als die Angst vor Nos- 
feratu oder den Bösewichtern in James-Bond-Filmen. Natürlich sind es 
nicht nur die Franzosen, die von Albträumen heimgesucht werden, in 
denen sie von Monstern aus dem Osten überrannt werden. Und da wir uns
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heute der Hoffnung entschlagen müssen, von einem Professor Van Heising 
oder einem James Bond errettet zu werden, tun wir wenigstens dies: Wir 
weisen die Monster in ihrer Muttersprache darauf hin, dass der Sicher­
heitstresor in unserer Bank automatisch kontrolliert und überwacht 
wird...

Fassen wir zusammen. Im Zeitalter der Aufklärung übernahm an Stelle 
der Heiden und Barbaren »der Osten« die einschlägige Rolle des »Ande­
ren« in der europäischen Kultur. Dass diese europäische Kultur und ihre 
Rationalität selbst zutiefst ambivalent sind und die Schrecken der Moderne 
schon von Beginn an in sich bargen, darauf haben Philosophen wie Ador­
no, Foucault und Zygmunt Bauman hingewiesen. Die Totalitarismen des 
20. Jahrhunderts sind nicht weniger ein Produkt des Zeitalters der Ver­
nunft als das Prinzip der Menschenrechte.

Die hier beschriebenen Stereotypen haben in diesem Zusammenhang 
eine entlastende Funktion. Sie projizieren nach außen, was uns in Wahrheit 
von innen bedrängt. Im Kalten Krieg gewann dieser Mechanismus noch an 
Bedeutung. Im Schatten des Eisernen Vorhangs erlangte der Westen eine 
zuvor nicht gekannte kulturelle Einheit, indem er sein Selbstverständnis 
auf den Gegensatz zum Osten gründete, auf die Verteidigung der Men­
schenrechte gegen die totalitäre Bedrohung.

Die in den Osteuropa-Stereotypen implizierte Überzeugung, dass »so 
etwas hier nicht passieren könnte«, da dem Westen auf ewig Freiheit und 
Wohlstand beschieden seien, ist gefährlich, weil sie uns blind macht für die 
Vorzeichen kommenden Unheils und hilflos, wenn »so etwas« dann doch 
passiert. Die andere Seite des Klischees wurde mittlerweile erfreulicherwei­
se falsifiziert: In Osteuropa hat sich seit 1989 gezeigt, dass diese Region 
keineswegs unter dem metaphysischen Fluch steht, auf ewig in einem 
Zirkel von Diktatur und Revolution gefangen zu sein -  ein Umstand 
allerdings, der in der globalen Popkultur so gut wie unbemerkt blieb.

Kleine Reise durch ein imaginäres Osteuropa

Es ist erstaunlich, wie viele imaginäre Staaten sich auf dem Territorium 
Mittel- bzw. Osteuropas drängen. Dabei ist die folgende Typologie keines­
wegs erschöpfend, vielmehr beschränke ich mich hier auf die bekanntesten 
Beispiele vor allem aus der Populärkultur. Wer mehr dieser Länder kennen­
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lernen möchte, ziehe Vesna Goldsworthys Buch Inventing Ruritania9 zu 
Rate.

Rumänien (Ruritania). Erfunden von: Anthony Hope 1894 für den Aben­
teuerroman The Prisoner ofZenda, danach von zahlreichen Autoren über­
nommen. Politisches System: Monarchie. Lokalisierung: Wir wissen, dass 
die Hauptstadt Strelsau an einer Eisenbahnstrecke liegt, die Dresden mit 
Prag verbindet; folglich sollte das Land irgendwo zwischen Sachsen und 
Böhmen liegen. Erzählerische Intention: Ein britischer Abenteurer nimmt 
eine Einladung nach Ruritanien an und erlebt dort mehr Abenteuer, als er 
sich je erträumt hätte.

Pontevedro. Erfunden von: Victor Leon und Leo Stein 1905 für die Ope­
rette Die lustige Witwe. Politisches System: der sprichwörtliche Operetten­
staat -  eine bizarre Monarchie, deren Ambitionen so groß sind wie ihre 
Bedeutung klein. Lokalisierung: in Montenegro (so steht es im Libretto). 
Erzählerische Intention: Die Handlung übernimmt einige Elemente aus 
einem früheren Stück über eine französische Botschaft im kleinen Fürsten­
tum Birkenfeld. Nach der Entstehung des Deutschen Reiches musste man 
weiter östlich nach einem geeigneten Operettenstaat suchen.

Herzoslowakien (Herzoslovakia). Erfunden von: Agatha Christie 1925 für 
ihren Roman The Secret ofChimneys (deutsch: Die Memoiren des Grafen}. 
Politisches System: eine instabile Republik, die schwankt zwischen der 
Entwicklung in eine quasi-faschistische Diktatur oder in eine aufgeklärte 
Monarchie, die sich mit Großbritannien verbündet. Lokalisierung: »Einen 
Katzensprung entfernt von Serbien, Richtung Bukarest« -  vielleicht die 
Woiwodina? Erzählerische Intention: Das typisch Christiesche »Who- 
dunnit?« erhält einen zusätzlichen Reiz durch die Tatsache, dass das Opfer 
des Mörders ein herzoslowakischer Fürst ist und durch die Aufklärung des 
Mordes schwerwiegende politische Folgen drohen.

Syldawien und Bordurien (Syldavie, Bordurie). Erfunden von: Herge 
(Georges Remi), Schöpfer der Comic Strip-Serie Tintin. Die beiden Länder 
figurieren zuerst in der Episode König Ottokars Zepter (1938) und tauchen 
dann wieder in Reiseziel Mond (1950) und Der Fall Bienlein (1954) auf. 
Politisches System: 1939 ist Syldawien eine Monarchie mit Bordurien als
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mächtigem faschistischen Nachbarn; in den 1950er Jahren ist Syldawien 
eine typisch westliche Demokratie mit Bordurien als kommunistischem 
Nachbarn. Lokalisierung: In Bordurien wird eine Sprache gesprochen, die 
dem Ungarischen ähnelt; es dürfte also an Ungarn grenzen. Syldawien 
muss sein westlicher Nachbar sein. Wahrscheinlich liegen beide Staaten 
daher irgendwo zwischen Ungarn, Österreich, Slowenien und Kroatien. 
Erzählerische Intention: Wie in allen Tintin-Geschichten soll die Hand­
lung zweierlei leisten: Sie soll Abenteuer und Unterhaltung für junge Leser 
bieten und ihnen vermitteln, dass die Welt voller interessanter Orte ist. 
Beides gelingt hier vollkommen.

Orsinien (Orsinia). Erfunden von: Ursula Le Guin von den 1950er bis in 
die 1990er Jahren für eine Serie von Kurzgeschichten, die als Orsinian Tales 
erschienen sowie für den Roman Malafrena. Politisches System: Im Mittel­
alter eines der letzten heidnischen Königreiche Europas wurde Orsinien im 
19. Jahrhundert der Österreichisch-Ungarischen Monarchie einverleibt. 
Nach 1945 geriet es in den Sowjetblock und machte nach 1989 einen 
Demokratisierungsprozess durch. Lokalisierung: Die Landessprache ist 
slawisch, mit einigen ungarischen Einsprengseln. Das Land ist größtenteils 
bergig. Es sieht der Slowakei zum Verwechseln ähnlich, könnte aber auch 
in Transsylvanien liegen. Erzählerische Intention: Ursula Le Guin’s 
Science Fiction ist bekannt für ihre anarchistischen Untertöne. Ihr 
Lieblingsthema scheint das gegen eine repressive Gesellschaft aufbegeh­
rende Individuum zu sein; die Stimmung ist meist melancholisch. Schon 
von daher ist die Situierung in Mittelosteuropa perfekt.

Pottsylvanien (Pottsylvania). Erfunden von: Jay Ward 1959 für seine 
Rocky & Bullwinkle Cartoons. Politisches System: kommunistische Dikta­
tur unter einem Herrscher, der schlicht »Furchtloser Führer« heißt. Im 
Remake von 2000 wird Pottsylvanien als »ehemaliger Sowjetsatellit« be­
zeichnet und immer noch vom selben Diktator regiert. Lokalisierung: 
Gehört zu den (ehemaligen) Warschauer Pakt-Staaten, wahrscheinlich zu 
jenen, in welchen kyrillisch geschrieben wird (zwischen Serbien und Bul­
garien?). Erzählerische Intention: Parodie auf ein ganzes Spektrum popu­
lärer mit Osteuropa assoziierter Stereotypen -  vom lokalen Horror über 
bizarre Erotik bis zur politischen Groteske.
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Latverien (Latveria). Erfunden von: Stan Lee 1962 für di Comicserie The 
Fantastic Four (verfilmt 2005). Politisches System: Diktatur des Erzböse­
wichts Victor von Doom alias Doktor Doom; übt seine Herrschaft mittels 
nach ihm modellierten Robotern aus. Lokalisierung: Die offizielle Marvel- 
Enzyklopädie beschreibt Latverien als Binnenland mit den Nachbarn Un­
garn, Transsylvanien (als unabhängiger Staat), Symkarien (Symkaria) and 
Serbien. Im Marvel-Universum sind Symkarien und Transien fiktive Bal­
kanstaaten von minderer Bedeutung. In der Filmversion scheint Latverien 
ein Küstenstaat zu sein, der gleichwohl nach wie vor in Osteuropa liegt. In 
der Schlusssequenz sehen wir ein latverisches Schiff mit dem kyrillisch 
geschriebenen Namen »KOPF FINGER BEINE« -  jedem des Russi­
schen Mächtigen sofort verständlich, aber in den Augen der meisten ame­
rikanischen Kinogeher wohl bösartig und geheimnisvoll erscheinend. Er­
zählerische Intention: Stan Lee gehört zu den Vätern der modernen Super- 
helden-Comics (darunter Spiderman und Hulk); hier faszinierte ihn die 
Idee eines Erzbösewichts, der offen daran arbeitet, die Weltherrschaft zu 
übernehmen, aber als legitimer Führer seines eigenen kleinen europäischen 
Landes diplomatische Immunität genießt.

Vulgarien (Vulgaria). Erfunden von: Ian Fleming 1964 für das Kinderbuch 
»Chitty Chitty Bang Bang«. Politisches System: Diktatur des bösartigen 
Barons Bomburst. Lokalisierung: Nicht eindeutig in Mittelosteuropa situ­
iert. Viele Engländer verwechseln das Land mit Bulgarien. Der Britische 
Diplomat Lawrence Durreil verwendete Vulgarien für seine BBC-Komö- 
die Stiff Upper Lip über eine Britische Botschaft in Osteuropa. Erzähleri­
sche Intention: Siehe Latverien -  Erfindung eines Bösewichts.

Slaka. Erfunden von: Malcolm Bradbury für seinen Roman Rates O f  
Exchange (1983), dann näher beschrieben in seinem Touristenführer Why 
Come To Slaka? (1986); 1991 verwendet in einer Comedy-Serie für die 
BBC. Politisches System: kommunistische Diktatur, typisches Mitglied des 
Warschauer Pakts; nach 1989 typische neue Demokratie. Lokalisierung: 
Das Land wird durch keine internationale Bahnlinie gestört; die beste 
Zugverbindung geht über Bukarest. Die Sprache erinnert ans Rumänische. 
Folglich muss Slaka irgendwo zwischen Ungarn, Rumänien, Bulgarien 
und Jugoslawien liegen. Erzählerische Intention: Ein gelangweilter und 
frustrierter britischer Intellektueller trifft in Slaka ein in der vagen Hoff­
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nung, dort Abenteuer zu erleben. Tatsächlich hat er eine leidenschaftliche 
Liebesaffäre und wird sogar in politische Aktivitäten verwickelt.

Elbonien (Elbonia). Erfunden von: Scott Adams, dem Schöpfer der »Dil- 
bert«-Comics 1991. Politisches System: Elbonien ist erst kürzlich zum 
Kapitalismus übergegangen, wahrscheinlich vom Kommunismus; es ist 
nach wie vor eine strenge Diktatur unter der Führung eines Diktators mit 
Fidel Castro-Bart. Lokalisierung: Schwierig -  gemeinhin wird angenom­
men, dass Elbonien irgendwo in Osteuropa liegt. Erzählerische Intention: 
Dilbert ist die Geschichte eines Angestellten einer kafkaesken Firma, ein­
gesperrt in sein cuhicle im Großraumbüro, das er gleichwohl nur ungern 
verlässt.

Slugonien (Slugonia). Erfunden von: Journalisten des Economist für einen 
fiktiven Bericht über Osteuropa 1992. Lokalisierung: Slugonien grenzt an 
das heutige Russland und war einst geteilt zwischen Russland und Öster­
reich-Ungarn. Vielleicht irgendwo in der Ukraine? Erzählerische Intention: 
Travestie der osteuropäischen Geschichte mit all ihren absurden Kriegen, 
Revolutionen und Staatsstreichen.

Wolgien (Volgia). Erfunden von: Charles Cecil, Chefdesigner bei Revolu­
tion Software, für das Computerspiel In Cold Blood (2001). Politisches 
System: brutale postsowjetische Diktatur (eine Foltersequenz eröffnet das 
Spiel). Lokalisierung: Wolgien ist offensichtlich eine ehemalige Sowjetre­
publik. Die Namen der Hauptpersonen sind russisch (der Diktator heißt 
Dimitri Nagarov, der Freiheitskämpfer ist Gregor Kostov), und die Mehr­
zahl der Gesichter hat kaukasischen Zuschnitt. Der Name des Landes 
suggeriert einen Bezug zur Wolga. Vielleicht liegt es irgendwo in Südruss­
land, z.B. zwischen Wolga und Kasachstan. Erzählerische Intention: Schaf­
fung eines überzeugenden Hintergrunds für eine Spionagegeschichte.

Nogova. Erfunden von: Viktor Bocan, Chefdesigner von Bohemia Inter­
active für das Computerspiel Operation Flashpoint: Resistance (2001). 
Politisches System: russische Militärokkupation. Lokalisierung: Nogova 
ähnelt in Vielem der Tschechischen Republik (man sieht of alte Skodas); 
andererseits handelt es sich um eine Insel in einem nicht näher bezeichneten 
Meer (Ostsee? Schwarzes Meer?). Erzählerische Intention: realistische
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Darstellung eines bewaffneten Aufstands gegen die russischen Besatzungs­
truppen. Vielleicht der Versuch einer Antwort auf die Frage vieler Tsche­
chen nach dem Einmarsch der Truppen des Warschauer Pakts 1968: Was, 
wenn wir wirklich Widerstand geleistet hätten? Oder auf die Frage: Was, 
wenn Böhmen am Meer läge?

Novistrana. Erfunden von: Demis Hassabis, Chefdesigner von Elixir für 
das Computerspiel Republic: The Revolution (2003). Politisches System: 
postsowjetische Diktatur. Lokalisierung: Erinnert von den Namen seiner 
Helden und ihren Physiognomien her an Wolgien, liegt also wohl im 
europäischen Teil der ehemaligen Sowjetunion. Erzählerische Intention: 
»Was geschieht, wenn der korrupte Diktator eines kleinen postsowjeti­
schen Staates Ihre Eltern entführt und tötet?« fragt die Werbung. Der 
Bösewicht heißt Karasov, das Ziel des Spielers ist es, ihn zu stürzen und 
seinen Palast einzunehmen.

Petronien (Petronia). Erfunden von: Paul Evans für sein Rollenspiel Torch 
of Freedom (2003). Politisches System: eine absolute Monarchie kurz vor 
dem Ausbruch der Revolution von 1848. Lokalisierung: Es gibt eine Karte, 
auf der Petronien ungefähr mit dem heutigen Moldawien zusammenfällt. 
Erzählerische Intention laut den offiziellen Spielregeln: »This game ex- 
plores (...) the entire concept of revolution. This is a game for anyone who 
has ever thrilled to the word >barricade<, anyone who has devoured news 
of Beigrade, Red Square, Bucharest, and Tiananmen, anyone who ever 
wanted to publish an Underground newspaper and bring down those in 
power, anyone for whom the word >Liberty< means more than just a 
Baptist university, anyone who believes that no matter what Century you 
live in, there just might be a few causes out there still worth dying for.«

Krakosien (Krakhozia). Erfunden von den Drehbuchschreibern Andrew 
Niccol, Sacha Gervasi und Jeff Nathanson für Steven Spielbergs Film 
Terminal (2004). Politisches System: instabile postkommunistische Dikta­
tur. Lokalisierung: Die Landessprache ist eine Mischung aus Bulgarisch 
und Russisch. Liegt vermutlich in der Schwarzmeerregion, irgendwo zwi­
schen Moldawien, Transnistrien und der Ukraine. Erzählerische Intention: 
Inspiriert von der wahren Geschichte eines iranischen Flüchtlings, der 
zwölf Jahre lang auf dem Pariser Flughafen Charles de Gaulle lebte.



150 Wo] riech Orlinski

Wahrscheinlich wurde für den Helden Krakosien als Heimat gewählt, um 
ihn sympathischer wirken zu lassen (würde Hollywood seinen Zuschauern 
zumuten, dass Catherine Zeta-Jones einen Iraner küsst?).

Molwanien (Molvania). Erfunden von: Santo Cilauro, Tom Gleisner & 
Rob Sitch 2004 für ihren fiktiven Reiseführer. Politisches System: bizarrer 
postkommunistischer Staat. Lokalisierung: Molwanien grenzt an Deutsch­
land, die Slowakei, Slowenien, Polen und Ungarn. Erzählerische Intention: 
s. die Ausführungen im vorliegenden Artikel.

Ungeachtet der Unterschiede zwischen den hier aufgeführten fiktiven 
osteuropäischen Staaten, stützen sie sich doch auf ganz ähnliche Stereoty­
pen und verfolgen ganz ähnliche Zwecke.

Erstens liefern sie eine Fülle von klassischen Bösewichtern und Bedro­
hungen für den Westen. Die Beispiele von Herzoslovakien und Bordurien 
belegen, dass diese Stereotypen älter sind als der Kalte Krieg. Der Nach- 
kriegs-Spionagethriller konnte sich bereits auf dieses in der populären 
Kultur existierende Repertoire stützen.

Zweitens wird das absolute Böse, das von diesen Staaten ausgeht, nicht 
selten durch ihren spezifischen Charme gemildert. Denken wir an die 
pottsylvanische Heldin Natasha Fatale. Mit ihrem slawischen Vornamen 
klingt sie wesentlich verführerischer als Jane Fatale, Valerie Fatale oder 
Juanita Fatale, ganz zu schweigen von Helga Fatale. Aber auch Molwanien 
oder Krakozien haben ihren Reiz. Wer würde nicht gerne ein Bier trinken 
mit Victor Navorski oder, in der Luft, mit einem der sprichwörtlich 
leutseligen Piloten der molwanischen Fluggesellschaft Aeromolw?

Und schließlich scheinen die meisten dieser Staaten als Diktatur auf die 
Welt gekommen zu sein, an deren Sturz dann sogleich gearbeitet wird. Im 
besten Falle sind es wackelige Demokratien kurz vor einem autoritären 
Putsch. Stabile Demokratien kommen in diesem Teil des Universums nicht 
vor. Wenn es einmal gelingt, sich eines Diktators zu entledigen, ist das 
Ergebnis politische Unordnung wie in Molwanien oder Bürgerkrieg wie in 
Krakosien. Angesichts der offensichtlichen Vergeblichkeit ihres Tuns fragt 
man sich, woher die dort beheimateten Freiheitskämpfer eigentlich ihren 
Mut nehmen.
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Wie also sollen wir mit den uns in Literatur, Science Fiction, Comics, 
Hollywoodfilmen oder Computerspielen begegnenden Osteuropa-Ste­
reotypen umgehen? Man kann sie schließlich nicht verbieten. Und man 
sollte sich als Autor auch nicht vor ihnen fürchten, sondern, wenn man sie 
schon nicht ganz vermeiden kann (das wäre selbst ein Klischee), sie reflek­
tiert benutzen.

Ich kann mir nicht verkneifen, das an einem Klischee zu illustrieren. 
Wenn von kultureller Selbstbeobachtung die Rede ist, fällt einem das 
berühmte Zitat von Umberto Eco ein: »Ich veranschauliche mir die post­
moderne Haltung an einem jungen Mann, der in eine sehr gebildete Frau 
verschossen ist, ihr aber nicht einfach sagen kann : Ich liebe Dich wie 
verrückt, weil er weiß, dass sie weiß (und weil sie weiß, dass er weiß), dass 
diese Worte schon einmal von Barbara Cartland10 geschrieben wurden. 
Doch es gibt einen Ausweg. Er kann sagen: Wie Barbara Cartland schrei­
ben würde, liebe ich Dich wie verrückt.«

Eine ähnliche Lösung sehe ich für die Stereotypen vom Horror, der aus 
Osteuropa kommt. Wie man sich dieser offensichtlich unverwüstlichen 
Klischees intelligent und selbstironisch bedienen kann, zeigt ein prakti­
sches Beispiel -  die Reaktion der Polen auf die schon erwähnte in Frank­
reich grassierende Angst vor polnischen Klempnern. Die polnische Frem­
denverkehrszentrale in Frankreich dreht dieses Klischee um, um den 
Tourismus nach Polen anzukurbeln. Sie ließ ein Poster drucken, auf dem 
ein polnischer Klempner dargestellt wird (verkörpert von dem Model 
Piotr Adamski), der in seiner Arbeitskluft unglaublich attraktiv aussieht 
und dem der Satz in den Mund gelegt wird : »Je reste en Pologne. Venez 
nombreux!« (Ich bleibe in Polen. Kommt in Scharen!).

Aus dem Englischen von Rolf Schubert und Klaus Nellen

Anmerkungen
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Timothy Snyder
DER VERGESSENE GEHEIMKRIEG 

Der polnisch-sowjetische Kampf der Geheimdienste um die 
Ukraine und wie das Europa von heute zustande kam*

In einer kalten Nacht im Dezember 1933 näherten sich zwei Männer der 
polnisch-sowjetischen Grenze. Der eine war ein polnischer Grenzbeamter, 
der andere ein Spion bei seinem ersten Versuch, die Grenze zu überschrei­
ten. Sie unterhielten sich über das »Fenster«, was in der Fachsprache 
polnischer Geheimdienstler einen für den Grenzübertritt geeigneten Zeit­
punkt und Ort bezeichnete. Der Grenzbeamte gab dem Spion einen wei­
ßen Mantel zwecks Tarnung im Schnee, gemahlenen Pfeffer zur Irritierung 
der Wachhunde und eine nicht entsicherte Pistole. Der Spion war nervös; 
er war besorgt, dass er im hellen Mondlicht entdeckt werden könnte. Der 
Grenzbeamte sprach langsam und ruhig, wiederholte einen Satz, den er 
zweifellos schon sehr oft gesagt hatte: daran sei nichts zu ändern. Dann 
reichte er dem Spion die Hand. Dieser ergriff sie und gab dem Beamten 
einen Kuss auf beide Wangen. Wie der Grenzbeamte in seinem Bericht an 
seine Vorgesetzten vermerkte, konnte er dem Agenten »diesen Gefallen 
nicht abschlagen«. »Komm wohlbehalten zurück«, flüsterte der polnische 
Beamte auf Russisch. »Uvidimsia«, entgegnete der Spion -  »Bis zum 
Wiedersehen«. Dann übertrat er die Grenzlinie, unmittelbar nördlich von 
Grenzstein Nr. 1381. Auf seinem Weg ließ er große Fußabdrücke im 
Schnee zurück. Die beiden Männer hatten Russisch miteinander gespro­
chen, die Sprache der Sowjetunion -  und die der Feinde der Sowjetunion. 
Der Agent trug den Decknamen »Schewtschenko«, nach dem größten 
Dichter der Ukraine.

II

Dieser Grenzübertritt, einer von Hunderten in den späten 1920er und 
frühen 1930er Jahren, war Teil eines nachrichtendienstlichen Tauziehens 
zwischen Polen und der Sowjetunion, eines Geheimkrieges um die Ukraine, 
von dem heute fast niemand mehr weiß. In seinen groben Zügen ähnelte
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er dem Kalten Krieg in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Wie dieser, 
war er ein Ringen zwischen einem kommunistischen und einem kapitali­
stischen System, jeweils vertreten durch Staaten, die sich ideologisch defi­
nierten, ein Krieg, in den die nationalen Anliegen potentieller Bündnispart­
ner einflossen und der weitgehend in der Sphäre der Spionage ausgetragen 
wurde. Dieser Krieg war, wie wir noch sehen werden, in vielerlei Hinsicht 
ein Vorspiel zum Kalten Krieg und lieferte dem Westen Personal, Erfah­
rung und Taktiken, die in den 1940er Jahren und später wieder auftauchen 
sollten. Einige der Lektionen, die in diesem Kalten Krieg en miniature 
gelernt wurden, wurden im übrigen in den 1980er und 1990er Jahren zur 
Anwendung gebracht, diesmal um den Kalten Krieg zu beenden. Anders 
jedoch als der Kalte Krieg, der als Zwist zwischen ehemaligen militärischen 
Verbündeten anfing, begann dieser Kalte Krieg en miniature als richtiger 
Krieg.

Die 1918-20 ausgehandelten Friedensabkommen von Paris und Ver­
sailles regelten, ob zum Besseren oder zum Schlechteren, die wichtigen 
Fragen, die sich für die Länder West- und Mitteleuropas aus dem Ersten 
Weltkrieg ergeben hatten. Auf den Osten Europas, den die Streitkräfte der 
Ententemächte nicht kontrollierten und wo die Bolschewisten für die 
Revolution kämpften, erstreckten sich die Friedensverträge nicht. Hier 
wurde über Grenzverläufe, ja in der Tat über die Existenz von Staaten mit 
dem Schwert entschieden, und eine entscheidende Rolle spielten dabei 
Verlauf und Ausgang eines Krieges zwischen dem gerade erst unabhängig 
gewordenen Polen und dem bolschewistischen Russland in den Jahren 
1919-20. Die weltpolitische Bedeutung dieses Krieges lag darin, dass er die 
westliche Grenze der Revolution fixierte. Als die polnischen Streitkräfte 
die Bolschewisten besiegten, mussten Lenin und Trotzki ihren Plan begra­
ben, die Revolution nach Deutschland und damit nach Europa zu tragen. 
Die Sowjetunion wurde 1922 als Notgeburt gegründet, als Ersatz für die 
ausgebliebene gesamteuropäische Revolution.

Die lokale Bedeutung des polnisch-bolschewistischen Krieges von 
1919-20 betraf die Zukunft der Ukraine. Sie war das größte Land zwischen 
Polen und Russland und hatte vier Jahre Weltkrieg hinter sich, einschließ­
lich der Besatzung durch Deutsche und Österreicher und eines Bürger­
kriegs zwischen der Roten und der Weißen Armee. Die Staatsgründungs­
versuche ukrainischer Patrioten waren von Russen und Polen im Keim 
erstickt worden. In dieser verzweifelten Situation akzeptierte der starke
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Mann der Ukrainischen Volksrepublik, Symon Petliura, das Angebot Jo- 
zef Pilsudskis, ein Bündnis mit Polen einzugehen. Gemeinsam marschier­
ten polnische und ukrainische Truppen im Mai 1920 auf Kyiv (Kiew) zu, 
wurden durch einen Gegenangriff der Roten Armee im Juni zurückgewor­
fen und verteidigten im August Warschau. Nach der Rettung Warschaus 
durch das »Wunder an der Weichsel« drangen polnische und ukrainische 
Truppen wieder tief auf ukrainisches Gebiet vor. Polen hatte den Krieg 
gewonnen, aber seine Armee war erschöpft und seine Menschen verlangten 
ungeduldig nach Frieden. Jetzt weiter zu marschieren, schien unmöglich. 
Doch um zu einem Friedensschluss mit den Bolschewisten zu kommen, 
musste Polen seinen ukrainischen Bündnispartner fallen lassen. Die Ukraine 
wurde aufgeteilt; der größere Teil ihres Territoriums fiel an die Sowjetunion, 
die wichtigen westlichen Provinzen Galizien und Wolhynien an Polen. 
Auf diese Weise wurde eine ukrainische nationale Frage geboren, und es 
konnte nicht ausbleiben, dass beide rivalisierenden Staaten versuchten, aus 
ihr Kapital zu schlagen.

In den frühen 1920er Jahren war es die Sowjetunion, die dies mit 
größerem Erfolg tat. Dadurch, dass sie kraft ihrer Verfassung nominell ein 
Bund nationaler Republiken war, erhielt die Ukraine einen Platz auf der 
Landkarte zugewiesen: Die Ukrainische Sozialistische Sowjetrepublik 
wurde als Inkarnation eines ukrainischen Nationalstaates ausgegeben, was 
sie in Wirklichkeit natürlich nicht war. Immerhin begann sie sogleich mit 
massiven nationalen Förderprogrammen: Gebürtigen Ukrainern wurde 
der Aufstieg innerhalb von Partei- und Staatsapparat erleichtert, ukraini­
sche Literatur und Kultur wurden subventioniert. Diese Politik zielte 
darauf ab, lokale Eliten und ukrainische Bauern für die neue sozialistische 
Ordnung zu gewinnen, sie hatte aber auch eine wichtige außenpolitische 
Komponente: Die Ukrainische Sowjetrepublik sollte eine Vorbildwirkung 
auf die fünf Millionen ethnischen Ukrainer ausüben, die im benachbarten 
Polen lebten. Ideologisch legitimiert wurde das alles durch eine originelle 
theoretische Umdeutung des Nationalismus, formuliert im Jahr 1923: Na­
tionalismus war als etwas Fortschrittliches anzusehen, solange er sich 
außerhalb der Sowjetunion abspielte und dieser nicht schadete. Die So­
wjetunion unterstützte daher nationalistische Bestrebungen gegen Eng­
land und später gegen die USA; in der Zwischenkriegszeit war jedoch 
Polen die Hauptzielscheibe dieser Politik. Nach sowjetischer Lesart wur­
den die fünf Millionen in Polen lebenden Ukrainer doppelt unterdrückt,
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einmal als Volksgruppe, einmal als unterprivilegierte Klasse -  was im 
großen und ganzen auch zutraf. Ihre einzige Hoffnung liege daher in der 
Revolution und/oder der Annektierung durch die Sowjetunion. In diesem 
Sinne versuchten die sowjetischen Kommunisten die polnischen Ukrainer 
für die eigens zu diesem Zweck gegründete Kommunistische Partei der 
Westukraine zu rekrutieren, die ihnen die nationale und gesellschaftliche 
Befreiung versprach.

In dieser Phase, den frühen 1920er Jahren, waren die Sicherheitsorgane 
der Sowjetunion denen ihres polnischen Nachbarn und Rivalen deutlich 
überlegen. Die Sowjets waren besser in der Lage, die poröse Grenze zu 
kontrollieren, als die Polen, und taten sich dementsprechend leichter, 
Agenten nach Polen einzuschleusen. Die Sowjetunion finanzierte Aufstän­
dische in Wolhynien, die bis weit in die 1920er Jahre hinein Überfälle und 
Mordaktionen begingen. Die sowjetische Geheimpolizei, die damals noch 
Tscheka hieß, inszenierte unter dem Namen »Trest« (Trust) eine höchst 
erfolgreiche Desinformationsoperation. »Trest« gab sich als Oppositions­
organisation gegen die Sowjetherrschaft aus. Ihre Leute tauchten im We­
sten auf, verkauften Dokumente und verbreiteten eine bestimmte politi­
sche Botschaft: Sie vertraten, angeblich im Namen der sowjetischen 
Bevölkerung sprechend, die Auffassung, die wirksamste antibolschewisti­
sche Politik bestehe im Abwarten, denn die Sowjetunion werde von selbst 
zusammenbrechen. Das einzige, das die Bolschewisten möglicherweise an 
der Macht halten könne, wäre, so argumentierten sie, eine militärische 
Intervention von außen, denn nur eine solche werde die Massen dazu 
bringen, sich um die sowjetische Führung zu scharen. »Trest« war natür­
lich eine Scheinorganisation, eine Provokation der Tscheka, die dem einzi­
gen Zweck diente, den Westen in seiner Untätigkeit zu bestärken. Die 
angebotenen Dokumente waren gefälscht, und mit ihrem Verkauf besserte 
die Tscheka die Finanzierung anderer Operationen auf.

Es scheint, als seien die meisten westlichen Nachrichtendienste auf die 
»Operation Trest« hereingefallen; das Polen der frühen 1920er Jahre war 
vielleicht besonders anfällig dafür. Pilsudski, der Feind der Bolschewisten 
und Verbündete des ukrainischen Staates, hatte sich aus der Politik zurück­
gezogen. Seine größten Rivalen und die populärste politische Partei des 
Landes, die Nationaldemokratische Partei Polens, kontrollierten die Re­
gierungspolitik. In der Außenpolitik steuerten sie einen ganz anderen Kurs 
als Pilsudski vor ihnen. Sie glaubten, die größte Gefahr für Polen gehe von
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Deutschland aus, und setzten daher in erster Linie auf ein gutes Auskom­
men mit der Sowjetunion. Die vom »Trest« verkündete Botschaft, derzu- 
folge es im Interesse Polens liege, Moskau in Ruhe zu lassen, stieß daher in 
Polen auf besonderes Gehör. Schlimmer noch war, dass die Nationalde­
mokraten keine Nationalitätenpolitik gegenüber den polnischen Ukrai­
nern anzubieten hatten außer dem kategorischen Imperativ der Assimilie- 
rung. Während die Sowjetunion ukrainische Schulen baute, wo es vorher 
keine gab, wandelten die Polen bestehende ukrainische in zweisprachige 
Schulen um, de facto in polnische. Die Nationaldemokraten sahen diese 
Politik unter lokalen, bestenfalls nationalen Gesichtspunkten nicht als 
Bestandteil eines regionalpolitischen strategischen Ringens um die Ukraine. 
Sie erkannten nicht, dass die »innenpolitische« Frage der Rechte der Ukrai­
ner als nationaler Minderheit auch eine außenpolitische Komponente im 
Verhältnis zur Sowjetunion hatte.

Spätestens 1925 zeichnete sich ab, dass die Sowjetunion im Ringen um 
die Ukraine einen Vorsprung hatte. Das änderte sich, als Jozef Pilsudski, 
Oberbefehlshaber der polnischen Streitkräfte im polnisch-bolschewisti­
schen Krieg, im Mai 1926 mit einem Staatsstreich an die politische Macht 
zurückkehrte. Es war der Anfang vom Ende der polnischen Demokratie, 
aber auch der Anfang einer Wiederbeschäftigung mit der ukrainischen 
Frage. Pilsudskis Nationalitätenpolitik unterschied sich signifikant von 
jener der Nationaldemokraten. Dieser Punkt verdient hervorgehoben zu 
werden, weil in der Geschichtsschreibung der Zwischenkriegszeit viel von 
»Nationalismus« die Rede ist, ohne dass zwischen den ganz unterschiedli­
chen nationalpolitischen Vorstellungen der beiden wichtigsten politischen 
Lager differenziert wird. Pilsudski dachte in Kategorien wie »Staatsbürger­
schaft« (im Unterschied zu »Volkszugehörigkeit«) oder »staatsbürgerliche 
Assimilation« (im Gegensatz zu »nationaler Assimilation«). Er verstand 
seine Politik als ein Angebot an die beiden großen nationalen Minderhei­
ten, die auf polnischem Boden lebten, Ukrainer und Juden. Während die 
meisten Untersuchungen zur polnischen Zwischenkriegspolitik gegenüber 
der jüdischen Minderheit die Parteien der Linken und der Rechten in den 
Mittelpunkt stellen, lohnt es durchaus, daran zu erinnern, dass Pilsudskis 
Parteienblock bei den Wahlen mehr jüdische Stimmen erhielt als jede 
andere Gruppierung. In den polnischen Bezirken Galiziens gelang es 
ukrainischen Nationalisten, alle Neuansätze bzw. deren praktische Umset­
zung im Keim zu ersticken. Die Organisation der Ukrainischen Nationa­
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listen verübte eine Reihe von Anschlägen auf polnische Einrichtungen und 
Herrensitze, die Befriedungsaktionen seitens der Staatsmacht provozierten 
(was sicherlich beabsichtig war). Diese Vorgänge diskreditierten das Pil- 
sudski-Regime in den Augen vieler Ukrainer und machten die Aussicht auf 
eine vollständige polnisch-ukrainische Annäherung zunichte. An diesem 
Punkt enden die meisten Darstellungen der Ukraine-Politik Pilsudskis; es 
gibt jedoch ein weiteres Kapitel, und das ist das interessanteste und wich­
tigste.

Nachdem Pilsudski mit seinen Initiativen in Galizien Schiffbruch erlit­
ten hatte, blieb ihm immer noch die »ukrainischste« Provinz Polens, Wol­
hynien. Er beauftragte einen seiner Adjutanten aus dem polnisch-bolsche­
wistischen Krieg, Henryk Jozewski, dort eine Politik der nationalen 
Zugeständnisse an die Ukrainer zu praktizieren. Diese Politik war weitge­
hend ein Spiegelbild der sowjetischen Fördermaßnahmen auf der anderen 
Seite der Grenze. Jozewski sorgte dafür, dass in überwiegend jüdisch 
bewohnten Städten Ukrainer als Bürgermeister oder deren Stellvertreter 
amtieren konnten. Unter den Bedingungen der »gesteuerten Demokratie«, 
die in Polen ab 1926 praktiziert wurde, war es nicht schwer, sicherzustel­
len, dass Ukrainer auf den Listen regierungsfreundlicher Wahlbündnisse 
ins Parlament gewählt wurden. Die vielleicht interessanteste Initiative 
Jozewskis war die Ukrainisierung der Orthodoxen Kirche Wolhyniens. 
Anders als die Nationaldemokraten vor ihnen, betrachteten Pilsudski und 
Jozewski die Nationalitätenpolitik als einen Bestandteil der Außenpolitik. 
Jozewski äußerte sich erstaunlich offen zu diesem Thema und propagierte 
sogar die Idee einer freien Ukraine, wenn auch nur in bezug auf den 
sowjetischen Teil des Landes. (Die Sowjets taten spiegelbildlich dasselbe.) 
Jozewski ließ keinen Zweifel daran, dass für ihn die Förderung der polni­
schen Ukrainer ein vorbereitender Schritt zur Abtrennung der ukraini­
schen Sowjetrepublik von der Sowjetunion war. Er erinnerte an seine Rolle 
als Chef des politischen Nachrichtendienstes während des polnisch-bol­
schewistischen Krieges. In einer Denkschrift vom August 1928 sprach er 
von den »tiefen Strömungen«, die das polnische mit dem ukrainischen 
Volk verbänden.

Die Strömungen, von denen Jozewski schwärmte, existierten, wie so­
wjetische Grenzbeamte in den darauf folgenden Tagen feststellten, nicht 
nur auf dem Papier. In Bächen und Flüssen, die aus Polnisch-Wolhynien 
in die sowjetische Ukraine fließen, trieben Dutzende verkorkte Flaschen
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flussabwärts, aufrecht gehalten durch ihren Boden beschwerende Kiesel­
steine und gefüllt mit Propagandaflugblättern in geschliffenem Ukrainisch. 
Diese forderten die ukrainische Landbevölkerung zum Aufstand gegen die 
sowjetische Herrschaft auf. Die Sowjets deuteten das zu Recht als Vorbo­
ten einer neuen gemeinsamen polnisch-ukrainischen Initiative. Das Propa­
gandamaterial war das Werk des Generalstabes der Ukrainischen Volksre­
publik. Dieser hatte sich auf polnischem Boden im Februar 1927 neu 
konstituiert und wurde völkerrechtswidrig von Polen finanziert. Er be­
gnügte sich nicht damit, mittels Flaschen und Luftballons antisowjetische 
Propaganda zu verbreiten (»Bauern, gebt euer Getreide nicht den Bol­
schewisten«, »Das Moskauer Völkergefängnis« und »Pater Taras Schew- 
tschenko ruft euch, Bauern und Tagelöhner, zum Kampf für eine unab­
hängige Ukraine auf«, lauteten einige der in Umlauf gebrachten Parolen), 
sondern arbeitete auch Schlacht- und Mobilmachungspläne aus, um Polen 
in einem künftigen Krieg gegen die Sowjetunion beistehen zu können. 
Demselben Zweck dienten Schulungen, bei denen ukrainische Freiwillige 
in der Kunst des heimlichen Grenzübertritts in die Sowjetunion unterwie­
sen wurden. Aus polnischen Geldquellen finanzierte Ukrainer verteilten 
persönlich Tausende Propagandaflugblätter auf sowjetischem Boden.

In den vier Jahren zwischen 1928 und 1932 absolvierten ukrainische 
Grenzgänger Hunderte Missionen innerhalb der Sowjetunion. Einige von 
ihnen wussten, dass diese Missionen mit Zustimmung Warschaus durch­
geführt wurden, andere wussten es mit ziemlicher Sicherheit nicht. Ihre 
Aufgabe bestand darin, Propaganda unter die Leute zu bringen, Informa­
tionen über sowjetische Institutionen zu sammeln und den einen oder 
anderen Sabotageakt zu verüben. Wenn die Sowjets sich über Saboteure 
beschwerten, hatten sie zumindest manchmal gute Gründe dafür. Diese 
Ukrainer kopierten jetzt die Taktiken der sowjetischen »Operation Trest«, 
indem sie Desinformation streuten mit der Absicht, die Sowjets zu falschen 
Entscheidungen zu verleiten. Von 1926 an hatten die Polen die Methoden 
der »Provokation durch Desinformation« von den Sowjets abgeschaut und 
praktizierten sie mit Genuss; gelernt hatten sie auch von französischen 
Beratern. Was die Sowjets »desinformazija« oder »maskirowka« nannten, 
dafür fanden die Polen die verspieltere Bezeichnung »inspiracja«. Die 
Sowjets sollten inspiriert werden, gegen ihre eigenen Interessen zu han­
deln. Es gab auch ukrainische Agenten mit sowjetischem Pass, die versuch­
ten, in sowjetische Institutionen einzudringen, was dank der sowjetischen
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Politik der Förderung von Minderheiten nicht schwer war. Im Rahmen der 
»Operation Hetman« sollten Ukrainer sich systematisch in Einrichtungen 
des Bildungswesens einschleusen, um dort die offizielle sowjetische Förde­
rung ukrainischer Kultur in politische Betätigung zugunsten eines unab­
hängigen ukrainischen Staates umzudrehen. Das mag ein raffiniert ausge­
dachter Plan gewesen sein, aber seine Durchführung schlug fehl, und die 
wichtigsten dafür eingesetzten Akteure wurden offenbar gefasst und 1930 
im Rahmen des ersten großen Schauprozesses in der sowjetischen Ukraine 
ab geurteilt. Es ist zu vermuten, dass die »Operation Hetman« von Anfang 
an von der Tscheka beobachtet, ja vielleicht sogar von ihr gesteuert 
wurde.

»Inspiration« ist eine besonders fortgeschrittene Form der nachrichten­
dienstlichen Desinformation; sie zielt, grob gesprochen, immer darauf, den 
Gegner so zu verwirren, dass er Vorgänge falsch interpretiert. Nach dem 
Pilsudski-Coup reformierte Warschau die Arbeit seiner Nachrichtendien­
ste, vor allem auch im Hinblick auf die Gewinnung verlässlicher Informa­
tionen über die gegnerische Seite. Zwar kam durch die ukrainischen 
Grenzgänger einiges an Information herein, doch die wichtigste Bastion 
für die nachrichtendienstliche Informationsbeschaffung war das polnische 
Konsulat in Kharkiv (Charkow), der Hauptstadt der Ukrainischen Sowjet­
republik. (1934 wurde das Konsulat nach Kyiv verlegt.) Die Arbeit der 
polnischen Geheimdienste in der sowjetischen Ukraine wurde, wie ihre 
Tätigkeit in der gesamten UdSSR, von Jerzy Niezbrzycki von der Zweiten 
Abteilung des polnischen Generalstabes reorganisiert. In seiner Jugend 
hatte Niezbrzycki während des polnisch-bolschewistischen Krieges unter 
Jozewski für den polnischen Nachrichtendienst in der Ukraine gearbeitet. 
In den späteren 1920er Jahren, die man wohl als das Goldene Zeitalter der 
polnischen Spionage in der Sowjetunion bezeichnen kann, war er persön­
lich in Kharkiv und Kyiv im Einsatz. Am Silvestertag des Jahres 1930 
verwiesen die Sowjets ihn des Landes; offensichtlich hatten sie Hinweise 
bekommen. Er kehrte nach Warschau zurück, und bald darauf übertrug die 
Regierung ihm die Gesamtverantwortung für die Ausspionierung der So­
wjetunion. Als kleiner Junge war Niezbrzycki von zuhause ausgerissen, 
um sich einem Zirkus anzuschließen. In Warschau forderte und erhielt er 
eine Generalfreikarte für alle Zirkusse, angeblich um dort verdächtige 
Figuren beobachten zu können. Er verstand es, immer auf die Füße zu 
fallen.
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Niezbrzycki führte Personalrochaden durch, änderte die Verschlüsse­
lungscodes und überwachte persönlich heikle Einsätze. Einen seiner Agen­
ten, einen Mann mit dem Decknamen M-13, deckte er laufend mit Abmah­
nungen wegen Passivität ein. Er belehrte ihn, das Spionagegeschäft sei kein 
»Laden für Damenbekleidung«. Er empfahl Bromid und Boxen. Die Ana­
logie erwies sich als ziemlich treffend. Agent M-13 lernte im Zug eine 
Ukrainerin kennen, die sich als Serien-Ehefrau mehrerer Würdenträger der 
sowjetischen Ukraine entpuppte. Niezbrzycki wies M-13 an, so bald und 
so oft wie möglich mit der Frau zu schlafen, da dies die natürliche männli­
che Verhaltensweise sei und deshalb am geeignetsten, keinen Verdacht zu 
erregen. Als sie in der Folge Informationen auszuspucken begann, spielte 
M-13 die Rolle eines ferngesteuerten Zuhälters für die nationale Sicherheit: 
In einem Monat verweigerte er ihr einen neuen Pelzmantel, im nächsten 
schenkte er ihr das Amerikanische Jahrbuch für Fotografie. Die sexuellen 
Untertöne und die bizarr anmutende polnische Kavaliers-Attitüde waren 
typisch für die Zeit. Die beste polnische Agentin in der sowjetischen 
Ukraine operierte unter dem Decknamen X-22 und beglückte sowjetische 
Funktionäre als Gegenleistung für sowjetische Geheimdokumente aller 
Art mit der Aussicht auf verlängerte Wochenendreisen zu zweit. In Erfül­
lung ihres Auftrags, sowjetische Publikationen zum Thema »nationale 
Frage« zu sammeln, schenkte sie ukrainischen Frauen im Tausch gegen 
Schriften aus den Bücherschränken ihrer Männer polnische Mode. Ein­
gedenk der Tatsache, dass die Sowjets in punkto Wirtschaftsstatistik die 
Nase so weit vorn hatten wie die Polen in Sachen Reizwäsche, erschien 
dieser Tauschhandel mindestens ebenso vernünftig, wie die Reaktion 
Niezbrzyckis darauf typisch war: »Was hätte ich Sie noch zu lehren, Sie 
unverbesserliche Verführerin?«

II

Diese Beispiele stehen für typische nachrichtendienstliche Operationen, 
aber einige von Niezbrzyckis Agenten, darunter M-13 wie X-22, waren 
auch noch mit Aufträgen ganz anderer Art betraut, die, wenn man es genau 
nimmt, weder der Spionage noch der Spionageabwehr zuzurechnen waren. 
Sie waren »prometheische Agenten«, Veteranen des polnisch-bolschewi­
stischen Krieges und jetzt Werkzeuge eines größeren geopolitischen Pro­
jekts, zu dessen wichtigsten Elementen die Ukraine gehörte. Der »Prome-
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theismus« entzieht sich jeder einfachen Definition. Er war die Antwort 
Pilsudskis auf den internationalen Kommunismus, so etwas wie eine anti­
kommunistische Internationale, deren Mission die generelle, aber verdeckte 
Unterstützung nationaler Bewegungen innerhalb der Sowjetunion war. 
Der Prometheismus hatte einen gewissen Rückhalt bei Frankreich und 
Großbritannien, war aber im wesentlichen ein polnisches Unternehmen. 
Jedes der wichtigen polnischen Ministerien hatte unter Pilsudski minde­
stens einen prometheischen Agenten, gewöhnlich auf der Staatssekretärs­
ebene, und das jährliche Budget für prometheische Operationen war nicht 
unbeträchtlich (und lief nicht über die Bücher -  im heutigen Geheim­
dienst-Jargon würde man von schwarzen Fonds sprechen). Beim polni­
schen militärischen Nachrichtendienst, der Zweiten Abteilung des polni­
schen Generalstabs, zeichnete Niezbrzycki für das prometheische Projekt 
verantwortlich. Im Außenministerium war es bei der »Abteilung Ost« 
angesiedelt. Polen bemühte sich um Bündnispakte mit der Türkei, dem 
Iran und Japan, alles Mächte, die ein Interesse daran haben mochten, die 
nationale Frage gegen die UdSSR zu instrumentalisieren. Im polnischen 
Parlament wurde das Projekt nie erörtert. Seinen allgemeinen Zielen nach 
war es einigen wenigen eingeweihten Intellektuellen außerhalb der Regie­
rung bekannt, Leuten, auf deren Sympathie für Pilsudski Verlass war. 
Einer von ihnen war ein brillanter junger Journalist namens Jerzy 
Giedroyc, ein Freund Niezbrzyckis und Jozewskis, von dem später noch 
die Rede sein wird.

Die Ukraine war die vielleicht verwundbarste Stelle der Sowjetunion. 
Die pro-ukrainischen Initiativen Pilsudskis fielen zeitlich mit dem Ersten 
Fünf jahresplan der Sowjetunion zusammen, der die Industrialisierung des 
Landes vorantrieb. Das für diese Industrialisierung erforderliche Kapital 
wurde auf Kosten der Landwirtschaft akkumuliert. Die Bauern wurden 
gezwungen, sich in Kollektivbetrieben zusammenzuschließen; auf diese 
Weise sollten sowohl ihre Produktivität als auch ihr Verhalten besser 
kontrollierbar werden. Die überstürzte Zwangskollektivierung stieß über­
all in der Sowjetunion auf Widerstand, doch in der Ukrainischen Sowjet­
republik waren die Bauern noch rebellischer als anderswo. Im Frühjahr 
1930 registrierten sowjetische Organe in den Agrargebieten der Ukraine 
rund eine Million Akte des Widerstands gegen die Kollektivierung. Da die 
sowjetische Ukraine eine lange Grenze zu Polen hatte, empfand Moskau 
den dortigen Widerstand als besonders demütigend und bedrohlich. In der
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Tat flohen Tausende Sowjetbürger über die Grenze nach Polen, und viele 
von ihnen forderten Polen auf, in die Ukraine einzumarschieren. Die vom 
Sowjetregime in penetranter Regelmäßigkeit beschworene Kriegsgefahr 
bestand in dieser Situation wohl einmal tatsächlich. Nach der Reaktion 
Stalins und anderer Sowjetführer zu urteilen, befürchteten diese wirklich, 
dass Polen die Situation zu einem Militärschlag nützen könnte. Stalin 
befahl, das Tempo der Kollektivierung zu bremsen, und lud die polnische 
Regierung zu Verhandlungen über einen neuen gegenseitigen Nichtan­
griffspakt ein. Warschau nahm die Einladung an; die Verhandlungen be­
gannen 1931, und im Juli 1932 wurde ein Abkommen unterzeichnet. 
Niezbrzycki und seine prometheischen Agenten in der Ukraine stellten 
ihre offensiven Operationen ein.

Just zu der Zeit, als Moskau und Polen ihren Frieden miteinander 
machten, fingen die Menschen in der Sowjet-Ukraine an zu verhungern. 
Alle Beobachter, Stalin eingeschlossen, waren sich darüber im Klaren, dass 
die Kollektivierung und die Beschlagnahmung von Getreidevorräten im 
Sommer 1932 in der Sowjetrepublik eine Hungersnot hervorrufen würden. 
(Stalin selbst benutzte diesen Ausdruck.) Stalin zog rasch eine seinen 
Zwecken dienliche Erklärung für die Krise aus dem Ärmel: Korrupte 
lokale Parteifunktionäre hätten durch Misswirtschaft die Versorgungs­
krise verursacht. Diese Leute seien von den ukrainischen Parteioberen nicht 
ausreichend überwacht worden, daher müsse die Parteiführung gesäubert 
und mit besseren Leuten besetzt werden (die natürlich Gefolgsleute Stalins 
waren). Die bequemste Erklärung für das Fehlverhalten der Funktionäre 
war der Hinweis auf polnische Spionageaktivitäten auf ukrainischem Bo­
den. Freilich hatte die polnische Seite zu diesem Zeitpunkt diese Aktivitä­
ten bereits weitgehend eingestellt. Die Ukrainer, die im Sold Polens unter­
wegs waren, konnten aus der Hungersnot kein politisches Kapital 
schlagen, waren sie doch kaum in der Lage, darüber zu berichten. In den 
schlimmsten Hungermonaten, gegen Ende 1933, beschränkte sich die 
grenzüberschreitende operative Tätigkeit der polnischen Dienste auf eine 
Handvoll Kurzmissionen in grenznahen Gebieten. Als »Schewtschenko« 
im Dezember 1933 in die Sowjet-Ukraine eindrang, endete seine Mission 
sehr wahrscheinlich damit, dass er von sowjetischen Grenzposten erschos­
sen wurde. Jedenfalls berichtet der letzte Eintrag in seinem Dossier von 
Gewehrfeuer. Rund 3,5 Millionen Bewohner der Ukrainischen Sowjetre­
publik verhungerten in dieser Zeit.
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Die Hungersnot in der Sowjet-Ukraine hatte eine verunsichernde Wir­
kung auf die polnischen Prometheaner. Nicht nur, dass sie Informations­
quellen und Gewährsleute einbüßten, sie verloren auch den Glauben an die 
politische Bedeutung der nationalen Frage. Sie wussten zwar, dass sie die 
Hungersnot nicht zu verantworten hatten, litten aber doch darunter, dass 
Stalin die schrecklichen Folgen seiner eigenen Politik Warschau in die 
Schuhe schieben konnte. 1933 und 1934 war Polen nicht mehr in der Lage, 
Agenten in die Sowjet-Ukraine zu entsenden, und wollte es auch nicht 
mehr. 1935 starb Pilsudski, ein Ereignis mit schwer wiegenden Folgen für 
das politische Leben in Polen im allgemeinen, das unter anderem das Ende 
aller Versuche markierte, die nationale Frage offensiv anzugehen. Pilsudski 
war ungeachtet seines autoritären Wesens und seines unberechenbaren 
Umgangs mit Menschen, die er als seine Gegner betrachtete, ein Mann, 
unter dessen Führung die polnische Politik weitgehend frei von extremi­
stischen Ausschlägen nach links oder rechts blieb. In den meisten Darstel­
lungen der Geschichte der Zwischenkriegszeit wird der Eindruck erweckt, 
als sei in der politischen Entwicklung Osteuropas das Ende der Demokra­
tie mit einer scharfen Wende nach rechts zusammen gefallen. Im Falle 
Pilsudskis war es so, dass er mit seinem Staatsstreich 1926 eine Wende nach 
rechts verhinderte und seinem Land stattdessen neben Etatismus und 
persönlichem Charisma einige hoffnungsvolle Initiativen in der Volks­
tums- und Außenpolitik bescherte. Erst 1935 vollzog sich in Polen ein 
entschiedener Rechtsruck, als die Nachfolger Pilsudskis in ihrem krampf­
haften Bemühen, die Stellung zu halten, auf die Rhetorik der populisti­
schen Nationaldemokraten zurückgriffen. Allerdings machten sie, wie an­
dere Regierungen osteuropäischer Staaten in den 1930er Jahren, auch 
Anleihen bei linken wirtschaftspolitischen Konzepten, indem sie etwa die 
staatliche Investitionstätigkeit verstärkten und Mehrjahrespläne auflegten. 
In der Situation der späten 1930er Jahre, als sowohl Nazideutschland als 
auch die Sowjetunion massiv aufrüsteten, sahen die in Polen regierenden 
Nationalisten in der ukrainischen Minderheit in Polen weniger eine Chan­
ce als eine Bedrohung. Im Zuge der staatlich verordneten und geförderten 
wirtschaftlichen Modernisierung des polnischen Ostens (die offizielle Be­
zeichnung des Programms lautete tatsächlich »Fünfjahresplan«) sollte die 
dort lebende ukrainische Minderheit assimiliert werden.

Doch zurück zu Niezbrzycki. Nach seinem Dafürhalten war die nach­
richtendienstliche Stellung Polens in der Sowjetunion in den späten 1930er
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Jahren »fatal«. Es ist bezeichnend für die damals herrschende Gemütslage, 
dass die große Terrorwelle der Jahre 1937 und 1938 von polnischen Ge­
heimdienstlern als erfreuliche Entwicklung begrüßt wurde. Sie wussten, 
dass die Sowjetunion ein weitaus schwierigeres operatives Terrain war als 
Polen, und fürchteten (mit gutem Grund), sowjetische Dienste hätten die 
polnischen Streitkräfte unterwandert. Sie wussten darüber hinaus, dass sie 
durch die Hungersnot von 1933, und vielleicht noch mehr durch die die 
Grenzregionen bereinigenden Deportationen von 1935 und 1936, einen 
Teil ihrer Gewährsleute verloren hatten. In den 1920er Jahren hatten die 
damaligen Frontleute des polnischen Geheimdienstes, oft selbst gebürtige 
Ukrainer und Veteranen des polnisch-bolschewistischen Krieges, das Ter­
rain, in dem sie operierten, gut gekannt. Mit den Jahren hatte ihnen das sich 
in der UdSSR etablierende stalinistische System nicht nur die Kontaktper­
sonen genommen, sondern sie auch ihrer moralischen Energie beraubt und 
ihre Intuition und Urteilskraft getrübt. Auch aus diesem Grund begrüßten 
viele in Warschau die sowjetische Terrorwelle von 1937-38 mit Genugtu­
ung: Fähige sowjetische Funktionäre fielen den Säuberungen zum Opfer, 
andere wurden erpressbar.

Was man in Warschau damals nicht erkannte, war das Ausmaß, in dem 
Sowjetbürger polnischer Volkszugehörigkeit vom Terror betroffen waren. 
Erst in jüngster Zeit beginnt man diese Dramatik zu verstehen; ins Ge­
schichtsbewusstsein der Polen hat sie noch keinen Eingang gefunden. Zwar 
tauchten 1937 und 1938 hin und wieder Berichte über das Verschwinden 
von Personen auf, aber bei weitem nicht in der Größenordnung, die dem 
wahren Anteil polnischer Opfer an den Säuberungen entsprochen hätte. 
110 000 Sowjetbürger wurden wegen angeblicher Zusammenarbeit mit 
dem polnischen Geheimdienst erschossen, die meisten von ihnen ethnische 
Polen. Das waren 17 Prozent aller Opfer der »Großen Säuberung« der 
Jahre 1937-38, ein sehr hoher Anteil, wenn man berücksichtigt, dass die 
Polen in der Sowjetunion eine winzige Bevölkerungsgruppe waren. Weil 
die Agentennetze der polnischen Dienste zu jener Zeit sehr dünn und 
hauptsächlich mit Nicht-Polen besetzt waren, nahmen sie durch diesen 
Massenmord keinen nennenswerten Schaden. Der Umfang dieser Greuel 
stellt allerdings sogar die Liquidierung polnischer Offiziere bei Katyn in 
den Schatten, die im allgemeinen als Stalins größtes Verbrechen an der 
polnischen Nation gilt. Die sowjetischen Behörden lieferten zwei Recht­
fertigungen für die Hinrichtung polnischer Sowjetbürger: dass Polen so­
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wjetische Einrichtungen unterwandert habe (was nicht stimmte) und dass 
der polnisch-deutsche Nichtangriffspakt von 1934 ein geheimes Zusatz­
protokoll, betreffend einen gemeinsamen Einmarsch in die Sowjetunion, 
enthalte. Dieser zweite Vorwurf war nicht nur aus der Luft gegriffen, 
sondern hatte etwas zutiefst Ironisches. Als die Sowjetunion und Nazi­
deutschland 1939 einen Nichtangriffspakt schlossen, war dieser tatsächlich 
mit einem geheimen Zusatzprotokoll versehen. Es sah die gemeinsame 
Eroberung und Aufteilung Polens vor. Zwischen 1931 und 1941, in der 
Phase der Eingliederung der östlichen Hälfte Polens in die Sowjetunion, 
wurden in dieser Region mehr Menschen verhaftet als im übrigen Polen.

III

Damit sind wir bei einer vertrauten Ereigniskette angelangt: dem deutschen 
Einmarsch in die Sowjetunion im Juni 1941, dem Sieg der Sowjetunion über 
Deutschland, der Besetzung Polens und großer Teile Osteuropas durch die 
Rote Armee, der Installierung kommunistischer Regime, dem Kalten 
Krieg. Welche bleibende Bedeutung sollte die polnische Politik der Zwi­
schenkriegszeit haben nach einem verheerenden Krieg, aus dem Polen als 
Vasallenstaat der Sowjetunion hervorging und nach all den Jahren totalitä­
rer Besatzung und Fremdherrschaft?

Erstens liegt auf der Hand, dass der polnisch-sowjetische Gegensatz, der 
sich in der Zwischenkriegszeit herausbildete, in vielerlei wichtiger Hinsicht 
den späteren Kalten Krieg vorwegnahm, einschließlich mancher Versäum­
nisse des Westens. Die Ungarn, die 1956 gegen die Sowjetherrschaft aufbe­
gehrten, wurden von den Amerikanern enttäuscht, genauso wie die Ukrai­
ner, die 1930 aus der Sowjetunion flohen, von den Polen enttäuscht 
wurden. In den 1940er und 1950er Jahren setzten die Sowjets Desinforma­
tionsstrategien nach dem »Trest«-Muster gegen die USA und Großbritan­
nien ein -  mit großem Erfolg. Jerzy Niezbrzycki warnte aus seinem 
amerikanischen Exil die USA davor, weiteren Strategien dieses Typs auf 
den Leim zu gehen, doch es nützte nichts. Im Polen der Zwischenkriegszeit 
hatte Niezbrzycki unter dem Pseudonym Ryszard Wraga eine Unzahl 
journalistischer Beiträge über die Sowjetunion veröffentlicht. Das Pseudo­
nym nahm er in sein US-Exil mit, wo er sich Richard Vraga nannte, doch 
konnte er keine amerikanischen Zeitschriften für seine Artikel interessie­
ren.
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Ein zweites Argument betrifft den Aspekt der personellen Kontinuität. 
Niezbrzycki selbst fand zunächst in Frankreich und dann in den USA 
Verwendung, aber nur in untergeordneter Funktion. Sein Mitarbeiter 
Henryk Jozewski, der zeitweilige Gouverneur von Wolhynien, blieb in 
Polen. Er kämpfte im Untergrund gegen die Deutschen und später die 
Sowjets. In den Anfangsjahren des Kalten Krieges war Jozewski einer der 
ganz wenigen Polen, die aktiv mit einem westlichen Nachrichtendienst 
zusammenarbeiteten. Es handelte sich dabei nicht um die CIA oder den 
Secret Service, sondern um eine von London aus geleitete polnische Geheim­
organisation mit dem unscheinbaren Namen »Planungsbüro«. Britische 
und amerikanische Geheimdienstleute ließen sich von einer Desinformations­
operation der polnischen Kommunisten so hinters Licht führen, dass sie 
ihren Gegnern verrieten, dass Jozewski sich in Polen aufhielt. Gleichwohl 
brachte er es fertig, bis 1953 unentdeckt im Untergrund weiterzuarbeiten, 
eine fast unglaubliche Leistung.

Die wichtigste personelle Kontinuität war eine, die sich besser als ideelle 
Kontinuität begreifen lässt. Jerzy Giedroyc, Prometheaner niedrigen Ran­
ges in der Zwischenkriegszeit, entwickelte sich zum vielleicht einfluss­
reichsten polnischen Intellektuellen der Nachkriegsjahrzehnte. In seiner 
Monatszeitschrift Kultura propagierte er, unterstützt von seinem Freund 
Juliusz Mieroszewski, mehr als vier Jahrzehnte lang eine stark modifizierte 
Fassung des prometheischen Projekts. Im Polen der Zwischenkriegszeit 
hatten die Prometheer die Ansicht vertreten, die Sowjetunion werde früher 
oder später in national definierte Fragmente zerbrechen, und Polen könne 
nur eine unabhängige Kraft bleiben, wenn es rechtzeitig Beziehungen zu 
den Führern künftiger unabhängiger Nationalstaaten entwickle, allen vor­
an zu den Ukrainern. In der Nachkriegswelt, in der sich die Sowjetunion 
als Bezwingerin Deutschlands und Beherrscherin Polens präsentierte, war 
es offenkundig schwer, an einem so optimistischen Szenario festzuhalten. 
Im Grunde hatten schon unter dem Eindruck der Hungersnot von 1933 die 
meisten Polen ihre Einschätzung, was die Zukunft der Sowjetunion betraf, 
revidiert, und man kann wohl ohne Übertreibung sagen, dass zwischen 
diesem Zeitpunkt und dem Tod Stalins 20 Jahre später aus polnischer Sicht 
keinerlei gute Nachrichten aus der Sowjetunion kamen. Unter den Bedin­
gungen des Kalten Krieges war Polen aus auf der Hand liegenden Gründen 
nicht in der Lage, eine eigenständige Außenpolitik zu formulieren. 
Giedroyc machte sich in seinem französischen Exil dennoch jahrzehnte­
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lang Gedanken über die Außenpolitik eines künftigen souveränen polni­
schen Staates. Ein solcher polnischer Staat könne, so argumentierte er, 
seinen eigenen Nationalismus und den der Russen nur dadurch zügeln, 
dass er unabhängige, zwischen den beiden Rivalen liegende Staaten unter­
stützt, vor allem die Ukraine.

Der sowjetische Kommunismus werde am Ende Schiffbruch erleiden, so 
lautete die Prämisse Giedroycs, was verriet, dass ein guter Teil des ur­
sprünglichen Optimismus noch da war. Der Kollaps werde sich entlang 
nationaler Bruchlinien vollziehen, in einem neuen Frühling der Nationen. 
Die Renaissance des Nationalismus sei jedoch nicht an und für sich begrü­
ßenswert. Vielmehr sollten sich die in der Emigration lebenden Polen, 
ebenso wie die Bewohner Polens, bemühen, im Lauf der Jahre und Jahr­
zehnte zu einem Verständnis der geschichtlichen Zwickmühle zu gelangen, 
in der sich die östlichen Nachbarn Polens befanden, besonders die Ukrai­
ner. Darüber hinaus täten, so Giedroyc, die Polen gut daran, sich mit dem 
Verlust ihrer ehemaligen südöstlichen Provinzen an die Sowjet-Ukraine 
abzufinden. Stalin hatte im Rahmen des Molotow-Ribbentrop-Pakts von 
1938 Galizien und Wolhynien annektiert und beide Provinzen nach 1945 
mit dem Segen der Alliierten behalten. Es war klar, dass viele Polen darin 
ein historisches Unrecht sahen. Giedroyc und Mieroszewski legten an die 
neue Grenze weniger moralische als strategische Maßstäbe an. Wenn, so 
argumentierten sie, Polen irgendwann seine Souveränität zurückgewinnt 
und die Ukraine ihre Unabhängigkeit erlangt, dürften Grenzstreitigkeiten 
nicht die Entwicklung freundschaftlicher politischer Beziehungen behin­
dern. Dies war interessanter Weise eine Anleihe bei Pilsudski und damit 
zugleich eine Kritik an der Position der Nationaldemokraten. Die in Polen 
regierenden Kommunisten hatten in mehr als einer Hinsicht das national­
und außenpolitische Programm der Nationaldemokraten übernommen. 
Wie die Nationalisten im Polen der Zwischenkriegszeit, unterdrückten die 
Kommunisten im Polen der Nachkriegszeit Ukrainer und Juden, aller­
dings taten sie es weitaus massiver. Trotz ihres kommunistischen Pflicht­
bekenntnisses zum Internationalismus zogen die Kommunisten die natio­
nale Assimilierung der staatsbürgerlichen Assimilierung vor. Wie die 
Nationaldemokraten, befürworteten sie gute Beziehungen zu Russland 
und stellten ein wieder erstarkendes Deutschland als Polens schlimmsten 
Feind dar.

So wie der Kommunismus sich selbst diskreditierte, diskreditierte er
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auch das traditionelle politische Credo der polnischen Rechten. Dazu kam, 
dass mit jedem Jahrzehnt, das nach 1945 verging, die Zweifel an der 
Bereitschaft und Fähigkeit der Sowjetunion wuchsen, Polen Schutz vor 
einem wiedererstarkenden Deutschland zu gewähren. Da die Siegermächte 
des Zweiten Weltkriegs Polen mit ehemals deutschen Gebieten im Westen 
für seine territorialen Verluste im Osten entschädigt hatten, war es nur 
natürlich, dass die Polen einen deutschen Revanchismus fürchteten. Doch 
im Lauf der Zeit wurde die Bundesrepublik Deutschland zu einer glaub­
würdigen Demokratie und zu einem Land mit sichtbarem Wohlstand. Als 
die Sowjetunion und das kommunistische Polen in den frühen 1970er 
Jahren Abkommen mit der BRD unterzeichneten, in denen die bestehen­
den Grenzen anerkannt wurden, trat die Gefahr einer deutschen Revanche 
noch weiter in den Hintergrund. Diejenigen in Polen, die in Opposition zu 
den herrschenden Kommunisten standen, suchten in den 1970er und 
1980er Jahren nach einer alternativen Vision für das Verhältnis Polens zu 
seinen Nachbarn und fanden sie in Giedroycs modernisiertem und mini­
miertem Prometheismus. Die SoZzW^rwosc-Revolution von 1980 förderte an 
ihrem Rand Sympathien für einzelne Sowjetrepubliken zutage, insbeson­
dere für die Ukraine. In den 16 Monaten ihrer legalen Existenz propagierte 
die Solidarnosc die gesellschaftliche Diskussion über vielschichtige politi­
sche Fragen. Dies verhalf dem politischen Programm der Kultura zu breiter 
Bekanntheit und Akzeptanz über den engen Kreis ihrer Leser hinaus. 
Nach der Zerschlagung der Solidarnosc durch die Verhängung des Kriegs­
rechts im Dezember 1981 wurde den nunmehr in den Untergrund abge­
drängten Aktivisten klarer denn je, wie dringend sie Verbündete innerhalb 
des Ostblocks und der Sowjetunion brauchten. Das wiederum bestärkte 
die ÄWf^ra-Gemeinde in ihrer Überzeugung, dass die polnischen und die 
ukrainischen Intellektuellen ihre Differenzen diskutieren und beilegen 
sollten.

Nach 1989 praktizierten die der Solidarnosc nahestehenden Regierungen 
eine Ostpolitik, die große Ähnlichkeit mit dem ÄWzzzra-Programm hatte. 
Das war das große Verdienst von Außenminister Krzysztof Skubiszewski, 
der zügig und entschlossen eine Politik vorantrieb, die ungeachtet der 
legalistischen Sprache, die er pflegte, ziemlich radikal war. In den entschei­
denden Jahren zwischen 1989 und 1991, als Polen schon souverän war, die 
Sowjetunion aber noch bestand, erkannte Polen die Grenzen eines künfti­
gen ukrainischen Staates an und schloss ein Abkommen mit der Sowjet-
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Ukraine, als handle es sich bereits um einen freien und unabhängigen Staat. 
Das war schon deutlich vor Präsident George Bushs »Chicken Kiev«- 
Rede, in der er die sowjetische Ukraine beschwor, in der Sowjetunion zu 
bleiben, Michail Gorbatschow und seinen Reformen zuliebe. Die Ostpoli­
tik Polens war also wesentlich ambitionierter und kühner als die der USA, 
die sich zur Kritikerin Polens aufwarf. Polen war in den frühen 1990er 
Jahren ebensowenig ein Werkzeug der Vereinigten Staaten, wie es in den 
1920er Jahren ein Werkzeug Großbritanniens und Frankreichs gewesen 
war. Weit davon entfernt, sich in die Rolle eines verlängerten Arms der 
Großmächte zu fügen, hatte schon das Polen der 1920er Jahre eine eigene 
Politik gegenüber der Ukraine und dem restlichen Osteuropa betrieben. 
Damals hatte ihm diese Politik kein Glück gebracht, doch die 1990er Jahre 
nahmen einen ganz anderen Verlauf als die 1930er. Als die Sowjetunion 
1991 zusammenbrach, war Polen der erste Staat, der die unabhängige 
Ukraine anerkannte. Als die Ukrainer Ende 2004 auf die Straße gingen, um 
sicher zu stellen, dass ihr Land eine Demokratie blieb, war Polen gerade 
Mitglied der EU geworden und setzte sich mit aller Kraft dafür ein, dass 
die Europäische Union sich eindeutig auf die Seite der Orangen Revolution 
stellte.

IV

Vom geheimen Krieg der 1920er und 1930er Jahre lässt sich so ein Bogen 
zum Kalten Krieg und seinem Ausgang schlagen. Das soll kein Argument 
für die Wichtigkeit von Verschwörungen sein. Es ist das Ende des Kom­
munismus (der allerdings eine große Verschwörung war), das es möglich 
macht, diese Geschichte zu erzählen. Die hier dargestellten Vorgänge 
hätten sich ohne den unbeschränkten Zugang zu den polnischen (und in 
begrenztem Ausmaß auch den ukrainischen) Archiven nicht rekonstruie­
ren lassen. Gerade weil Polen sich zu einer offenen Gesellschaft gewandelt 
hat -  in Sachen Archivzugang wesentlich offener als die USA oder Russ­
land - ,  ist es möglich geworden, die Geschichte der Spionage in die 
Geschichte Osteuropas zu integrieren. Eine Erkenntnis daraus lautet: Die 
Seite, die einen geheimen Krieg gewinnt, gewinnt nicht unbedingt einen 
kalten. Die Sowjets waren nicht nur den Polen, sondern auch den Ameri­
kanern und Briten in allen wichtigen Bereichen der Aufklärungs- und 
Spionagearbeit hoch überlegen. Die Sowjetunion verlor den Kalten Krieg
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aufgrund ihrer systembedingten Schwäche und weil sie die internationale 
öffentliche Debatte darüber, ob ihr System reformierbar war oder abge­
schafft gehörte, nicht bestand. Im Licht der Entwicklungen, die wir hier 
detailliert analysiert haben, ist auch deutlich geworden, dass der polnische 
Prometheismus nicht zum Erfolg führen konnte, solange er eine geheim­
politische Veranstaltung war. Was letzten Endes etwas bewirkte -  wenn 
auch nur an der Peripherie des großen Weltgeschehens -, waren die Ideen, 
die die Politik der Zwischenkriegszeit unterfütterten. Diese Ideen besag­
ten, dass es Sicherheit für Polen erst geben werde, wenn sich zwischen ihm 
und Russland Nachbarstaaten ausdehnen, und dauerhafte Sicherheit erst 
dann, wenn diese Staaten wirklich unabhängig sind. Gedacht war das in 
erster Linie als ein Sicherheitspolster gegenüber Russland, in zweiter Line 
aber auch als Damm gegen die nationalistischen Neigungen Polens selbst. 
Die polnische Ostpolitik der Jahre 1989-2005 funktionierte unter günsti­
gen weltpolitischen Vorzeichen. In den Anfangs) ahren dieser Periode ge­
lang es Polen dank Gorbatschow, politische Schritte zu tun, die wesentlich 
kühner waren als alles, was zu der Zeit im Westen ersonnen wurde. In der 
späteren Phase, als Polen Bündnispartner der USA und Mitglied der Euro­
päischen Union war, konnte es die Ukraine ein Stück weit ins Zentrum der 
Aufmerksamkeit dieser weltpolitischen Akteure rücken.

Hier soll freilich nicht suggeriert werden, dass Polen gegenüber der 
Ukraine immer nur die wohlwollendsten Absicht gehegt hätte. Während 
des gesamten 20. Jahrhunderts gab es in Polen zwei geopolitische Denk­
schulen: Die eine vertrat die Meinung, die Ukraine müsse im Interesse eines 
historischen Kompromisses mit Russland geopfert werden, die andere 
besagte, die Ukraine müsse unterstützt werden, weil Polen einen ihm 
freundlich gesonnenen Pufferstaat zwischen sich und Russland brauche. 
Die zweite Variante mag sich mit persönlichen Sympathien für die Ukraine 
besser vertragen als die erste, doch wertfrei betrachtet, handelt es sich um 
konkurrierende Bewerber für die Rolle der Strategie, die am besten geeig­
net ist, die Interessen Polens zu gewährleisten. Polnische Befürworter der 
zweiten Variante ließen die Ukraine, wie gezeigt, in entscheidenden Mo­
menten im Stich: 1921,1930 und 1935. Worauf es hier jedoch ankommt, ist 
dass dieser zweite Ansatz trotz vieler Hindernisse im letzten Viertel des 20. 
Jahrhunderts im geistigen Leben Polens eindeutig die Oberhand gewon­
nen hat. Zum einen liegt das einfach daran, dass er intelligente Fürsprecher 
hatte, zum zweiten daran, dass er sich besser mit den sich in Westeuropa



172 Timothy Snyder

durchsetzenden Vorstellungen von Völkerrecht und Minderheitenrechten 
vereinbaren ließ, und zum dritten daran, dass der polnische Kommunismus 
die nationalistische Option diskreditierte, indem er sie praktizierte. Wahr­
scheinlich konnte man erst in den Jahren 2004-05, während der Orangen 
Revolution in der Ukraine, von einer entschieden pro-ukrainischen öffent­
lichen Meinung in Polen sprechen.

Wenn das Wesen der innerpolnischen Diskussion über die Ukraine und 
den Osten erst einmal begriffen ist, lassen sich bestimmte Erscheinungen 
der gegenwärtigen internationalen Politik leichter verstehen: die polnische 
Ukraine-Politik, die polnische Europapolitik, die Sympathie Polens für die 
US-amerikanische Politik der Demokratisierung. Doch so interessant und 
fruchtbar es ist, Bezüge zum polnisch-bolschewistischen Krieg, zu Jozef 
Pilsudski und zum Geheimdienstkrieg der Zwischenkriegszeit um die 
Ukraine herzustellen und daraus Belege für einen sehr langfristig wirksa­
men Trend im polnischen Denken zu gewinnen, so deutlich muss gesagt 
werden, dass der Sieg der post-prometheischen Denkschule nichts Endgül­
tiges ist. Es ist sogar denkbar, dass diese Schule dabei ist, in Polen selbst an 
Boden zu verlieren. Ihre wichtigsten Jünger, die Solidarnosc-Regierungen 
der 1990er Jahre und später Präsident Aleksander Kwasniewski, sind in der 
politischen Versenkung verschwunden. In der Orangen Revolution spielte 
Kwasniewski eine sehr bemerkenswerte, im Westen dennoch kaum wahr­
genommene Rolle. Der Sieg der Rechten in den polnischen Parlaments­
und Präsidentschaftswahlen des Jahres 2005 hat zu einer neuen Konstella­
tion geführt. Jetzt regieren Nationalisten, die sich wieder auf das Welt­
politik-Modell der alten polnischen Nationaldemokraten besinnen. Da 
Polen nun Mitglied der Europäischen Union ist, brauchen polnische Füh­
rer heute nicht mehr zu demonstrieren, dass sie gute Europäer sind. Die 
von der derzeitigen US-Regierung praktizierte Spielart des Demokratie­
Exports, die in Polen über das gesamte parteipolitische Spektrum hinweg 
große Sympathie genießt, wird mit ziemlicher Sicherheit Schiffbruch erlei­
den. In diesem Fall wird ein Kapitel in der Geschichte der großen Strategien 
vielleicht bald abgeschlossen sein. Umso positiver ist es, dass dank offener 
Gesellschaft und offener Archive ein Geheimkrieg Gegenstand wissen­
schaftlicher Forschung werden und dass die damit verbundene Schule des 
strategischen Denkens besser verstanden werden kann. Die Geschichte, 
wie sie zuerst vom Sowjetkommunismus besiegt wurde und später mithalf,
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pas dar.
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Aus dem Englischen von Karl Heinz Siher

* Dieser Artikel resümiert das 2005 erschienene Buch des Autors, Sketches from  a Secret War: 
A  Polish Artist’s Mission to Liberate Soviet Ukraine, Yale UP. Der Verlag schreibt: »The 
forgotten protagonist of this true account aspired to be a cubist painter in his native Kyi'v. In 
a Europe remade by the First W orld War, his talents led him to different roles—intelligence 
operative, powerful statesman, Underground activist, lifelong conspirator. H enryk Jözewski 
directed Polish intelligence in Ukraine, governed the borderland region of Volhynia in the 
interwar years, worked in the anti-Nazi and anti-Soviet Underground during the Second 
W orld War, and conspired against Poland’s Stalinists until his arrest in 1953. His personal 
story, important in its own right, sheds new light on the foundations of Soviet power and on 
the ideals of those who resisted it. By following the arc of Jözewski’s life, this book demon- 
strates that his tolerant policies toward Ukrainians in Volhynia were part of Poland’s plans to 
roll back the communist threat. The book mines archival materials, many available only since 
the fall of communism, to rescue Jözewski, his Polish milieu, and his Ukrainian dream from 
oblivion. An epilogue connects his legacy to the disintegration of the Soviet Union and the 
democratic revolution in Ukraine in 2004.« (Anm. d. Red.)
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IWM. 1990-1991 war er Berater von Premierminister Tadeusz Mazowiecki.

Timothy Snyder lehrt Geschichte an der Yale University und war 2005 Visiting 
Fellow am IWM, wo er u.a. sein Buch Sketches from  a Secret War: A  Polish Artist’s 
Mission to Liberate Soviet Ukraine, Yale UP 2005, abschloss. Sein Beitrag fasst die 
Forschungsergebnisse zusammen.
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